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Vertrauen in Vergleichbarkeit? – (Inter)nationale Standards ethischer Unternehmensführung“ lautet das Thema

der kommenden Jahrestagung des DNWE vom 8. bis 9. April 2011 in Elmshorn bei Hamburg. Entscheidend für die

Wahl dieses Themas war das Inkrafttreten der „ISO 26000 – Leitfaden zur gesellschaftlichen Verantwortung von

Organisationen“ im November 2010. Damit legt die International Organization for Standardization einen umfas-

senden Verhaltensstandard für gesellschaftlich verantwortliches Verhalten von Organisationen vor, der vor allem

auf die Sicherung der „social responsibility“ im Kerngeschäft der Organisationen zielt. Dabei basiert der Standard

auf dem Konsens sowohl der Industrievertreter als auch von mehr als 75 beteiligten Organisationen verschiede-

ner Stakholdergruppierungen, die sich mit dem Thema Verantwortung von Unternehmen auseinandersetzen.

Auch das European Business Ethics Network, vertreten durch Annette Kleinfeld und Michael Aßländer sowie das

Zentrum für Wirtschaftsethik, vertreten durch Josef Wieland, waren aktiv an der Entwicklung der ISO 26000 be-

teiligt. Zudem wirkte Annette Kleinfeld im Deutschen Spiegelgremium des Deutschen Instituts für Normung

(DIN) mit, das maßgeblich für die Endfassung des ISO-Leitfadens verantwortlich zeichnete.

Wir nehmen dies zum Anlass, das Thema Ethische Standards der Unternehmensführung zum Schwerpunktthema

unseres ersten FORUMS Wirtschaftsethik in diesem Jahr zu machen, um Ihnen, sehr verehrte Leserinnen und 

Leser, so Appetit auf unsere kommende Jahrestagung zu machen.

Den Auftakt bildet ein Übersichtsartikel von Michael Aßländer mit dem Titel „Initiativen unternehmerischer

Verantwortungsübernahme – Zwischen Freiwilligkeit und Soft Law“, in dem die Prinzipien und Selbstverpflich-

tungsmechanismen einiger der derzeit wichtigsten Initiativen korporativer Verantwortungsübernahme vorge-

stellt werden. Hierzu zählen der UN Global Compact, das so genannte Grünbuch – Europäische Rahmenbedin-

gungen für die Soziale Verantwortung der Unternehmen der Europäischen Kommission, die vor allem im

US-amerikanischen Raum verbreiteten „Sullivan Principles“, die „Principles for Business“ des Caux Round Table,

Brancheninitiativen, wie die „Equator Principles“ oder das „Responsible Care Program“ der Chemischen Industrie

und zahlreiche Stewardship Councils, wie etwa das „Forest Stewardship Council“ oder das „Marine Stewardship

Council“. Angesichts der Vielfalt derartiger Einzelinitiativen stellt sich für Aßländer abschließend die Frage, wie

sich der ISO 26000 Leitfaden zur gesellschaftlichen Verantwortung von Organisationen im Wettbewerb der Stan-

dards zukünftig wird durchsetzen können.

Der zweite Beitrag mit dem Titel „Unternehmensethik auf dem Vormarsch: ISO 26000 macht Ethik zur Norm

globalen Wirtschaftshandelns“ von Annette Kleinfeld und Anke Kettler erläutert die Hintergründe, Entstehungs-

geschichte und den Aufbau des ISO 26000 Leitfadens zur gesellschaftlichen Verantwortung von Organisationen.

Dabei argumentieren Kleinfeld und Kettler, dass der Entzug gesellschaftlicher Akzeptanz künftig zu den bedeu-

tendsten unternehmerischen Risiken zählen werde. Entsprechend können die Übernahme gesellschaftlicher Ver-

Liebe Leserinnen und Leser,
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antwortung und die verantwortungsbewusste Gestaltung der Geschäftspolitik im Sinne des ISO Leitfadens zur

Sicherung der gesellschaftlichen Akzeptanz unternehmerischer Tätigkeit beitragen. Dabei gehe es der ISO Norm

nicht darum, das Thema „Gesellschaftliche Verantwortung von Organisationen“ neu zu erfinden, sondern im 

Sinne eines integrativen Ansatzes die bestehenden Standards innerhalb eines Dokumentes zu bündeln. Als vor-

teilhaft erweise sich, dass der ISO Leitfaden auf dem Konsens von Industrievertretern, Nichtregierungsorganisa-

tionen, Wissenschaftlern und Vertretern der Politik aus annähernd hundert Nationen basiere und so die Erwar-

tungen unterschiedlicher Interessengruppen widerspiegele.

Den Abschluss bildet ein Beitrag von Julia Roloff mit dem Titel „Meilenstein oder Fußnote auf dem Weg zur 

gesellschaftlich verantwortungsvollen Unternehmung? – Zur Bedeutung des Leitfadens ISO 26000“. Ausgehend

von der Frage, ob es angesichts der zahlreichen etablierten Standards noch eines zusätzlichen ISO 26000 Leit-

fadens zur Regulierung gesellschaftlicher Verantwortung von Unternehmen bedarf, analysiert Roloff kritisch den

Beitrag, den der ISO Leitfaden innerhalb der aktuellen CSR-Diskussion zu leisten in der Lage ist. Dabei zeigt sich,

dass der ISO Leitfaden insbesondere im Vergleich mit den Berichtsstandards der Global Reporting Initiative und

den Verhaltensgrundsätzen der OECD für multinationale Unternehmen im Wesentlichen keine neuen Themen 

beinhaltet. Vielmehr liege die Stärke der ISO 26000 darin, einen praktikablen „Wegweiser im Normenwald“ 

darzustellen und – im Gegensatz zu der innerhalb der CSR-Debatte häufig vertretenen Ansicht der Freiwilligkeit

unternehmerischer Verantwortungsübernahme – eine klare Definition unternehmerischer Verantwortung, ins-

besondere in Bezug auf das Kerngeschäft von Unternehmen zu formulieren.

In den weiteren Beiträgen dieser Ausgabe berichten wir von der 16. Herbstakademie in Weingarten und den

„Bayreuther Dialogen 2010“ zum Thema „Chancengleichheit – Eine Investition in die Zukunft“. Unter der Rubrik

„Stichwort“ informieren wir Sie mit einem Beitrag von Jens Claussen über den „Corruption Perception Index“

von Transparency International. Zudem stellen wir Ihnen wieder einige Buch-Neuerscheinungen auf dem Gebiet

der Wirtschafts- und Unternehmensethik vor und berichten unter der Rubrik Promotionen über ein aktuelles Dis-

sertationsprojekt zur Wirtschafts- und Unternehmensethik. Den Abschluss der vorliegenden Ausgabe bildet unter

der Rubrik „Aktuelles“ ein Bericht von Martin Priebe von der Klausurtagung der Regionalforenleiter vom 22. bis

23. Januar dieses Jahres.

Wir hoffen, dass es uns auch mit dieser Ausgabe FORUM Wirtschaftsethik gelungen ist, Ihnen Lesevergnügen

zu bereiten und Sie mit der Wahl unseres Schwerpunktthemas auf die kommende Jahrestagung des DNWE vom

8. bis 9. April in Elmshorn einzustimmen.

Michael Aßländer Daniel Dietzfelbinger Nick Lin-Hi
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Einleitung
Spätestens mit Inkrafttreten des so genannten

„Guidance Standards ISO 26000 – Guidance on Social

Responsibility“ im November 2010 scheint die Frage

nach den Regeln und Normen, die Unternehmen in

ihrem Kerngeschäft zu befolgen haben, um ihrer so-

zialen Verantwortung gerecht zu werden, mindestens

aus Sicht der International Organisation for Stan-

dardization geklärt. Wenngleich es hinreichend große

Freiheitsgrade in der Formulierung des Standards den

einzelnen Unternehmen und Organisationen erlau-

ben, die entsprechenden Regelungen an ihr jeweili-

ges Geschäfts- und Tätigkeitsfeld anzupassen, sind die

Aussagen des ISO-Standards hinsichtlich der Themen

„Verantwortlichkeit“, „Transparenz“, „ethisches Ver-

halten“, „Achtung der Stakeholderinteressen“, „Be-

achtung gesetzlicher Regelungen“, „Einhaltung inter-

nationaler Verhaltensstandards“ und „Wahrung der

allgemeinen Menschenrechte“ eindeutig genug for-

muliert, um die Einhaltung der jeweiligen Bestim-

mungen im Zweifel auch „überprüfen“ zu können.

Obwohl eine Zertifizierung des Standards seitens der

ISO bisher nicht vorgesehen ist, bietet der Standard

somit dennoch eine Grundlage für eine mögliche zu-

künftige Weiterentwicklung zu einer zertifizierbaren

ISO-Norm.

Allerdings stellt sich die Frage, ob es angesichts der

zahlreichen bereits existierenden „Standards guter

Unternehmensführung“ (Thielemann/Ulrich 2009)

tatsächlich eines weiteren Standards bedarf, um Ver-

antwortung zu definieren und die Themenfelder un-

ternehmerischer Verantwortungsübernahme festzu-

legen. Tatsächlich hat es den Anschein als ob sich

auch im Bereich der „soft laws“ allmählich eine ge-

wisse Überregulierung abzeichnet, die dem eigentli-

chen Anliegen von Transparenz und Vergleichbarkeit

durch Standardisierung letztlich entgegenwirkt. Be-

trachtet man es als eines der Anliegen derartiger

Selbstverpflichtungsinitiativen, einer gesetzlichen

Normierung und damit einer staatlichen Überregu-

lierung vorzubeugen, scheint die stetig zunehmende

Anzahl neuer Initiativen und Standards diesem An-

liegen insgesamt jedoch wenig förderlich. So verwei-

sen derartige Initiativen zwar einerseits auf die „Frei-

Text: Michael S. Aßländer

Initiativen 
unternehmerischer 
Verantwortungs-
übernahme
– Zwischen Freiwilligkeit und Soft Law
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willigkeit“ des Beitritts und bei der Umsetzung und

Unterstützung ihrer Prinzipien. Andererseits sind es

aber vielfach staatliche und suprastaatliche Gremien,

die den Weg des „soft laws“ nutzen, um neue Stan-

dards – zwar unterhalb der Gesetzgebung, dafür aber

im internationalen Rahmen – zu setzen. Prominente-

stes Beispiel hierfür ist der 1999 auf dem Weltwirt-

schaftsgipfel in Davos auf Betreiben des vormaligen

UN-Generalsekretärs Kofi Annan ins Leben gerufene

Global Compact, der es sich zum Ziel gesetzt hat, zen-

trale Werte der menschlichen Gemeinschaft inner-

halb einer globalen Wirtschaft zu stärken. Dabei steht

der Global Compact in einer Reihe mit ähnlich gela-

gerten suprastaatlichen Initiativen, wie beispielswei-

se den im Jahre 2000 umfangreich überarbeiteten

Verhaltensrichtlinien der OECD für multinationale

Unternehmen oder dem im Jahre 2001 veröffentlich-

ten Grünbuch „Europäische Rahmenbedingungen

für die Soziale Verantwortung der Unternehmen“ der

Europäischen Kommission, das der Debatte um die

soziale Verantwortung von Unternehmen insofern

entscheidende Impulse lieferte als es die Verantwor-

tungsübernahme mit den Kriterien der so genannten

„Triple Bottom Line“ (Elkington 1999; 2004) einer

ökonomisch, ökologisch und sozial nachhaltigen Ent-

wicklung verband.

Daneben existieren diverse internationale und

nationale Branchen- und Verhaltensstandards, wie

etwa die insbesondere im nordamerikanischen

Raum bekannten Sullivan Principles oder die Ver-

haltensstandards des so genannten Caux Round 

Table. Generell lässt sich dabei zwischen surpastaat-

lichen, branchenübergreifenden und branchenspe-

zifischen Standards unterscheiden. Zudem existie-

ren mit den diversen  Stewardship Councils spe-

zifisch an den Themen der sozialen und ökologi-

schen Nachhaltigkeit ausgerichtete Brancheninitia-

tiven. Der folgende Beitrag versucht einen Über-

blick über die wichtigsten der zwischenzeitlich

sehr zahlreichen Selbstverpflichtungsinitiativen zu

geben, ohne dabei jedoch den Anspruch auf Voll-

ständigkeit zu erheben.

UN Global Compact

Derzeit stellt der UN Global Compact sowohl hin-

sichtlich der in dieser Initiative zusammengeschlosse-

nen Unternehmen als auch hinsichtlich der Bandbrei-

te der benannten Prinzipien sozialer Verantwortungs-

übernahme die derzeit wohl wichtigste Initiative zur

Förderung unternehmerischer Verantwortung dar.

Dabei versteht sich der Global Compact als weltweit

größte Corporate Citizenship Initiative mit derzeit

knapp einhundert aktiven oder im Aufbau befind-

lichen nationalen Netzwerken.

Mit der Formulierung von zehn Prinzipien, auf 

deren Einhaltung und Förderung sich die Teilneh-

mer verpflichten, will der Global Compact an allge-

mein akzeptierten Verhaltensstandards anknüpfen,

in denen die zentralen Grundwerte der menschli-

chen Gemeinschaft zum Ausdruck kommen. Hierzu

zählen: Die Allgemeine Menschenrechtserklärung

der Vereinten Nationen, die Deklaration der Interna-

tional Labour Organization über die fundamentalen

Rechte der Arbeiter, die Rio-Deklaration der Verein-

ten Nationen über Umwelt und Entwicklung sowie

das Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen

Korruption (Global Compact Office (2005). Im Ein-

zelnen lauten die Prinzipen: 

� Menschenrechte: (Prinzip 1) Unternehmen sollen

den Schutz der internationalen Menschenrechte

innerhalb ihres Einflussbereichs unterstützen und

achten und (Prinzip 2) sicherstellen, dass sie sich

nicht an Menschenrechtsverletzungen mitschuldig

machen.

� Arbeitsnormen: (Prinzip 3) Unternehmen sollen

die Vereinigungsfreiheit und die wirksame Anerken-

nung des Rechts auf Kollektivverhandlungen wah-

ren sowie ferner für (Prinzip 4) die Beseitigung aller

Formen der Zwangsarbeit, (Prinzip 5) die Abschaf-

fung der Kinderarbeit und (Prinzip 6) die Beseiti-

gung von Diskriminierung bei Anstellung und

Beschäftigung eintreten.

� Umweltschutz: (Prinzip 7) Unternehmen sollen

im Umgang mit Umweltproblemen einen vorsor-
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genden Ansatz unterstützen, (Prinzip 8) Initiativen

ergreifen, um ein größeres Verantwortungsbewusst-

sein für die Umwelt zu erzeugen, und (Prinzip 9) die

Entwicklung und Verbreitung umweltfreundlicher

Technologien fördern.

� Korruptionsbekämpfung: (Prinzip 10) Unterneh-

men sollen gegen alle Arten der Korruption eintre-

ten, einschließlich Erpressung und Bestechung.

Dem Global Compact können sowohl Unterneh-

men als auch zivilgesellschaftliche Organisationen

beitreten. Mit ihrem Beitritt erklären sie sich bereit,

jährlich einen „Fortschrittsbericht“ über die Umset-

zung der Global Compact Prinzipien innerhalb der

Organisation zu veröffentlichen. Die jeweiligen Be-

richte sollen sich dabei im Einklang mit den „Com-

munication on Progress (COP)-Richtlinien“ des Glo-

bal Compact befinden (Global Compact Office

2010a; 2010b). Dabei will der Global Compact we-

der staatliches durch suprastaatliches Recht erset-

zen noch Verhaltensstandards oder Richtlinien für

konkretes unternehmerisches Handeln vorgeben,

sondern versteht sich als eine Art „Gesellschaftsver-

trag“, der versucht, die minimal einzuhaltenden ethi-

schen Normen innerhalb der Wirtschaft zu regeln

und hierfür einen Rahmen für die ethische Selbst-

verpflichtung von Unternehmen bereitzustellen

(Leisinger 2002: 408 f.; Ruggie 2004: 16). Derzeit

sind im Global Compact mehr als 7.700 Unterneh-

men und Organisationen der Zivilgesellschaft und

der Wissenschaft zusammengeschlossen (Global

Compact Office 2010c).

CSR Europe

Zu den aus europäischer Sicht wohl wichtigsten

Dokumenten im Kontext unternehmerischer Verant-

wortungsübernahme zählt das auf Grundlage der 

Arbeiten von CSR-Europe im Jahre 2001 von der Eu-

ropäischen Kommission veröffentlichte „Grünbuch

– Europäische Rahmenbedingungen für die Soziale

Verantwortung der Unternehmen“. Hier wird CSR

definiert als: „ein Konzept, das den Unternehmen als

Grundlage dient, auf freiwilliger Basis soziale Belange

und Umweltbelange in ihre Unternehmenstätigkeit

und in die Wechselbeziehungen mit den Stakehol-

dern zu integrieren” (Europäische Kommission 2001:

8; 2002: 5). Kernelemente dieser Definition sind: (a)

Freiwilligkeit, (b) soziale und (c) ökologische Verant-

wortung, sowie der (d) Austausch mit den unterneh-

mensrelevanten Stakeholdern. Dabei ist die CSR-Defi-

nition der Europäischen Kommission vor allem von

der Vorstellung einer nachhaltigen Entwicklung ge-

prägt (Europäische Kommission 2001: 6), wie sie im

so genannten „Brundtland-Bericht“ formuliert wurde

(Hauff 1987: 46). Damit unterscheidet sich das euro-

päische CSR-Verständnis durch seinen starken Bezug

zum Thema Nachhaltigkeit und die explizite Forde-

rung nach Stakeholder-Dialogen wesentlich von dem

vor allem an Philanthropie und rechtskonformem

Handeln orientierten US-amerikanischen CSR-Ver-

ständnis (Bowie/Werhane 2005: 114).

Ziel der Europäischen Kommission ist es, den Pro-

zess der unternehmerischen Verantwortungsüber-

nahme für eine nachhaltige Entwicklung in zweifa-

cher Weise zu fördern: So soll zum einen der aktive

Dialog um CSR gestärkt werden; zum anderen sollen

Partnerschaftskonzepte zwischen Politik und Wirt-
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schaft entwickelt werden, die diesen Prozess frei-

williger Verantwortungsübernahme unterstützen

(Europäische Kommission 2001: 4). Dabei ist sich

die Europäische Kommission durchaus der mögli-

chen Grenzen unternehmerischer Verantwortungs-

übernahme in den Bereichen Soziales und Umwelt

bewusst. In einer Mitteilung der Kommission zur

Umsetzung der Partnerschaft für Wachstum und Be-

schäftigung heißt es: „CSR-Praktiken sind kein All-

heilmittel, und es darf nicht erwartet werden, dass

die Übernahme sozialer Verantwortung allein zu den

gewünschten Ergebnissen führt. Sie sind kein Ersatz

für politische Maßnahmen, können jedoch zu einer

Reihe politischer Zielsetzungen beitragen“ (Europäi-

sche Kommission 2006: 4).

Aus Sicht der Kommission gilt es dabei insbeson-

dere arbeitsmarktpolitische, gesundheitspolitische

und umweltpolitische Ziele zu realisieren sowie Fort-

schritte bei der Bekämpfung der weltweiten Armut

und bei der Durchsetzung der allgemeinen Men-

schenrechte zu erzielen (Europäische Kommission

(2006: 5). Anliegen der Kommission ist es, das Wissen

um CSR zu vertiefen, den Erfahrungsaustausch im

Sinne einer Best Practice zu unterstützen, die Ent-

wicklung entsprechender Managementkompeten-

zen zu fördern, die Transparenz von CSR-Maßnahmen

zu erhöhen, entsprechende Stakeholder Foren zu im-

plementieren und CSR stärker innerhalb der Politik

zu integrieren (Europäische Kommission 2002: 9 f.).

Damit adressiert die Kommission zwei eigentlich

gegensätzliche Anliegen: Aus „Management-Perspek-

tive“ dient CSR vor allem der Schaffung geeigneter

Governance-Strukturen, die dazu beitragen sollen,

ethische Mindestanforderungen in den Geschäfts-

prozeduren der Unternehmen zu verankern. Derar-

tige „ethische“ Geschäftsprinzipien sollen so zur

Grundlage der Personalpolitik, der Gesundheits- und

Sicherheitspolitik und des Umweltmanagements der

Unternehmen werden und deren Beziehungen zu

Kunden, Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und Kun-

den bestimmen. Zum anderen sind Unternehmen aus

einer „politischen Perspektive“ dazu aufgerufen, sich

freiwillig für eine ökonomisch, ökologisch und sozial

nachhaltige Entwicklung zu engagieren und im Dia-

log mit ihren Stakeholdern mögliche Konflikte ein-

vernehmlich zu lösen. Offen bleibt dabei zum einen,

welche Mindestanforderungen für die Ausgestaltung

des Kerngeschäfts konkret erfüllt werden müssen.

Zum anderen bleiben die „politischen“ und „sozia-

len“ Mitwirkungspflichten der Unternehmen, die

über das Kerngeschäft hinausgehen, weitgehend un-

spezifiziert.

Sullivan Principles

Konkreter als der „CSR-Maßnahmenkatalog“ der

Europäischen Kommission gestaltet sich die vor al-

lem im US-amerikanischen Raum verbreiteten und

nach dem amerikanischen Prediger Leon H. Sullivan

benannten „Sullivan-Principles“. Anliegen der 1977

entworfenen Leitsätze war es ursprünglich, Verhal-

tensvorschriften für den Umgang amerikanischer

Unternehmen mit dem damaligen Apartheidsregime

in Südafrika zu entwickeln. Nach einer umfassenden

Überarbeitung im Jahr 1999 finden die Prinzipien

heute als so genannte „Global Sullivan Principles“

Anwendung. Es handelt sich dabei um freiwillige Ver-

haltensrichtlinien für Unternehmen aus unterschied-

lichsten Branchen, jedweder Unternehmensgröße

und aus verschiedensten Kulturkreisen (Sullivan

Principles 2005a). Die unterzeichnenden Unterneh-

men verpflichten sich, die Global Sullivan Principles

durch Trainingsmaßnahmen bei ihren Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeitern bekannt zu machen, diese in

ihrer Geschäftspolitik zu verankern und Berichts-

strukturen zu implementieren, die es erlauben, die

CAUX ROUND TABLE
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Einhaltung dieser Verpflichtung zu überprüfen. Im

Einzelnen verpflichten die Global Sullivan Principles

Unternehmen dazu: (a) die Menschenrechte ihrer 

Arbeitnehmer, in ihrer Gemeinde und bei ihren Ge-

schäftspartnern zu achten, (b) allen Mitarbeitern

ohne Ansehen von Rasse, Geschlecht oder Religion

gleiche Beschäftigungschancen zu garantieren, (c)

die Vereinigungsfreiheit der Mitarbeitenden anzuer-

kennen, (d) Löhne zu zahlen, die es den Mitarbeiten-

den erlauben, ihre Grundbedürfnisse zu befriedigen,

(e) auf den Umwelt- und Gesundheitsschutz am 

Arbeitsplatz zu achten, (f) unter fairen Wettbewerbs-

bedingungen zu arbeiten, Patentrechte zu achten

und Korruption zu bekämpfen, (g) kommunale Ein-

richtungen in ihren Gastländern (Erziehung, Kultur

etc.) zu unterstützen und (h) auf die Förderung die-

ser Prinzipien auch bei den jeweiligen Geschäftspart-

nern hinzuwirken (Sullivan Principles 2005b). Der-

zeit haben sich annähernd 200 Unterzeichner auf die

Einhaltung der Global Sullivan Principles verpflich-

tet; das Spektrum umfasst Organisationen aus den

Bereichen Wirtschaft, Politik, Zivilgesellschaft und

Wissenschaft (Sullivan Principles 2005d). Ähnlich

wie der Global Compact und die Europäische Kom-

mission basieren auch die Sullivan-Principles auf der

Idee der freiwillige Anerkennung sozialer Verantwor-

tung durch die Unternehmen. Zwar existiert, ähnlich

wie beim Global Compact, auch hier eine „Berichts-

pflicht“ der Unterzeichner, dennoch bleiben auch

die Sullivan Principles letztlich auf das freiwillige

Wohlverhalten der beteiligten Unternehmen ange-

wiesen und verfügen über keinerlei Sanktionsmecha-

nismen bei Verstößen oder bei Nichteinhaltung ein-

zelner Prinzipien.

Caux Round Table

Eine explizit aus Sicht der Wirtschaftspraxis voran-

getriebene Initiative stellt der so genannte Caux

Round Table dar. Ursprüngliche Zielsetzung der 1986

ins Leben gerufenen Initiative war es, Differenzen in

den Handelsbeziehungen der großen Industriena-

tionen zu überwinden und einen Verständigungs-

prozess zwischen den Managern weltweit agieren-

der Großunternehmen einzuleiten. Erst auf Betrei-

ben des ehemaligen Vize-Vorstandes von Canon Inc., 

Ryuzaburo Kaku, begann sich der Caux Round Table

auch mit Fragen der Corporate Social Responsibil-

ity zu beschäftigen. Im Fokus standen dabei Überle-

gungen, wie Unternehmen ihren Beitrag zur Ge-

währleistung des Weltfriedens, der wirtschaftlichen

und sozialen Stabilität und zur Überwindung der Ar-

mut in unterentwickelten Ländern leisten könnten

(Suchanek/de Pous 2005: 52 f.; Caux Round Table

2010a). Hierzu entwickelte der Caux Round Table die

1994 veröffentlichten so genannten „Principles for

Business“ (Young 2003: 77 f.), die sich im Wesentli-

chen auf zwei Leitgedanken stützen: Das japanische

Konzept des „kyosei“, was sich am ehesten um-

schreiben lässt als gemeinschaftliches Leben und Zu-

sammenarbeit für das Gemeinwohl, und das Prinzip

der Menschenwürde (Suchanek/de Pous 2005: 53).

Die Prinzipien wurden zwischenzeitlich mehrfach

überarbeitet, letztmalig als Reaktion auf die Finanz-

und Wirtschaftskrise 2008/2009. Im Wesentlichen

verpflichten die Prinzipien die beigetretenen Unter-

nehmen dazu, (a) berechtigte Stakeholderinteressen

zu respektieren, (b) zur ökonomischen, sozialen und

ökologischen Entwicklung beizutragen, (c) den Buch-

staben und den Geist der jeweiligen Landesgesetze

zu achten, (d) internationale Regeln und Konventio-

nen zu beachten, (e) den Prozess der Globalisierung

verantwortlich mitzugestalten, (f) die natürliche Um-

welt zu schützen und (g) illegale Verhaltensweisen

zu vermeiden (Caux Round Table 2010b). Um in kon-

krete Handlungsanforderungen übersetzen werden

zu können, sind die Prinzipien auf die unterschied-

lichen Stakeholdergruppen des Unternehmens anzu-

wenden, wobei der Caux Round Table zwischen: (a)

fundamentalen Pflichten gegenüber der Allgemein-

heit sowie Pflichten gegenüber (b) Kunden, (c) Mit-

arbeitern, (d) Eigentümern und Investoren, (e) Liefe-

ranten und Geschäftspartnern, (f) Mitbewerbern und

(g) lokalen Gemeinschaften unterscheidet (Young



2003: 89 ff.). Mithin ergeben sich 49 „Zonen“, in de-

nen das Unternehmen seine Verantwortlichkeiten

definieren muss.

Brancheninitiativen

Neben den benannten branchenübergreifenden

internationalen Standards haben sich zwischenzeit-

lich eine Reihe branchenspezifischer Initiativen zur

Regulierung verantwortlichen Unternehmensverhal-

tens etabliert. Zumeist handelt es sich dabei um die

Reaktion einer Branche auf das Fehlverhalten einzel-

ner Unternehmen oder auf Schadensereignisse, die

die Geschäftspraktiken der Branche öffentlich dis-

kreditierten. Klassisches Beispiel für eine derarti-

ge Brancheninitiative stellen die am 4. Juni 2003 in 

Washington D. C. verabschiedeten so genannten

„Equator-Principles“ dar, die sich auf die Sozial- und

Umweltverträglichkeit bei der Finanzierung von Ent-

wicklungsprojekten durch Banken beziehen (Equa-

tor Principles 2003: 1). Mit der Verabschiedung der

Prinzipien reagierten die Banken auf die zunehmen-

den Proteste seitens kritischer NGOs, die den Kredit-

instituten vorwarfen, sich bei ihren Finanzierungs-

entscheidungen für Großprojekte in Schwellen- und

Entwicklungsländern hauptsächlich an ökonomi-

schen Kriterien zu orientierten, die ökologischen

und sozialen Folgen der Umsetzung derartiger Groß-

projekte jedoch bei ihren Entscheidungen nicht zu

berücksichtigen.

Entsprechend der Prinzipien muss bei Projekt-

finanzierungen von mehr als 50 Mio. USD (a) eine 

Kategorisierung des Projektrisikos durchgeführt

werden, die es erlaubt, die sozialen und ökologischen

Kosten des Projekts abzuschätzen und (b) bei als 

riskant eingestuften Projekten eine Umweltverträg-

lichkeitsprüfung stattfinden, die Auskunft über die

mögliche Gefährdung der menschlichen Gesundheit,

von Kulturgütern, bedrohten Arten und sensiblen

Ökosystemen, die sozioökonomischen Auswirkun-

gen des Projekts und dessen Wirkungen auf die Rech-

te indigener Minderheiten gibt. Die Ergebnisse dieser

Prüfung müssen (c) allen Betroffenen in geeigneter

Weise zugänglich gemacht und mit ihnen diskutiert

werden, wobei es im Bedarfsfall gilt, entsprechende

Ausgleichsmechanismen in die Projektplanung zu in-

tegrieren. Schließlich fordern die Prinzipien (d) eine

regelmäßige Berichterstattung über die Einhaltung

des Standards (Equator Principles 2003).

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt haben sich weltweit

circa 60 Finanzinstitute auf die Einhaltung der Equa-

tor Principles verpflichtet. Allerdings werden die

Richtlinien von Kritikern weitgehend als wirkungslos

erachtet. So etwa berichtet „BankTrack“ – ein interna-

tionaler Zusammenschluss verschiedener Nichtregie-

rungsorganisationen, der die Umsetzung der Equator

Prinzipien bei den Kreditinstituten beobachtet – re-

gelmäßig über Finanzierungen ökologisch oder sozial

bedenklicher Projekte seitens der Unterzeichnerban-

ken (BankTrack 2010a). Beklagt werden auch die

mangelnde Transparenz der Banken bei der Umset-

zung der Prinzipien und das Fehlen geeigneter Über-

wachungsmechanismen (BankTrack 2010b).

In diesem Sinne als tragfähiger erweist sich hinge-

gen das Responsible Care Programm der chemi-

schen Industrie. Im Wesentlichen basiert das Pro-

gramm auf drei Leitgedanken, die das Verhalten der

chemischen Industrie bestimmen sollen: (1) Proakti-

ver Umgang mit Umweltfragen statt lediglich Reak-

tion auf nationale Gesetzgebung, (2) Produktverant-

wortung über den gesamten Produktlebenszyklus

hinweg und (3) aktiver Dialog mit der Bevölkerung,

um auf deren Bedenken reagieren zu können (Bé-

langer 2005: 4 ff.). Auf dieser Grundlage wurden 

erste Handlungsgrundsätze für die kanadischen In-

dustrieunternehmen erarbeitet, die 1984 in Kraft 

traten. Zwischenzeitlich hat sich der Charakter des

Responsible Care Programms entsprechend der 

neuen Herausforderungen an eine Corporate Social

Responsibility geändert, und das Programm wurde

weltweit etabliert. So wurde das Themenspektrum

zwischenzeitlich vor allem auch um Fragen der so-

zialen Verantwortung der Unternehmen erweitert

und umfasst neben den weiterhin zentralen Sicher-
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heitsaspekten auch die Verpflichtung zum Dialog

mit den Stakeholdern der jeweiligen Unternehmen.

Kommen Unternehmen ihren Verpflichtungen im

Rahmen des Responsible Care Programms nicht

nach, ist diesen von den nationalen Verbänden der

„Responsible Care Status“ abzuerkennen. Obwohl

auch die Responsible Care Initiative mitunter als PR-

Tool kritisiert wird, sind es die klare Verpflichtung

zum Stakeholderdialog und zu größtmöglicher Trans-

parenz sowie das Bemühen, effektive und sanktions-

bewehrte Governance Strukturen innerhalb der je-

weiligen nationalen Verbände zu etablieren, mit

denen die chemische Industrie versucht, die Glaub-

würdigkeit ihrer Initiative zu erhöhen (Responsible

Care 2006; 2007).

Corporate Stewardship

Eine andere Stoßrichtung verfolgen die zwischen-

zeitlich für verschiedene Branchen etablierten „Stew-

ardship Councils“. Basierend auf der Idee einer öko-

logisch nachhaltigen Wirtschaftsweise und dem „für-

sorglichen“ Umgang mit der Natur beziehen sich die

meisten Initiativen im Bereich einer Corporate 

Stewardship vor allem auf die nachhaltige Bewirt-

schaftung natürlicher Ressourcen. Aufgrund der mit

dem Grundsatz einer „Stewardship“ auch verbunde-

nen „Rechenschaftspflicht“ des „Stewards“, fordern

diese Initiativen in der Regel die Einhaltung über-

prüfbarer und zertifizierbarer Standards, denen sich
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die der jeweiligen Initiative angeschlossenen Unter-

nehmen unterwerfen. Durch Vergabe eines „Güte-

siegels“ wird die Einhaltung dieser Prinzipien auch

nach außen hin dokumentiert.

Zu den derzeit wohl bekanntesten Beispielen zäh-

len das „Forest Stewardship Council“ (FSC) und das

„Marine Stewardship Council“ (MSC). So fordert das

FSC im Sinne einer umweltschonenden Waldbewirt-

schaftung Kahlschläge und den Einsatz von Bioziden

zu unterlassen, zum Zwecke der ökonomischen

Nachhaltigkeit eine dauerhafte Marktversorgung und

den Anbau marktgerechter Hölzer anzustreben und

im Sinne einer sozialverträglichen Wirtschaftsweise

dauerhafte Beschäftigungsverhältnisse sowie die

Achtung der Nutzungsrechte Dritter zu garantieren

(FSC 2010a). Im Einzelnen umfasst die Definition ei-

ner nachhaltigen Forstwirtschaft im Sinne des FSC

zehn Prinzipien, die anhand von 53 Kriterien und

zahlreicher Indikatoren, je nach nationalem Kontext,

näher spezifiziert werden (FSC 2010b). Die Zertifizie-

rung der Forst-, Herstellungs- und Handelsbetriebe

erfolgt durch unabhängige Akkreditierungsorganisa-

tionen und umfasst die gesamte Liefer- und Verarbei-

tungskette, um zu verhindern, dass in den Endpro-

dukten Hölzer aus nachhaltiger Bewirtschaftung mit

anderen Hölzern, zum Beispiel aus illegalem Ein-

schlag, vermischt werden, und wird durch ein Güte-

siegel nachgewiesen.

Ähnlich verfährt der MSC. Auch hier bezieht sich

die Zertifizierung auf die gesamte Herstellungskette,

wobei das Gütesiegel ausschließlich für Fischereipro-

dukte aus Wildfang und nicht für Erzeugnisse aus

Fischzucht vergeben wird. Wesentliche Kriterien für

die Vergabe sind die Einhaltung bestimmter Fangquo-

ten, um den Schutz der Bestände zu garantieren, Fang-

methoden, die geringst mögliche Auswirkungen auf

das Ökosystem aufweisen, und ein verantwortungsvol-

les Management in den Fischereibetrieben (MSC

2010a). Maßgeblich für die Vergabe des MSC Siegels

sind dabei zwei unterschiedliche Standards, deren Ein-

haltung ähnlich wie beim FSC von unabhängiger Seite

zertifiziert wird: Der „MSC Environmental Standard for

Sustainable Fishing“ garantiert, dass die Fangmetho-
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den den MSC-Richtlinien entsprechen und der „MSC

Chain of Custody Standard“ stellt sicher, dass das End-

produkt ausschließlich aus nach MSC Standard gefan-

genen Fischen hergestellt wurde (MSC 2010b).

ISO 26000 im Wettbewerb 
der Standards

Die Liste der beispielhaft benannten Initiativen und

Standards zur Stärkung unternehmerischer Verant-

wortungsübername ließe sich beliebig verlängern.

Hinzugefügt werden können die jeweils einschlägi-

gen Standards zur Sozial- und Umweltberichterstat-

tung der Unternehmen, wie beispielsweise die Stan-

dards der Global Reporting Initiative oder das Eco-

Management and Audit Scheme der Europäischen

Union, zertifizierbare Sozial- und Umweltstandards,

wie etwa SA 8000 oder ISO 14000, und eine Reihe,

vielleicht weniger bekannter Branchen- und Steward-

ship-Initiativen, wie etwa die Business Social Com-

pliance Initiative des europäischen Einzelhandels, der

Kodex des International Council of Toy Industries, der

Code of Conduct zur gesellschaftlichen Verantwor-

tung des Zentralverbandes der deutschen Elektro-

technik- und Elektronikindustrie oder der Sustainable

Tourism Stewardship Council und der Responsible 

Jewellery Council. Zwar mag man die Vielfalt der zwi-

schenzeitlich etablierten Initiativen und Standards 

einerseits als Indiz dafür sehen, dass das Thema „Cor-

porate Responsiblity“ zunehmend an Bedeutung ge-

winnt und innerhalb der Industrie Beachtung findet.

Andererseits aber bleiben viele der Standards und

Selbstverpflichtungserklärungen in ihrem Wortlaut

weitgehend vage, basieren auf freiwilliger Anerken-

nung und sehen sich dem Generalverdacht des Lip-

penbekenntnisses ausgesetzt, da es, mit wenigen Aus-

nahmen, den Initiativen vielfach an Überwachungs-

und Sanktionsmechanismen fehlt, die die Einhaltung

der Standards zuverlässig sicherstellen könnten.

Hier hat es sich die ISO zur Aufgabe gemacht, einen

auf breiter Zustimmung beruhenden, allgemein an-

wendbaren Standard zu entwickeln, der die Forderun-

gen der bisherigen Initiativen zusammenfasst und ver-

einheitlicht. Dabei fokussiert die ISO 26000 vor allem

auf Entscheidungsprozeduren und Managementpro-

zesse innerhalb von Organisationen, definiert konkre-

te Normen und gibt spezifische Verhaltensempfeh-

lungen vor. Sie weist damit über die meisten der

benannten Initiativen hinaus, insofern sie konkrete

Bereiche unternehmerischer Verantwortung adres-

siert und „Verantwortung“ nicht als freiwilliges En-

gagement sondern als konkrete Pflicht betrachtet. Be-

sonders deutlich wird dies im Bereich der Menschen-

rechte, deren Einhaltung aus Sicht der ISO nicht ver-

handelbar ist. Andererseits bleibt die ISO 26000 ins-

besondere hinter den meisten zertifizierbaren Stan-

dards zurück, da sie lediglich eine Verhaltensempfeh-

lung darstellt, die mit keinen konkreten Auditierungs-, 

Zertifizierungs- oder Überwachungsmechanismen be-

wehrt ist. Die öffentliche Akzeptanz des Standards 

als Leitlinie für verantwortungsbewusstes Unterneh-

menshandeln wird jedoch wesentlich von seiner

glaubwürdigen Befolgung und der Transparenz und

Nachvollziehbarkeit der Normenumsetzung inner-

halb der Unternehmen abhängen. Ob sich hierbei die

ISO 26000 im Wettbewerb der Standards wird durch-

setzen können, hängt mithin nicht zuletzt von der

glaubwürdigen Sicherstellung der Normenumset-

zung innerhalb der Unternehmen und der Implemen-

tierung geeigneter Sanktionsmechanismen für etwa-

iges Fehlverhalten ab. Ohne strenge Qualitätssiche-

rung, wie sie sich beispielsweise im Rahmen eines

Zertifizierungsprozesses hätte umsetzen lassen, läuft

auch die ISO 26000 Gefahr, lediglich zu einem weite-

ren, wenn auch aufwendig gestalteten Standard im

ohnehin kaum mehr überschaubaren Dschungel kor-

porativer Selbstverpflichtungserklärungen zu werden.
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Nach knapp sechsjähriger Entwicklungszeit, in

einem auch für die Internationale Standardisierungs-

organisation (International Organization for Standard-

ization, ISO) einzigartigen, weltweiten Normungs-

prozess1, wurde am 1. November 2010 der Leitfaden

zur gesellschaftlichen Verantwortung von Organisa-

tionen (ISO 26000:2010) veröffentlicht. Seit Anfang

2011 ist die Leitfadennorm nun auch in der deut-

schen Übersetzung erhältlich. Die ISO 26000 sorgt

nicht nur für ein klareres Verständnis des Beitrags 

aller Arten von Organisationen zur nachhaltigen Ent-

wicklung der Gesellschaft, sondern führt die ver-

schiedenen gesellschaftlich relevanten Themen zu-

sammen, denen sich Organisationen, unabhängig

von ihrem Zweck, ihrer Größe oder ihrem Standort,

heute gegenübersehen. Governance, Umwelt und So-

ziales, aber auch Konsumentenanliegen, Compliance

und das Engagement in der heimischen Region fin-

den unter dem Leitfaden ein gemeinsames Dach.

Von der anfänglichen Idee einer internationalen

Norm zur gesellschaftlichen Verantwortung im Jahr

2001 bis zu ihrer Veröffentlichung ist fast ein Jahr-

zehnt vergangen. Bereits während der Erstellung und

internationalen Konsensfindung wurde die Norm

kontrovers diskutiert und bis zur finalen Abstimmung

war nicht gewiss, ob sich die für die Verabschiedung

erforderliche Mehrheit dafür aussprechen würde.

Aus der Perspektive der Wirtschafts- und Unterneh-

mensethik setzt die weltweite Einigung auf den ISO

26000-Standard ein deutliches Zeichen und ver-

schafft der Bedeutung ethischer Verhaltensorientie-

rungen in Wirtschaft und globaler Zusammenarbeit

endgültig den gebührenden Stellenwert. ISO 26000

ist nicht zuletzt ein Beleg dafür, dass ethisches und

wirtschaftliches Handeln nicht mehr als unvereinbare

Gegensätze wahrgenommen werden, sondern als not-

wendig zusammengehörige Voraussetzung dafür, eine

nachhaltige Entwicklung der Weltgesellschaft sicher-

zustellen. Damit ist die Norm zugleich ein Spiegel der

Entwicklungen des frühen 21. Jahrhunderts, allem

voran der wachsenden Erkenntnis, dass eine globale

Wirtschaft langfristig nicht ohne die Wahrnehmung

von Verantwortung und die Anwendung grundlegen-

der ethischer Prinzipien funktionieren kann.

Eine konsequente Orientierung an den Empfeh-

lungen der ISO 26000 bedeutet nicht nur in dieser

Hinsicht für viele Unternehmen ein Umdenken und

teilweise auch Neudenken bei der Erfüllung ihres

Zweckes und ihrer Aufgaben. Gleichzeitig eröffnet

sich mit der Anwendung der Norm aber auch die

Chance, Themen verantwortlicher und nachhaltiger

Unternehmensführung, die in der Praxis, wenn über-

haupt als isolierte Handlungsfelder gemanaged wer-

den, ganzheitlich zu betrachten und auf diese Weise

Synergien zu nutzen und die Qualität von Manage-

ment, Führung und Verhalten insgesamt zu verbes-

sern. Auf ihrer Grundlage können Unternehmen sys-

tematisch ihre gesellschaftsbezogenen Chancen

entdecken und neben den üblichen Finanz- und Haf-

tungsrisiken auch „gesellschaftliche Risiken“, soge-

nannte „Stakeholder-Risiken“2, in ihr unternehmeri-

sches Kalkül aufnehmen.

Das Wahrnehmen von Verantwortung gegenüber

der Gesellschaft beschränkt sich heute bei vielen Un-

ternehmen noch immer auf mehr oder weniger

imagewirksame Aktivitäten wie Spenden, Sponsoring

oder die Unterstützung regionaler Aktivitäten (im

Sinne von Good Corporate Citizenship).3 Das Ver-

ständnis gesellschaftlicher Verantwortung nach ISO

26000 geht deutlich weiter: mit ihrer Hilfe können

und sollen Organisationen das Ziel gesellschaftlicher

Wohlfahrt verfolgen.

Globalisierung erfordert Wahr-
nehmung von Verantwortung
gegenüber der Gesellschaft

ISO-Normen und Standards beziehen sich übli-

cherweise auf Themen aus dem technischen oder

organisatorischen Bereich. Insofern mag es zunächst

befremdlich wirken, wenn ein so anspruchsvolles

und interpretationsbedürftiges Thema wie Ethik und

moralische Verantwortung zum Gegenstand eines



internationalen ISO-Normungsprozesses wird. Die

Globalisierung hat jedoch während der vergangenen

Jahrzehnte nicht nur positive Spuren hinterlassen,

sondern zum Teil erheblichen gesellschaftlichen

Schaden verursacht. Dessen sind sich in jüngerer Zeit

nicht nur erklärte Globalisierungsgegner schmerz-

lich bewusst geworden.

Ereignisse wie die Finanzkrise, publikumswirk-

same Korruptionsfälle, Umweltkatastrophen und Be-

richte über menschenunwürdige Arbeitsbedingun-

gen in Schwellen- und Entwicklungsländern haben

das Vertrauen der Gesellschaft, insbesondere in die

Wirtschaft, heftig erschüttert. Hans Küng fasst bezo-

gen auf die Weltwirtschaft zusammen, dass „Bestän-

digkeit und Nachhaltigkeit der Marktwirtschaft kei-

nesfalls garantiert sind“.4 Er beschreibt aus diesem

Grund die Notwendigkeit einer ethischen Rahmen-

ordnung für die globale Wirtschaft. Eine im interna-

tionalen Konsens entwickelte Norm wie die ISO

26000 kann einen wertvollen Beitrag zur Gestaltung

einer solchen Rahmenordnung leisten.

Im Ernst & Young Business Risk Report 20105

taucht zum ersten Mal der Entzug gesellschaftlicher

Akzeptanz und das Verfehlen gesellschaftlicher Ver-

antwortung als eines der künftigen Top-10 Risiken für

Unternehmen auf. Nachhaltigkeit und die Wahrneh-

mung gesellschaftlicher Verantwortung gehören un-

umstritten zu den großen Handlungsfeldern der pri-

mär ökonomisch zusammengewachsenen Weltgesell-

schaft unserer Zeit. Im Zuge dessen sind Organisatio-

nen mit einer wachsenden Vielfalt von Erwartungen

und Anforderungen unterschiedlichster Interessens-

und Anspruchsgruppen (Stakeholder) konfrontiert,

aus deren Nichterfüllung sich neuartige, nämlich ge-

sellschaftliche Risiken für sie ergeben können.

Organisationen kommen daher heute nicht mehr

umhin, für sich zu bestimmen, was gesellschaftliche

Verantwortung bezogen auf die eigene Organisation

bedeutet: Wo beginnt ihre Verantwortung und wo

sind deren Grenzen? Welche Maßnahmen müssen,

sollen oder können ergriffen werden, um dieser Ver-

antwortung als Organisation nachzukommen? Die

ISO 26000 bietet einen sowohl international ver-

bindlichen als auch integrativen Orientierungsrah-

men, um tragfähige und praktisch umsetzbare Ant-

worten auf diese zentralen „Gretchenfragen“ der

Unternehmensethik zu entwickeln.

ISO 26000 integriert bestehende
Normen und Standards zu einem
international akzeptierten Leitfaden

Im Entwicklungsprozess der ISO 26000 war eine

häufige Frage, wie sich der Leitfaden zu bereits beste-

henden Initiativen, Normen, Übereinkommen oder

Standards verhält, mit denen Themen gesellschaft-

licher Verantwortung bereits abgebildet werden. Na-

mentlich gehören dazu einschlägige Dokumente wie

die OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen,

die erstmals 1976 veröffentlicht und im Jahr 2000

umfassend überarbeitet wurden, die Erklärung der

ILO (International Labour Organization) über grund-

legende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit aus

dem Jahr 1998 sowie der UN Global Compact

(UNGC) aus dem Jahr 2000, der soziale und ökologi-

sche Mindeststandards für global agierende Organi-

sationen benennt. Auch andere internationale Stan-

dards wie der Arbeits- und Sozialstandard SA 8000

oder die Richtlinien zur Nachhaltigkeitsberichterstat-

tung, wie sie die Global Reporting Initiative (GRI)

vorschlägt, fallen darunter. Die Liste ließe sich noch

beliebig fortführen und um beispielsweise Umwelt-

normen und Anti-Korruptions-Konventionen erwei-

tern bis hin zu den zahlreichen Institutionen oder In-

itiativen, die sich für einzelne Gesellschaftsthemen

einsetzen.

Das ISO 26000-Projekt hatte zu keinem Zeitpunkt

den Anspruch, diesen vorhandenen internationalen

Orientierungen inhaltlich etwas grundsätzlich Neues

hinzuzufügen. Eine ihrer wesentlichen Leistungen

besteht vielmehr darin, die weltweit existierenden

Perspektiven und Erwartungen zur gesellschaftli-

chen Verantwortung von Organisationen zu reflektie-
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ren und die Ergebnisse zu einem international kon-

sensfähigen Leitfaden zusammenzuführen. Auf diese

Weise wurden Orientierungen und Empfehlungen

für alle relevanten Themenbereiche gesellschaft-

licher Verantwortung, die von den involvierten Ex-

perten als „state-of-the-art“ angesehen werden, in ei-

nem entsprechend umfassenden Referenzstandard

vereint und gebündelt. In ihrem ausführlichen An-

hang verweist die Norm darüber hinaus auf bereits

bestehende Initiativen und Institutionen zum Thema,

über die ergänzende, zum Teil branchen- und sektor-

spezifische Orientierungen oder konkrete Umset-

zungshilfen bezogen werden können. Auch EBEN,

die Mutterorganisation des dnwe, und die Standards

des Zentrum für Wirtschaftsethik (ZfW) wurden hier

aufgenommen.

Das Besondere und Einmalige an diesem ISO-Pro-

zess war und ist, dass die beschriebene Aufgabe von

einer repräsentativen Anzahl von Experten sowohl

aller themenrelevanten Stakeholder-Gruppen als

auch aller Industrienationen, Entwicklungs- und

Schwellenländer gelöst wurde. Ausgangspunkt für

die Entwicklung der ISO 26000 waren folglich

höchst unterschiedliche Perspektiven und damit ver-

bundene Anforderungen, Meinungen und Wünsche

bezüglich der Wahrnehmung gesellschaftlicher Ver-

antwortung durch Organisationen.

Der Entwicklungsprozess und 
die Teilnehmer im Überblick

Initiiert wurde der Prozess zur Entwicklung der

ISO 26000 erstmals im Jahr 2001 vom ISO-Komitee

für Verbraucherpolitik (ISO COPOLCO), das einen Be-

darf für eine Norm zur gesellschaftlichen Verantwor-

tung zunächst für Unternehmen vortrug.6 In späteren

Diskussionen wurde entschieden, eine Norm zu ent-

wickeln, die für alle Arten von Organisationen Emp-

fehlungen gibt, ausgehend von dem einleuchtenden

Argument, dass nicht nur Unternehmen der Privat-

wirtschaft eine Verantwortung gegenüber der Gesell-

schaft und für deren nachhaltige Entwicklung haben.

Ursprünglicher Auslöser für das Normungsvorha-

ben war also zum einen der steigende Druck auf Un-

ternehmen, für die (negativen) Auswirkungen ihrer

Entscheidungen und Handlungen Verantwortung zu

übernehmen, der neben Vertretern aus Konsumen-

tenkreisen durch Nicht-Regierungsorganisationen

und andere Interessensgruppen der Zivilgesellschaft

ausgeübt wurde. Zum anderen sahen viele Experten

aus der Praxis einen Bedarf darin, der kontinuierlich

zunehmenden Fülle an Standards und Prinzipien zu

CSR Einhalt zu gebieten, indem deren inhaltliche

Quintessenz in einem global verbindlichen, weil im

internationalen Konsens entwickelten Referenzdo-

kument festgehalten wird. Zusätzlich sollten so die

Anstrengungen von Unternehmen und anderen Or-

ganisationen zur Wahrnehmung gesellschaftlicher

Verantwortung besser vergleichbar und praktizier-

bar werden. 

Zur Erzielung der notwendigen Legitimität, die im

Sinne der ISO-Regularien aus einem bloßen Stan-

dard eine echte ISO-Norm werden lässt, bedarf es

nicht nur kultureller Diversität durch eine möglichst

große internationale Beteiligung, sondern zugleich

eine möglichst breite Beteiligung aller, im Hinblick

auf das zu normende Thema relevanten „interessier-

ten und betroffenen Kreise“ (Stakeholder) am Ent-

wicklungsprozess.7
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Aus diesem Grund

wurden sechs repräsentative

Stakeholdergruppen gebildet und

bei der gesamten Entwicklung gleicher-

maßen involviert: Konsumenten, Behörden,

Wirtschaft, Erwerbstätige, Nichtregierungsor-

ganisationen sowie Dienstleistung/Beratung/For-

schung/Wissenschaft & Sonstige.

Erster Meilenstein auf dem Weg zur ISO 26000 war

das sogenannte New Work Item Proposal (NWIP) aus

dem Frühjahr 2004, in dem verbindliche Vorgaben

für den späteren Prozess, Ziele, Zweck sowie die in-

haltliche Stoßrichtung des geplanten Normungspro-

jektes festgehalten wurden. Die daraufhin konstitu-

ierte internationale ISO-Arbeitsgruppe zu „Social

Responsibility“ erarbeitete dann ab April 2005 in ins-

gesamt acht Treffen an Standorten quer über den

Globus bis 2010 vier Arbeitsfassungen (WD: Working

Draft), einen Committee Draft (CD), einen Draft In-

ternational Standard (DIS) und eine Endfassung

(FDIS: Final Draft International Standard) der ISO

26000. Während alle Arbeitsfassungen von jedem ein-

zelnen Experten auf nationaler wie internationaler

Ebene und von den Vertretern der internationalen

Experten-Organisationen (D-Liaisons) kommentiert,

überarbeitet, angepasst und wieder zur Kommentie-

rung freigegeben wurden, blieb die Kommentierung

der folgenden Fassungen den sogenannten Spiegel-

gremien der nationalen Normungsinstitute (in

Deutschland der Normenausschuss NAA1 am Deut-

schen Institut für Normung – DIN e.V.) vorbehalten.

Auf diese Weise hatten alle Stakeholder weltweit,

vertreten durch ihre jeweiligen Experten in der inter-

nationalen ISO-Arbeitsgruppe und in den nationalen

Gremien der Normungsinstitutionen, die Möglichkeit,

am Aufbau und an den Inhalten der Leitfadennorm 

aktiv mitzuwirken. Der FDIS war die abschließende

Grundlage für die weltweite Abstimmung über die

Annahme des internationalen Standards.

Im Juli 2010 belief sich die Zahl der Mitgestalter

der Norm auf 450 Experten und 210 Beobachter aus

99 Mitgliedsstaaten und 42 sogenannten D-Liaison

Organisationen. Zu letzteren gehörten Organisatio-

nen, Vereine oder Verbände mit einem besonderen

Bezug zum Thema gesellschaftliche Verantwortung,

die ihr Expertenwissen in den Prozess einbrachten,

darunter namhafte Organisationen wie AccountAbi-

lity, GRI, ILO, OECD, SAI, Transparency International,

UN Global Compact, die WHO und EBEN.

Um möglichst viele Experten aus Entwicklungs-

und Schwellenländern in die Entwicklung des Leitfa-

dens einzubinden, wurden kontinuierlich Fördermit-

tel eingeworben. Mit Erfolg: Gegen Ende des Prozes-

ses waren von den 99 beteiligten Ländern 69 den

Entwicklungs- und Schwellenländern zuzuordnen. 

Am 12. September 2010 wurde von 93% aller

stimmberechtigten ISO-Mitgliedsländer (insgesamt

120) für die Annahme des FDIS gestimmt und die 

Veröffentlichung der ISO 26000 für November 2010

festgelegt. Auch die Enthaltung u.a. Deutschlands

und die Ablehnung der Norm durch Kuba, Indien, 

Luxemburg, die Türkei und die USA blieben ohne

Auswirkung vor dem Hintergrund der sonst weltwei-

ten Zustimmung für die Leitfadennorm zur gesell-
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schaftlichen Verantwortung. Pünktlich am 1. Novem-

ber 2010 war die ISO 26000 erstmals in den offiziel-

len ISO-Sprachen Englisch und Französisch erhält-

lich. Seit Januar 2011 ist der Standard auch in der

deutschen Übersetzung zu beziehen.

Gesellschaftliche Verantwortung
nach ISO 26000 geht über das
bisherige Verständnis von CSR und
Nachhaltigkeit hinaus

Bereits mit ihrer Definition gesellschaftlicher Ver-

antwortung grenzt sich die ISO 26000 deutlich von

dem ab, was in der gängigen Unternehmenspraxis

unter Corporate Social Responsibility (CSR)8 verstan-

den wird. Verantwortung richtet sich demnach vor 

allem an den zweckgebundenen Entscheidungen

und Tätigkeiten von Organisationen aus. Im Vorder-

grund steht die Empfehlung, Verantwortung für die

Auswirkungen wahrzunehmen, die sich aus der orga-

nisationseigenen Tätigkeit und innerhalb des eigenen

Einflussbereiches ergeben und von denen die Gesell-

schaft, die Umwelt oder andere, spezifische Interes-

sens- und Anspruchsgruppen (Stakeholder) der Orga-

nisation betroffen sind.

ISO 26000 stellt damit die Stakeholder ins Zen-

trum ihrer Empfehlungen für ein Management gesell-

schaftlicher Verantwortung. Dabei geht es nicht nur

darum, die Interessen und Erwartungen der eigenen

Stakeholder zu identifizieren, sondern sie bei Ent-

scheidungsfindungen, die sie betreffen, auch aktiv

einzubinden. Die ISO 26000 betont darüber hinaus

ausdrücklich die Verantwortung für ein rechtskonfor-

mes Handeln von Organisationen. Indem die Einhal-

tung gesetzlicher Verpflichtungen und allgemein ak-

zeptierter ethischer und gesellschaftlicher Normen

bzw. Konventionen als wesentlicher Teil gesellschaft-

licher Verantwortung verstanden wird, rückt CSR aus

der Ecke des rein freiwilligen Engagements für die

Gesellschaft, während Compliance dafür einen deut-

lich wichtigeren Stellenwert erhält. Letzteres hat

nicht nur Folgen für die CSR-Debatte, sondern vor 

allem für die in der Praxis häufig legalistisch vereng-

te Sichtweise auf Compliance.

Darüber hinaus – und auch dies ist Ausdruck einer

erweiterten Auffassung von CSR gegenüber der heu-

te gängigen Praxis – erfordert die Wahrnehmung ge-

sellschaftlicher Verantwortung nach ISO 26000 eine

ganzheitliche Umsetzung, die nicht nur formal-struk-

turell, sondern auch informell verwirklicht, d.h.

auch durch und in der Kultur von Organisationen

verankert werden soll. Denn Verantwortung ist zum

einen ein übergreifendes Querschnittsthema, zum

anderen setzt sie ein bestimmtes Verhalten voraus –

des einzelnen Akteurs und der Organisation als Gan-

zes. Die damit verbundenen Themen und Hand-

lungsfelder können und sollten daher gerade nicht

isoliert, sondern integriert betrachtet und behandelt

werden und ethisch verantwortliches bzw. verant-

wortbares Handeln und Verhalten zur gelebten Hal-

tung in der gesamten Organisation werden. Nach

ISO 26000 ist eben dies für die Wahrnehmung ge-

sellschaftlicher Verantwortung essentiell.

Die Leitfadennorm beinhaltet zudem eine diffe-

renzierte Betrachtung des Themas Nachhaltigkeit.

Die Wahrnehmung gesellschaftlicher Verantwortung

im Sinne der u. g. Definition ist nach ISO 26000 der

zentrale Beitrag von Organisationen zur nachhalti-

gen Entwicklung, zur Gesundheit und Wohlfahrt der

Gesellschaft weltweit. Durch einen umfassend ge-

sellschaftlich verantwortlichen und verantwortba-

ren Umgang mit ihren Ressourcen (Nachhaltigkeits-

management) stellt sie zugleich eine nachhaltige

Gestaltung ihrer eigenen Wertschöpfung sicher.

Schließlich gibt die Norm Empfehlungen, dass und

wie Organisationen nachhaltig zu führen und zu

steuern sind, als notwendige Grundlage der ersten

beiden Aspekte. Primäres Ziel ist, die nachhaltige

Entwicklung der Gesellschaft durch ihre eigenen

Entscheidungen und Aktivitäten zu fördern und Ein-

fluss auf andere Organisationen zu nehmen bzw. sie

darin zu unterstützen, nach ihren Möglichkeiten das

Gleiche zu tun.
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Inhalte und Aufbau: Empfehlungen
für allgemeingültige Prinzipien und
Handlungsfelder gesellschaftlicher
Verantwortung

Die in der Norm aufgeführten „Orientierungen

und Handlungsanleitungen“ für Organisationen sind

ausdrücklich nur als solche zu verstehen: Als Leitfa-

dennorm enthält ISO 26000 keine konkreten Anfor-

derungen, sondern spricht lediglich Empfehlungen

aus. Dadurch ist sie in der vorliegenden Fassung we-

der für den Zweck der Zertifizierung bestimmt noch

dazu geeignet.

Das Dokument besteht aus sieben Kapiteln, soge-

nannten Abschnitten, sowie zwei Anhängen. In den

ersten drei Kapiteln wird der Anwendungsbereich

der Leitfadennorm beschrieben, Begriffsdefinitionen

vorgenommen und das zugrundeliegende Verständ-

nis gesellschaftlicher Verantwortung erläutert. Als

grundlegende Voraussetzungen zur Wahrnehmung

gesellschaftlicher Verantwortung empfiehlt der Leit-

faden zum einen in Abschnitt 4 die Orientierung an

sieben Grundsätzen gesellschaftlicher Verantwor-

tung, zum anderen in Abschnitt 5 die Anerkennung

der gesellschaftlichen Verantwortung der eigenen

Organisationen sowie die Einbindung der Anspruchs-

gruppen bei deren Bestimmung. Im umfassendsten

Kapitel, dem Abschnitt 6, werden die sieben Kern-

themen und dazugehörigen Handlungsfelder be-

schrieben, die nach ISO 26000 für die Wahrnehmung

gesellschaftlicher Verantwortung zentral sind, und

dezidierte Handlungsempfehlungen zum Umgang

damit gegeben. Kapitel 7 befasst sich schließlich mit

der Umsetzung in Form von Handlungsempfehlun-

gen zur systematischen, organisationsweiten Integra-

tion gesellschaftlicher Verantwortung. In den beiden

Anhängen A und B werden exemplarisch freiwillige

Initiativen und Hilfsmittel zur Umsetzung einzelner

Aspekte gesellschaftlicher Verantwortung aufgeführt

und Abkürzungen erklärt.

Aus Sicht der Unternehmensethik sind die sieben

handlungsleitenden Grundsätze gesellschaftlicher

Verantwortung (vgl. Abbildung 1) von besonderem

Interesse, an denen sich Organisationen orientieren

müssen, wenn sie für sich glaubhaft in Anspruch

nehmen wollen, gesellschaftlich verantwortlich zu

agieren.

Diese Grundsätze können als eine Art allgemein-

gültiger „Verhaltenskodex“ zur Wahrnehmung gesell-

schaftlicher Verantwortung in einer globalen Wirt-

schaft interpretiert werden. Vor dem Hintergrund der

zunehmenden Forderung nach und Verbreitung von

Verhaltens- und Ethikkodizes in der Unternehmens-

praxis während der letzten Jahre eröffnet die ISO

26000 Organisationen damit die Chance zur Ausrich-

tung an einem solchen, an ethischen Prinzipien und

Werten orientierten Verhaltensmaßstab, der global

konsensfähig ist. Bereits existierende Kodizes könn-

ten damit bewertet und Mindestanforderungen an 

einen unternehmenseigenen Verhaltens- oder Ethik-

kodex abgeleitet werden, wobei bestimmte Themen

je nach Branche und Internationalisierungsgrad un-

terschiedlich zu gewichten sind. Wo in der jüngeren

Vergangenheit von Unternehmen viel Zeit und Kraft

darauf verwendet wurde, entsprechende Kodizes zu
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“
”Verantwortung einer Organisation für die Auswirkungen ihrer

Entscheidungen und Aktivitäten auf die Gesellschaft und die

Umwelt durch transparentes und ethisches Verhalten, das:

� zur nachhaltigen Entwicklung, Gesundheit und Gemeinwohl

eingeschlossen, beiträgt;

� die Erwartungen der Anspruchsgruppen berücksichtigt, 

� anwendbares Recht einhält und im Einklang mit inter-

nationalen Verhaltensstandards ist; und

� in der gesamten Organisation integriert ist und in ihren

Beziehungen gelebt wird

Definition gesellschaftlicher Verantwortung nach 

DIN ISO 26000:20109



entwickeln und über deren gegenseitige Anerken-

nung zu verhandeln, existieren mit der ISO 26000

nun deutlich konkretere, kultur- und länderübergrei-

fend anerkannte Orientierungen für die Gestaltung

einer Weltwirtschaft, die der Gesellschaft dient und

auf ethischen Prinzipien aufbaut.

Dass es möglich ist, sich auf solche Prinzipien

auch global zu verständigen, hatten zuvor bereits Ini-

tiativen wie der UN Global Compact (1999) gezeigt,

in jüngerer Zeit das Manifest Globales Wirtschafts-

ethos (2009). Letzteres gibt vor allem an der Stelle

eine Antwort, an der ISO 26000 aus wirtschaftethi-

scher Sicht etwas oberflächlich bleibt – nämlich

beim 3. der insgesamt 7 Grundsätze. Der Grundsatz

selbst lautet „Eine Organisation sollte ethisch han-

deln“, und Bezug genommen wird im Anschluss auf

die Werte der Ehrlichkeit, der Gerechtigkeit und der

Rechtschaffenheit, aber auch der Fürsorge für

Mensch, Tier und Umwelt.11
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Neben diesen sieben Grundsätzen definiert die

Norm sieben Kernthemen (vgl. Abbildung 1) gesell-

schaftlicher Verantwortung, die grundsätzlich für

alle Arten von Organisationen relevant sind. Eine

zentrale Bedeutung nimmt dabei das Kernthema

„Organisationsführung“ ein. Die Führung, Steuerung

und Überwachung einer Organisation ist zum einen

selbst ein wichtiges Handlungsfeld bei der Wahrneh-

mung gesellschaftlicher Verantwortung, zum ande-

ren bilden die damit verbundenen Systeme und Me-

chanismen die notwendige Grundlage dafür, dass

sich die Organisation mit den übrigen sechs Kern-

themen in angemessener Weise auseinandersetzen

kann. Dafür spielen nicht nur die formalen Aspekte

der Führung und Steuerung wie Prozesse, Struktu-

ren, Messgrößen und Anreizsysteme eine zentrale

Rolle, sondern auch die personalen und informellen

Mechanismen, die über Leadership, kollektive Werte-

orientierungen und die gewachsene Kultur das Han-

Sieben Prinzipien
gesellschaftlicher
Verantwortung

Rechenschaftspflicht

Transparenz

Ethisches Verhalten

Achtung der Interessen
der Anspruchsgruppen

Achtung der
Rechtsstaatlichkeit

Achtung internationaler
Verhaltensstandards

Achtung der
Menschenrechte

Anerkennen der
gesellschaftlichen Verantwortung

Identifizierung und
Einbindung der Anspruchsgruppen

N
achhaltige Entw

icklung

Organisationsführung

Menschen-
rechte

Arbeits-
praktiken

Umwelt
Faire Betriebs-
und Geschäfts-

praktiken

Konsumenten-
anliegen

Einbindung u.
Entwicklung d.
Gemeinschaft

Sieben Kernthemen
gesellschaftlicher
Verantwortung

Zugehörige Handlungen und Erwartungen

Beziehung zwischen organisationsspezifischen
Merkmalen und gesell. Verantwortung

Gesell. Verantwortung einer
Organisation erfassen

Bewerten und Verbessern der Aktivitäten und 
Umsetzungsansätze gesellschaftlicher Verantwortung

Freiwillige Initiativen zur 
gesell. Verantwortung

Ansätze zur Integration gesell.
Verantwortung in der Organisation

Kommunikation zur
gesell. Verantwortung

Verbessern der Glaubwürdigkeit
im Kontext gesell. Verantwortung

Organisationsweite
Integration gesell.
Verantwortung

Anhang: Beispiele freiwilliger Initiativen und Hilfsmittel 
für die gesellschaftliche Verantwortung

Aufbau und Inhalte der ISO 26000

Abbildung 1: Aufbau der ISO 2600010

Quelle: Dr. Kleinfeld CEC © 2010
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deln und Verhalten der Mitglieder einer Organisa-

tion mehr oder weniger bewusst steuern.

Weitere Kernthemen gesellschaftlicher Verantwor-

tung nach ISO 26000 sind Menschenrechte, Arbeits-

praktiken, die (ökologische) Umwelt, faire Betriebs-

und Geschäftspraktiken, Konsumentenanliegen und

schließlich die Einbindung und Entwicklung der Ge-

meinschaft. Auch an dieser Stelle sei noch einmal

darauf hingewiesen, dass gesellschaftliche Verantwor-

tung nach ISO 26000 über die bisherige CSR-Auffas-

sung vieler Unternehmen hinausgeht.

Dies zeigt sich nicht nur an der herausgehobenen

Bedeutung, die dem Kernthema Organisationsfüh-

rung zugeschrieben wird, sondern auch bei der Be-

rücksichtigung von Compliance-Aspekten im Kern-

thema faire Betriebs- und Geschäftspraktiken. In der

Praxis ist das Thema Compliance vorwiegend in

Rechts- oder Revisionsabteilungen verortet und

dient in erster Linie der Enthaftung des Manage-

ments. In einem etwas anderen Licht erscheint Com-

pliance, wenn es als Beitrag zur Wahrnehmung ge-

FORUM Wirtschaftsethik 19. Jg., Nr. 1/201124

U N T E R N E H M E N S E T H I K  A U F  D E M  V O R M A R S C H

sellschaftlicher Verantwortung aufgefasst wird: Die

konsequente Einhaltung von Gesetzen und Verord-

nungen ist dabei nicht Selbstzweck, sondern soll in

Verbindung mit unternehmenseigenen Selbstver-

pflichtungen allen Stakeholdern des Unternehmens

dienen, in erster Linie dadurch, dass potentieller

Schaden oder negative Folgen der eigenen Geschäfts-

tätigkeit vermieden werden. Im Zentrum des Kern-

themas insgesamt steht die Frage nach der Art und

Weise der Erfüllung des eigenen Geschäftszwecks,

ob dadurch legitime Stakeholderinteressen bzw. -an-

sprüche beeinträchtigt werden können und durch

welche institutionellen Maßnahmen dies konse-

quent verhindert werden kann.

Nur im letzten Kernthema zur Einbindung und

Entwicklung des regionalen Umfelds geht es um

jene Aspekte gesellschaftlicher Verantwortung, die

in der Praxis unter dem Begriff Corporate Citizen-

ship neben Umweltschutz und Arbeitssicherheit

häufig als Hauptaufgabe von CSR angesehen bzw. da-

mit gleichgesetzt werden. Auch dieser Umstand

zeugt von einem deutlich breiteren und substanziel-

leren Verständnis gesellschaftlicher Verantwortung

durch die ISO 26000-Norm.

Die ISO 26000 erfordert eine
Übersetzung in die spezifische
Unternehmenspraxis

In den Diskussionen zur Entwicklung der ISO

26000 wurde häufig Kritik geübt an dem großen

Umfang der Leitfadennorm und der geringen Aussa-

gekraft für beispielsweise kleine und mittelständi-

sche Unternehmen (KMU). Einer der Gründe dafür

liegt darin, dass die Norm den Anspruch hat, für alle

Organisationen Orientierung und Handlungsemp-

fehlungen zu bieten, unabhängig von deren Art und

Größe, und daher die unterschiedlichsten Kontexte

von Organisationen abbilden muss. Auf der anderen

Seite kann ein Dokument mit dieser breiten Anwen-

dergruppe keine detaillierten Handlungsempfehlun- Fo
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gen für einzelne Zielgruppen bieten, sondern muss

bei der Beschreibung von Handlungsfeldern ent-

sprechend allgemein bleiben. Die Aufgabe des spezi-

fischen Zuschnitts bleibt daher den potentiellen 

Anwender-Organisationen selbst überlassen. In der

Identifizierung und Beschreibung der für die eigene

Organisation relevanten Handlungsfelder gesell-

schaftlicher Verantwortung ebenso wie in der Be-

stimmung ihres Einflussbereichs liegt nach ISO

26000 jedoch gerade eine der ersten und wichtig-

sten Übungen. Die Norm selbst vermittelt die dafür

entscheidenden Ansatz- und Orientierungspunkte

und geht an einigen Stellen auch auf die spezifi-

schen Anforderungen bestimmter potentieller An-

wendergruppen ein. So enthält sie beispielsweise

explizite Aussagen zu Nutzen und Anwendung für

kleine und mittlere Organisationen (KMO)12 sowie

Empfehlungen, dass und wie sich auch Regierungs-

organisationen an der Norm orientieren können,

ohne ihre besondere Rolle als staatlicher Akteur da-

durch ersetzen zu wollen.13

Die Anwendung der ISO 26000 beginnt für jede

Organisation mit dem Verstehen und der Anerken-

nung ihrer Verantwortung für die Gesellschaft inner-

halb ihres jeweiligen, konkret zu bestimmenden Ein-

flussbereiches. Womöglich soll dies bereits im Dialog

mit ihren ebenfalls zu identifizierenden relevanten

Anspruchsgruppen stattfinden. Keine Organisation

kann für Alles und Jeden realistischerweise Verant-

wortung übernehmen. Die potentielle Macht dazu ist

jedoch eine zwingende Voraussetzung, um ihr – zu-

mindest in ethischer Hinsicht – überhaupt Verant-

wortung zuschreiben zu können. Zum Verstehen und

Wahrnehmen der eigenen gesellschaftlichen Verant-

wortung gehört daher immer auch die begründete

und ethisch begründbare Abgrenzung gegenüber

überzogenen Forderungen und Wünschen, die an die

Organisation herangetragen werden.

Die spezifische Ausprägung ihrer gesellschaftli-

chen Verantwortung kann jede Organisation durch

eine sorgfältige Auseinandersetzung mit den Hand-

lungsfeldern aller sieben Kernthemen bestimmen,

wobei es auch Kernthemen gibt, die für einige Orga-

nisationen eine geringere Relevanz haben als für an-

dere. Bei einem kleinen Dienstleistungsunterneh-

men mit einem einzigen Standort in Deutschland

beispielsweise wird der Schwerpunkt seiner gesell-

schaftlichen Verantwortung weniger beim Kernthe-

ma Menschenrechte zu finden sein als in einem Un-

ternehmen der Kleiderindustrie, dessen Produktion

in Schwellen- oder Entwicklungsländern stattfindet.

Zur Durchführung einer Standortbestimmung

nach ISO 26000 finden sich in jedem Kernthema

und dazugehörigen Handlungsfeld konkrete Frage-

stellungen, die von gesellschaftlichem Interesse sein

können. Die Norm liefert dazu keine fertigen Lösun-

gen, sondern bietet in den Umsetzungskapiteln 5

und 7 Anwendern Orientierungshilfen, um sich sy-

stematisch und in einem ganzheitlichen Vorgehen

mit der eigenen gesellschaftlichen Verantwortung

auseinanderzusetzen und die Ergebnisse zum Be-

standteil ihrer Führungs- und Steuerungssysteme

werden zu lassen. Der Umsetzungsprozess kann und

soll dadurch so organisationsspezifisch wie möglich

gestaltet werden, um beispielsweise Unternehmen

auch darüber Differenzierungspotentiale im Wettbe-

werb um Marktanteile oder qualifizierte Fachkräfte

zu verschaffen.

Neben der Wahrnehmung von Verantwortung für

die Auswirkungen der eigenen Entscheidungen und

Aktivitäten empfiehlt die ISO 26000 darüber hinaus,

auch auf andere Organisationen und deren Verhal-

ten gegenüber der Gesellschaft Einfluss zu nehmen,

wo dies sinnvoll oder aus ethischen Gründen erfor-

derlich ist. Dies stellt Organisationen vor die Heraus-

forderung, ihre Beziehungen zu anderen Organisa-

tionen zu überprüfen, mit denen sie – politische,

vertragliche, wirtschaftliche oder andere – Kontakte

haben. Bei der Bestimmung ihres Einflussbereichs

sind auch solche Konstellationen zu berücksichti-

gen, bei denen eine Organisation, beispielsweise

über ihre Marktmacht, die sogenannte „de-facto“-

Kontrolle besitzt, und das Entscheiden und Handeln

einer anderen Organisation beeinflussen kann.



Sinn und Nutzen der ISO 26000

Die ISO 26000 setzt ein klares Zeichen, nicht nur

für die Notwendigkeit, sondern auch für die „Mach-

barkeit“ ethischer Orientierung in einer globalen

Wirtschaft. Ihre größte Leistung besteht aus unserer

Sicht darin, erstmals einen ganzheitlich-integrativen

und in sich schlüssigen Ansatz zum Umgang mit den

unternehmensethisch relevanten „Hypes“ des 21.

Jahrhunderts zu bieten, d.h. mit Themen, welche bis-

her unter so schillernden Begriffen wie Nachhaltig-

keit oder CSR diskutiert werden, die noch nicht ein-

mal im deutschsprachigen Raum einer einheitlichen

Definition unterliegen. Auch im Ländervergleich un-

terliegen diese Themen einer unterschiedlichen Be-

trachtung und Herangehensweise, wie beispielsweise

der Vergleich entsprechender CSR-Aktivitäten in

Europa und den USA zeigt.14 Es spricht einiges dafür,

dass sich diese Begriffe in der Praxis deshalb so stark

durchgesetzt haben, weil sie als „semantische Chamä-

leons“ jede missbräuchliche Verwendung tolerieren.

Schon allein dank ihrer eindeutigen Begriffsdefini-

tionen, die obendrein in einem globalen Verständi-

gungsprozess erarbeitet wurden, wird ISO 26000

dies künftig deutlich erschweren. Auch die Inhalte

der übrigen Kapitel lassen keinen Zweifel daran, mit

welchen gesellschaftlichen Anforderungen sich Or-

ganisationen unserer Zeit auseinandersetzen sollten,

wenn sie nicht den Anschluss und damit ihre innere

wie äußere Zukunftsfähigkeit verlieren wollen.

Die selbst in der wissenschaftlichen Diskussion

umstrittene zentrale Rolle, die die Norm den Stake-

holdern einräumt, indem Organisationen sie aktiv in

ihre Entscheidungsfindung einbeziehen sollen,15

bedeutet für das Gros der Unternehmen – ganz zu

schweigen von Organisationen anderer Art – einen

fundamentalen Paradigmenwechsel. Ob, in welcher

Form und in welchem Umfang diese Empfehlung der

Sache tatsächlich dienlich ist, wird nun künftig viel-

leicht auch vermehrt anhand konkreter Umsetzungs-

beispiele aus der Praxis diskutiert werden können.

Die Aufgaben und Herausforderungen für Organi-

sationen werden durch eine Orientierung an den

Empfehlungen von ISO 26000 also sicherlich nicht

einfacher, aber deutlich klarer. Und Vieles, was heute

im Namen von CSR und Nachhaltigkeit bereits getan

wird, lässt sich nun systematisch und dadurch zu-

gleich effizienter managen und bewerten. Dass Orga-

nisationen von dieser Art der Auseinandersetzung mit

ihrer gesellschaftlichen Verantwortung am Ende des

Tages in mehrfacher Hinsicht profitieren werden, ver-

schweigt auch ISO 26000 nicht – die Liste der von ihr

genannten Vorteile und Nutzenargumente ist lang.16

Vor dem Hintergrund entfesselter (Finanz-)Markt-

kräfte und deren Folgen besteht aus unserer Sicht

ein wichtiger Aspekt darin, dass sich Unternehmen

bei ihrer Planung und Entwicklung stärker mit ge-

sellschaftsbezogenen Risiken auseinandersetzen

und so, wo nötig, ein Stück „Bodenhaftung“ und Um-

feldbezug zurückgewinnen. Nicht zuletzt gehört

dazu die Rückbesinnung auf die triviale Überzeu-

gung des traditionellen Unternehmers, den es auch

heute noch gibt:Wirtschaftliches Handeln, das nicht

mehr im Dienst der Gesellschaft insgesamt steht, hat

seinen eigentlichen Zweck und seine ethische Legi-

timität verloren.
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Nach fast einer Dekade des Nachdenkens, Dis-

kutierens and Verhandelns ist am 1. November 2010

ein Leitfaden für die gesellschaftliche Verantwor-

tung von Organisationen von der International

Organization for Standardization (ISO) veröffent-

licht worden. Unter dem Kürzel ISO 26000 versteckt

sich, anders als bei anderen ISO-Produkten, kein zer-

tifizierbarer Standard eines Managementsystems,

sondern ein umfangreicher Ratgeber zu der Frage,

was gesellschaftliche Verantwortung beinhaltet und

wie Organisationen dieser Verantwortung gerecht

werden können.

Angesichts einer breiten Vielfalt von Standards,

Leitfäden, Prinzipien und Initiativen, die es sich zum

Ziel gesetzt haben, sowohl Unternehmen als auch

nicht profitorientierte Organisationen zu mehr ge-

sellschaftlicher Verantwortung anzuhalten, stellt

sich die Frage, welche Lücke die ISO mit ihrem Leit-

faden zu füllen sucht und ob es ihr gelingt, diese

Lücke tatsächlich zu schließen. Dieser Beitrag ver-

sucht diese Frage zu beantworten, indem der ISO

26000-Leitfaden mit bereits bestehenden Doku-

Text: Julia Roloff

menten und Initiativen formal wie inhaltlich vergli-

chen wird. Besondere Berücksichtung finden der

Leitfaden zur Nachhaltigkeitsberichterstattung der

Global Reporting Initiative (GRI) sowie die durch

die Organisation for Economic Co-operation and

Development (OECD) veröffentlichten Leitsätze für

multinationale Unternehmen, zwei der internatio-

nal wohl wichtigsten Dokumente zur Beschreibung

der gesellschaftlichen Verantwortung von Unter-

nehmen und zur industrieübergreifenden Förde-

rung ihrer praktischen Umsetzung.

Im Folgenden wird zunächst beschrieben, welche

Standards, Normen und Initiativen das Thema ge-

sellschaftliche Unternehmensverantwortung inter-

national adressieren und in welcher Form sie dies

tun. Anschließend wird der ISO 26000-Leitfaden

zur gesellschaftlichen Verantwortung von Organisa-

tionen mit den Dokumenten der GRI und der

OECD inhaltlich wie formell verglichen. Abschlie-

ßend wird analysiert, ob und inwiefern ISO 26000

eine Lücke in der Corporate Social Responsibility-

Landschaft schließt.

Zur Bedeutung des 
Leitfadens ISO 26000

Meilenstein oder Fußnote auf dem 
Weg zur gesellschaftlich verantwortungs-
vollen Unternehmung?
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tainable Development, welches zusammen mit dem

World Resources Institute einen Leitfaden zur Be-

richterstattung von Treibhausgasemissionen entwi-

ckelt hat. Auch Beiträge zivilgesellschaftlicher Initiati-

ven wie zum Beispiel die Ethical Trading Initiative,

die Fair Labor Association und die Business Social

Compliance Initiative sowie internationaler Nicht-

regierungsorganisationen wie Amnesty Internatio-

nal und ihren Human Rights Principles for Com-

panies, die Rainforst Alliance und The Natural Step

International finden sich im Anhang des ISO-Leit-

fadens wieder.

Angesichts einer solchen Vielfalt von Beiträgen

zur Regelung und Vereinheitlichung unseres Ver-

ständnisses der gesellschaftlichen Unternehmens-

verantwortung stellt sich die Frage, welches Puzzel-

teil hier noch fehlt. Was alles unter dem Titel

Unternehmensverantwortung zu verstehen ist, wird

im Netzwerk des Global Compacts intensiv disku-

tiert. Die Internetseite der Initiative (www.unglobal-

compact.org) belegt, dass dieses Verständnis breit

angelegt ist. So werden Menschenrechte, Arbeitneh-

merrechte, Umweltschutz, Korruptionsbekämpfung,

der Beitrag von Unternehmen zur Friedenssiche-

rung, gesellschaftliche Verantwortung der Finanz-

märkte, öffentlich-private Partnerschaften sowie

Nachhaltigkeit in Zuliefererketten als zentrale The-

men der Unternehmensverantwortung im Dialog

zwischen Unternehmen, zivilgesellschaftlichen und

staatlichen Organisationen aufgegriffen.

Eine Reihe weiterer Initiativen wurde gegründet,

um das Thema Unternehmensverantwortung zu dis-

kutieren, zu definieren und zu verbreiten. Hierzu ge-

hören der Caux Round Table, das Brasilianische

Ethos Institute und der Roundtable on Sustainable

Biofuels. Nicht zuletzt findet auch das European

Business Ethics Network seine Erwähnung als eine

Organisation, welche die Verbreitung und Weiterent-

wicklung von Unternehmensethik betreibt. Andere

Organisationen haben konkrete Managementlösun-

gen entwickelt und bieten zum Teil standardisierte

Kontrollen von bestimmten Verhaltensrichtlinien. So

Der Normenwald

Wer den Anhang A des Leitfadens für die gesell-

schaftliche Verantwortung von Organisationen der

ISO aufschlägt, stellt schnell fest, dass die ISO kein

neues Thema aufgegriffen hat. Ohne Anspruch auf

Vollständigkeit zu erheben, sind rund 75 Organisatio-

nen dort gelistet, die Themen rund um die gesell-

schaftliche Verantwortung von Organisationen im

Allgemeinen und von Unternehmen im Besonderen

aufgreifen. Hierzu gehören internationale Schwer-

gewichte wie die OECD mit ihrem Risk Awarness

Tool for Multinational Enterprises in Weak Govern-

ance Zones, die United Nations Conference on Trade

and Development (UNCTAD) mit ihren Internatio-

nal Financial Reporting Standards, das Climate

Neutral Network des United Nations Environmen-

tal Programme (UNEP), der United National Global

Compact und das World Business Council for Sus- Fo
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können Unternehmen und Organisationen, die die

Qualität ihres Managements von sozialen und Um-

weltfragen durch externe Prüfer belegt haben wol-

len, sich an Social Accountability International und

dem ihr angeschlossenen Social Accountability

Accrediation Service oder an die ISO wenden, um

eine Zertifizierung ihrer Arbeitspraktiken mit dem SA

8000 beziehungsweise ihres Umweltmanagement-

systems mit dem ISO 14001 zu erhalten.

In einigen Industrien wurden maßgeschneiderte

Programme entwickelt, um die speziellen Herausfor-

derungen des Sektors adäquat zu adressieren. Insbe-

sondere die Hersteller von landwirtschaftlichen Pro-

dukten haben sich hier engagiert und die Better

Sugarcane Initiative, die Common Code for the

Coffee Community Association, die International

Cocoa Initiative, das Forest Stewardship Council

sowie das Marine Stewardship Council initiiert.

Aber auch die Banken, Anleger und Rechnungsprü-

fer haben sich mit den Equator Principles und den

Guidelines for Environmental, Social and Gover-

nance Reporting and Integration into Financial

Analysis eigene Richtlinien gesetzt.

Die Durchsicht des Anhangs macht deutlich, dass

die Debatte zur Unternehmensverantwortung in den

verschieden Industrien unterschiedlich verläuft. So

wurde in manchen Industrien eine Vielzahl von kon-

kurrierenden Lösungen entwickelt, während in ande-

ren Industrien scheinbar eine einzige Initiative domi-

niert. Angesicht eines so vielfältigen Angebots von

zum Teil sehr anspruchsvollen und im Detail durch-

dachten und erprobten Lösungen zur Umsetzung

von gesellschaftlicher Verantwortung stellt sich die

Frage, warum ein weiterer Leitfaden notwendig sein

soll, der sich nicht nur an Unternehmen jeder Größe

und in allen Industrien richtet, sondern auch von 

Genossenschaften, Nichtregierungsorganisationen,

staatlichen Einrichtungen und ähnlichen Organisa-

tionen genutzt werden soll. Genau diesen Anspruch

verfolgte die ISO mit ihrem ISO 26000, der aus eben

diesem Grunde nicht auf Unternehmen, sondern

ganz allgemein auf Organisationen verweist.

Die Mutter aller Leitfäden 

Wer heute einen neuen Leitfaden zur gesellschaft-

lichen Verantwortung veröffentlicht, kann im Prinzip

nur eine von zwei Strategien verfolgen: Entweder der

neue Leitfaden adressiert eine Gruppe Unternehmen

oder Organisationen, deren spezifischen Bedürfnisse

durch keinen der vorhandenen Leitfäden angemes-

sen behandelt werden, oder man entwickelt die Mut-

ter aller Leitfäden – ein Dokument, welches die wich-

tigsten Erkenntnisse aus den vielen Initiativen

zusammenfasst und auf einen gemeinsamen Nenner

bringt. Genau diese zweite Strategie verfolgt die ISO.

Die Mutter aller Leitfäden muss höchsten Ansprü-

chen gerecht werden: Alle wichtigen Themen müs-

sen angesprochen werden, die besten Management-

methoden sind zu beschreiben und zu empfehlen

und vor den größten Irrtümern ist zu warnen. Damit

das Dokument universell einsetzbar ist, muss eine

Terminologie verwendet werden, die international

einheitlich verstanden wird. Gleichzeitig soll das Do-

kument für jedermann auch ohne Vorkenntnisse

leicht lesbar sein und sollte alles Wesentliche in ge-

botener Kürze zusammenfassen.

Angesichts dieser Kriterien muss man beeindruckt

sein, dass die ISO es geschafft hat, hunderte von Ex-

perten und Stakeholder zu mobilisieren, um über ei-

nen Zeitraum von sechs Jahren hinweg ein gemein-

sames Dokument zu erarbeiten, welches nur 106

Seiten kurz ist und folgendes leistet: Die zentralen Be-

griffe zum Thema gesellschaftliche Verantwortung

werden definiert, um Missverständnisse bezüglich ih-

res Gebrauchs vorzubeugen. Die grundsätzliche Idee

von gesellschaftlicher Organisationsverantwortung

wird erklärt. Sieben generelle Prinzipen von der Re-

chenschaftspflicht über ethisches Handeln bis zur

Einhaltung internationaler Verhaltensnormen, ins-

besondere der Menschenrechtserklärung, werden

beschrieben. Anschließend wird erläutert, welche

Rolle Stakeholderbeziehungen für die Wahrnehmung

von gesellschaftlicher Verantwortung spielen. Welche

spezifischen Regeln Organisationen beachten soll-
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muss jedes Unternehmen berichten oder zumindest

eine Stellungnahme abgeben, warum es keine Anga-

ben machen kann. Die zusätzlichen Indikatoren wer-

den nach Bedarf ausgewählt.

Selbstverständlich kann ein universell einsetzbarer

Leitfaden nicht alle berichtenswerten Spezifika be-

rücksichtigen. Daher plant die GRI die Entwicklung

zusätzlicher Indikatoren, welche in der Form von

Sektoren-Leitfäden und sogenannten Länder-Anhän-

gen den GRI 3.0-Leitfaden ergänzen. Die Entwick-

lung der Sektor-Leitfäden ist weit fortgeschritten,

und mehrere dieser Ergänzungen wurden bereits in

ihrer Endfassung verabschiedet und veröffentlicht.

Anfang 2011 liegen Leitfäden für den Energiesektor,

Finanzinstitutionen, die Nahrungsmittelindustrie,

den Mineral- und Bergbausektor und für Nichtregie-

rungsorganisationen vor. Im Gegensatz hierzu steht

die Entwicklung von landesspezifischen Anhängen

noch an ihren Anfängen. Derzeit läuft ein Pilotprojekt

für die Entwicklung von Indikatoren, die für das Land

Brasilien relevant sind.

Für den Abgleich der Inhalte mit dem ISO 26000-

Leitfaden werden hier nur die 70 Indikatoren des all-

gemeinen GRI 3.0 herangezogen, da diese genau wie

der ISO 26000-Leitfaden den Anspruch haben, für

Unternehmen und Organisationen verschiedener

Größe, Verfassung und Tätigkeitsbereiche anwend-

bar zu sein, und zwar weltweit. Damit erhebt der

GRI-Leitfaden einen ähnlichen Anspruch wie der

ISO 26000-Leitfaden, hat allerdings den Vorteil, dass

er bereits seit 10 Jahren in der Praxis angewandt

wird und dass die überarbeitete Fassung sechs Jahre

dieser Erfahrungen widerspiegelt. Damit darf ange-

nommen werden, dass der GRI 3.0-Leitfaden eine

breite Anzahl der Themen anspricht, die für die Be-

wertung der gesellschaftlichen Verantwortung einer

Organisation relevant sind.

Wirtschaftliche Verantwortung

Der erste Themenbereich im GRI 3.0-Leitfaden be-

inhaltet ökonomische Indikatoren zur wirtschaft-

lichen Leistung, zur Marktpräsenz und zu den mittel-

ten, wird anhand von weiteren sieben Themen illus-

triert, die von Governancestrukturen, über Umwelt-

schutz und fairen Unternehmenspraktiken bis hin zu

Konsumentenfragen und Philanthropie reichen. Ab-

schließend wird den Lesern erklärt, wie sie Praktiken

gesellschaftlicher Verantwortung nachhaltig in ihrer

Organisation einführen und in die tägliche Manage-

mentpraxis integrieren können. Um das Verständnis

zu verbessern, werden Beispiele für gute Manage-

mentpraxis, grundlegende Standards und besonders

schwierige Herausforderungen in kurzen Exkursen

genauer beschrieben.

Angesichts dieses Programms muss gefragt wer-

den, ob der Leitfaden es wirklich schafft, alle relevan-

ten Themen abzudecken. Im Folgenden soll der Test

gewagt werden. Der Inhalt des ISO 26000-Leitfadens

wird mit zwei anderen international verbreiteten Do-

kumenten verglichen. Das erste Dokument ist der

Leitfaden zur Nachhaltigkeitsberichterstattung der

Global Reporting Initiative das zweite die OECD-

Leitsätze für multinationale Unternehmen.

Vergleich mit GRI 3.0

Die GRI veröffentlichte erstmals im Jahr 2000 ei-

nen Leitfaden zur Nachhaltigkeitsberichterstattung

(www.globalreporting.org). Der Leitfaden war das

Ergebnis eines Multistakeholderdialogs, der durch

die amerikanische Umweltorganisation CERES mit

Unterstützung durch UNEP initiiert worden war. Die

Erfahrungen der ersten Jahre zeigten, dass die Indika-

toren des ersten Leitfadens nicht ausgereift genug

waren, um eine nützliche und präzise Hilfestellung

für Unternehmen verschiedener Größe, Verfassung

und Tätigkeitsbereiche zu sein. Daher wurde der Leit-

faden in einem weiteren umfassenden Multistakehol-

derdialog überarbeitet und im Jahr 2006 wurde der

Leitfaden GRI 3.0 veröffentlicht. Der GRI 3.0 gilt als

ausgereiftes Instrument für eine generelle Nachhal-

tigkeitsberichterstattung. Der Leitfaden umfasst 70

Indikatoren, die in Kernindikatoren und zusätzliche

Indikatoren aufgeteilt sind. Zu den Kernindikatoren
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baren wirtschaftlichen Auswirkungen.

In Bezug auf die wirtschaftliche Leis-

tung verlangt die GRI die Offenlegung

verschiedener Einkünfte (u. a. Subven-

tionen) und Ausgaben (z.B. Spenden, So-

zialausgaben) sowie eine Einschätzung,

wie sich der Klimawandel auf die Aktivitä-

ten der Organisation auswirken wird. Diese

Themen werden im ISO 26000-Leitfaden insge-

samt allgemeiner angegangen. Im Kapital 4.2 zur Re-

chenschaftspflicht stellt die ISO fest, dass Organisa-

tionen für ihren Einfluss auf Gesellschaft, Ökonomie

und Umwelt gegenüber den entsprechenden Kon-

trollorganen rechenschaftspflichtig sind. Darüber

hinaus sind sie verpflichtet negative Auswirkungen

zu ermitteln und so weit als möglich zu begrenzen.

Zum Thema Marktpräsenz erwartet die GRI, dass

Organisationen angeben, wie das Verhältnis zwischen

Einstiegsgehältern im Vergleich zum Mindestlohn an

den verschiedenen Standorten ausfällt, inwiefern

lokale Zulieferer eingebunden werden und wie hoch

der Anteil lokalen Personals in leitenden Positionen

ist. Diese Themen werden durch den ISO 26000-Leit-

faden in verschieden Kapiteln angeschnitten. So wird

im Kapitel 6.4.4 zu Arbeitspraktiken erläutert, dass

die Entlohnung die Lebenshaltungskosten decken

und gesetzeskonform sein muss sowie vorzugsweise

kollektiv verhandelt werden sollte. Die Förderung 

lokaler Zulieferer wird im Kapitel 6.8.7 zum Thema

gesellschaftliches Engagement und Entwicklung

empfohlen.

Die GRI-Indikatoren zu mittelbaren wirtschaftli-

chen Auswirkung beziehen sich einerseits auf An-

gaben zu Investitionen, die ein Unternehmen im öf-

fentlichen Interesse tätigt, wie zum Beispiel Investi-

tionen in Infrastruktur, und anderseits auf Angaben

zu wesentlichen indirekten wirtschaftlichen Auswir-

kungen der Unternehmenstätigkeit. Auch diese The-

men werden im ISO 26000-Leitfaden unter verschie-

denen Stichworten behandelt. So findet sich im

oben genannten Kapitel 6.8.7 der Hinweis, dass Or-

ganisationen sich in Gemeinden engagieren können,

indem sie in Infrastruktur investieren. Auf die Not-

wendigkeit, potentielle negative Auswirkungen von

Unternehmensaktivitäten zu beobachten und diese

zu begrenzen, wird im Kapitel 7.3.1 zur Sorgfalts-

pflicht verwiesen.

Umwelt

Für die Berichterstattung zum Thema Umwelt hat

die GRI 21 Indikatoren entwickelt, die Angaben zum

Materialeinsatz, Energie- und Wasserverbrauch, zum

Umgang mit Biodiversität sowie zum Umfang von

Emissionen, Abwasser und Abfall vorsehen. Der ISO

26000-Leitfaden geht in seinem Kapitel 6.5 „Um-

welt“ das Thema allgemeiner an. Verständlicherweise

empfiehlt die ISO hier die eigenen Standardserie ISO

14000 als Bezugsrahmen für das Umweltmanage-

ment. Vier zentrale Themenfelder werden im Detail

behandelt. Erstens wird beschrieben, wie Umwelt-

verschmutzung in Form von Emissionen, Wasserver-

brauch, Umgang mit Abfall und beim Umgang mit 

gefährlichen Chemikalien vermieden werden kann.

Zweitens wird der nachhaltige Umgang mit Roh-

stoffen erläutert. Welche Maßnahmen zu ergreifen

sind, um den Klimawandel zu verlangsamen, und wie

Organisationen sich an die neuen Bedingungen 

anpassen können, ist das dritte Thema. Zuletzt wird

der Schutz der Biodiversität und von natürlichen Ha-

bitaten erörtert.Fo
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dung und Inanspruchnahme ihrer Dienstleistungen

belegen. Der ISO 26000-Leitfaden nimmt sich des

Themas „Konsumentenschutz“ recht ausführlich im

Kapitel 6.7 an. Sieben zentrale Konsumentenfragen

werden identifiziert: (1) Faires Marketing, Zugang zu

korrekten und unverfälschten Informationen und fai-

re Verträge, (2) Gewährleistung von Gesundheit und

Sicherheit der Konsumenten, (3) Nachhaltiger Kon-

sum, (4) Konsumentenservice, Beschwerdesysteme

und Konfliktbehandlung, (5) Datenschutz, (6) Zu-

gang zu essentiellen Dienstleistungen und Produkten

wie zum Beispiel Strom, Wasser, Abfallentsorgung

und Kommunikationsdienstleistungen sowie (7) 

Bildung und Sensibilisierung.

Arbeitsbedingungen

Zum Thema Arbeitspraktiken und menschenwür-

dige Beschäftigung hat die GRI vierzehn Indikatoren

entwickelt, welche Angaben zur Belegschaft und Mit-

arbeiterfluktuation sowie zu betrieblichen Leistun-

gen, zum Arbeitnehmer-Arbeitgeber-Verhältnis, zum

Arbeitsschutz, zur Aus- und Weiterbildung und zur

„Diversity“ innerhalb der Belegschaft sowie zur

Chancengleichheit umfassen. Der ISO 26000-Leit-

faden spricht dieselben Themen im Kapitel 6.4 zu 

Arbeitspraktiken an. Besondere Aufmerksamkeit er-

halten Anstellungsverhältnisse, Arbeitsbedingungen,

der Dialog zwischen Arbeitnehmern und Arbeitge-

bern, Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz so-

wie Mitarbeiterentwicklung und Fortbildung. Die

Themen Diversität und Gleichbehandlung werden

im Menschenrechtskapitel ausführlicher behandelt.

Menschenrechte

Das Thema Menschenrechte wird durch die GRI

mit neun Indikatoren abgedeckt. Die Organisationen

sind aufgefordert, ihre Investitions- und Beschaf-

fungspraktiken offenzulegen, die Themen Gleichbe-

handlung, Vereinigungsfreiheit und das Recht auf

Kollektivverhandlungen, Zwangs- und Pflichtarbeit,

Sicherheitspraktiken sowie die Rechte von Ur-Ein-

wohnern in Bezug auf ihre Tätigkeiten zu erörtern.

Z U R  B E D E U T U N G  D E S  L E I T F A D E N S  I S O  2 6 0 0 0

In Ergänzung zu einer Beschreibung verschiedener

Schwerpunkte gibt die ISO 26000 ihren Lesern eine

Reihe genereller Prinzipien an die Hand, wie etwa

den Verweis auf die Bedeutung von Vorsorge- und 

Risikomanagement für den Umweltschutz, sowie die

Empfehlung, dass Umweltverschmutzer für die hier-

durch verursachten Kosten selbst aufkommen soll-

ten. Zudem werden die Organisationen dazu aufge-

fordert, verstärkt den Lebenszyklus ihrer Produkte

und Aktivitäten unter Umweltgesichtspunkten zu op-

timieren, umweltfreundliche Produktionstechniken

zu entwickeln oder zu adaptieren sowie auch bei der

Einkaufsentscheidung ökologische Kriterien einzu-

beziehen. Solche praxisnahen Ratschläge finden sich

in jedem Kapitel des ISO 26000 Leitfadens.

Konsumenten

Den Interessen von Konsumenten wird in beiden

Leitfäden Platz eingeräumt. Unter dem Stichwort

„Produktverantwortung“ fordert die GRI eine Be-

richterstattung vor allem zu jenen Aspekten der Un-

ternehmenstätigkeit, welche die Gesundheit und 

Sicherheit von Kunden berühren. Zudem sollen Un-

ternehmen über die Kennzeichnung ihrer Produkte

und Dienstleistungen informieren und Auskunft dar-

über geben, ob und inwieweit ihre Werbung gegen

gesetzlich verbindliche oder freiwillig gesetzte Stan-

dards verstößt; sie sollen die Qualität des Schutzes

von Kundendaten offenlegen und die Einhaltung von

Gesetzesvorschriften in Bezug auf Produktverwen-
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Die ISO betont ebenfalls die Bedeutung von Men-

schenrechten. Einerseits befasst sich der ISO 26000-

Leitfaden mit dem Thema als einem der zentralen

Prinzipien gesellschaftlicher Verantwortung im Ka-

pitel 4.8. Andererseits werden eine Reihe detaillier-

ter Empfehlungen im Kapitel 6.3 ausgesprochen,

welches insbesondere die Themen Sorgfaltspflicht,

Risikosituation, Komplizenschaft, Umgang mit Be-

schwerden, Diskriminierung und besonders gefähr-

dete Gruppen, bürgerliche und politische Rechte,

ökonomische, soziale und kulturelle Rechte sowie

fundamentale Prinzipien und Rechte am Arbeits-

platz detailliert anspricht.

Der ISO 26000-Leitfaden legt die Latte in Sachen

Menschenrechte insbesondere bei der Frage der

Komplizenschaft sehr hoch (ISO 2010: 26). So wird

nicht nur direkte und wissentliche Komplizenschaft

als problematisch angesehen, sondern auch die Mög-

lichkeit, dass eine Organisation indirekt von Men-

schenrechtsverletzungen profitiert, die Dritte zu ver-

antworten haben. Hierzu gehören beispielsweise

Vergehen, die durch Vertragspartner wie Zulieferer

und Dienstleister (z.B. Sicherheitsdienstleister) be-

gangen werden. Auch wenn einer Organisationen

Erkenntnisse über systematische oder anhaltende

Menschenrechtsverletzungen in ihrem Umfeld vor-

liegen, sie diese aber nicht bei den entsprechenden

Institutionen anzeigt oder hierzu kritisch Stellung

bezieht, wird dies im Sinne der ISO 26000 als Mit-

schuld und schweigende Komplizenschaft gewertet.

Diese liegt beispielsweise dann vor, wenn ein diskri-

minierendes Arbeitsrecht unangefochten anerkannt

und umgesetzt wird.

Gesellschaft

Das letzte Thema, welches durch den GRI 3.0-Leit-

faden abgedeckt wird, ist das Verhältnis der Organi-

tion zur Gesellschaft. In diesem Zusammenhang müs-

sen Organisationen Angaben dazu machen, welchen

Einfluss ihre Tätigkeiten auf das Gemeinwesen ha-

ben, was in Sachen Korruptionsbekämpfung unter-

nommen wird, inwiefern die Organisation sich durch

Äußerungen, Lobbyarbeit und Spenden an der poli-

tischen Willensbildung beteiligt, ob es zu Klagen auf-

grund von wettbewerbswidrigem Verhalten gekom-

men ist und ob und wie die Organisation für das

Nicht-Einhalten von Gesetzen bestraft wurde. Der

ISO 26000-Leitfaden spricht diese Themen an ver-

schiedenen Stellen an. Der Einfluss von Organisatio-

nen auf Gemeinden wird einerseits unter dem Stich-

wort Sorgfaltspflicht als ein grundlegender Bestand-

teil von gesellschaftlicher Verantwortung im Kapital

7.3.1 beschrieben, anderseits ist das Kapitel 6.8 der

Frage gewidmet, wie Organisationen sich in Gemein-

den engagieren und die gesellschaftliche Entwick-

lung positiv beeinflussen können, beispielsweise

durch philanthropisches Engagement, Beiträge zur

Bildung, zum kulturellem Leben und im Gesundheits-

wesen, durch die Schaffung und Sicherung von Ar-

beitsplätzen und stabilem Einkommen sowie durch

Forschung und Entwicklung neuer Technologien.

Die Frage inwieweit sich Organisationen und ins-

besondere Unternehmen politisch engagieren dür-

fen, wird im ISO 26000-Leitfaden im Kapitel 6.6 un-

ter dem Stichwort „faire Geschäftspraktiken“ als ein

Schwerpunktthema erörtert. Die ISO stellt fest, dass

sich Unternehmen prinzipiell an politischen Prozes-

sen beteiligen dürfen, soweit dies zum Wohle der

Gesellschaft beiträgt (ISO 2010: 49). Allerdings muss

diese Beteiligung transparent sein und jede Form

von unangemessener Einflussnahme, Manipulation,

Einschüchterung und Zwang sind zu unterlassen. Im

selben Kapitel wird auch das Thema der Korrupti-

onsbekämpfung behandelt, ein Thema, welches die

ISO auch mit anderen Problemen in Verbindung

bringt. So fällt das Stichwort beispielsweise in Kon-

text von Menschenrechtsverletzungen. Auch das

Thema fairer Wettbewerb wird im ISO 26000-Leit-

faden angesprochen (Kapitel 5.6.5). Hierunter wer-

den nicht nur Verstöße gegen entsprechende Geset-

ze und Verordnungen gefasst, sondern auch jede

unzulässige Vorteilsnahme aus sozialen Notlagen.

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass

der ISO 26000-Leitfaden alle Themen, die durch die



GRI 3.0-Indikatoren abgedeckt werden, mehr oder

weniger detailliert aufgreift. Während die gesell-

schaftlichen Kernthemen, wie die Einhaltung von

Menschen-, Arbeitnehmer- und Konsumentenrech-

ten und Umweltschutz, ausführlich in eigenen Kapi-

teln behandelt werden, sind die Themen „wirtschaft-

liche Verantwortung“ und „gesellschaftliches

Engagement“ eher Randthemen im ISO 26000-Leit-

faden, die an verschiedenen Stellen und unter wech-

selnden Titeln angesprochen werden.

Vergleich mit den OECD-Leitsätze
für multinationale Unternehmen

Die Organisation for Economic Co-operation and

Development verabschiedete erstmals im Jahr 1976

Leitsätze für multinationale Unternehmen im Rah-

men der Declaration on International Investment

and Multinational Enterprises. Damals war dies

eine Reaktion auf die zunehmenden Aktivitäten über-

wiegend amerikanischer Unternehmen weltweit

und insbesondere in den neuen unabhängigen Staa-

ten der Dritten Welt (Fatouros 1998). Obwohl die

OECD-Leitsätze damit zur ersten Generation interna-

tionaler Unternehmensleitlinien zum Thema gesell-

schaftliche Verantwortung gehören, sind sie bei Un-

ternehmern relativ unbekannt. Dies liegt vorwiegend

an zwei Gründen. Erstens adressieren sie nur Unter-

nehmen, die in OECD-Unterzeichnerstaaten behei-

matet oder tätig sind. Zweitens handelt es sich bei

der dem Leitfaden zugrunde liegenden Deklaration

um eine staatliche Absichtserklärung, die allerdings

Unternehmen adressiert. Dies ist an sich eine parado-

xe Situation: Die Regierung eines Landes entscheidet

sich, die Deklaration zu unterschreiben, und ver-

pflichtet sich damit, die Umsetzung der Leitlinien zu

fördern. Die Umsetzung kann allerdings nur auf Un-

ternehmensebene erfolgen. Für die Unternehmen ist

diese Umsetzung wiederum freiwillig, sofern die 

Inhalte nicht bereits durch nationale Gesetze und

Verordnungen abgedeckt sind (OECD 1998).

Die derzeit geltende Fassung der OECD-Leitsätze

für multinationale Unternehmen trat nach einer

gründlichen Überarbeitung im Jahr 2000 in Kraft. Als

Reaktion auf die sich verändernde Rolle der Natio-

nalstaaten bei der Regulierung der Wirtschaft, ihre

nachlassende Kontrolle über ausländischen Direkt-

investitionen, eine steigende Anzahl von multinatio-

nalen Unternehmen und den schwindenden Einfluss

von Gewerkschaften wurde der Leitfaden sowohl in-

haltlich als auch in seiner Umsetzung kritisch unter

die Lupe genommen. Insbesondere die Themen Um-

weltschutz, Gesundheit und Arbeitssicherheit sowie

Menschenrechte sollten stärker in den Blick genom-

men werden, um Marktverzerrungen durch unlaute-

re Geschäftspraktiken entgegenzuwirken (Fatouros

1998). Aber auch die Bedeutung der Nationalen Kon-

taktstellen hinsichtlich der Förderung und Anwen-

dung der Leitsätze sollte gestärkt werden.

OECD-Leitsätze in Revision

Diese Ziele wurden de facto auch erreicht. Die In-

halte der OECD-Leitsätze sind, insbesondere wenn

man die Erläuterungen im Teil 3 hinzuzieht, sehr an-

spruchsvoll und sprechen auch eine Reihe von The-

men an, die in anderen Dokumenten nur am Rande

behandelt werden, wie zum Beispiel das Thema Be-

steuerung. Die Nationalen Kontaktstellen wurden

ebenfalls in ihrer Bedeutung gestärkt, da Kritikern

erstmals die Möglichkeit eröffnet wurde, bei ihnen

Beschwerde einzulegen, wenn ein im Lande behei-

matetes multinationales Unternehmen gegen die

OECD-Leitsätze verstößt, und zwar auch dann,

wenn dieser Verstoß nicht in einem OECD-Mitglieds-

staat stattfand (OECD Watch 2010). Bereits eine Rei-

he von Nichtregierungsorganisationen (NGO) nutz-

te diese Möglichkeit. Das zivilgesellschaftliche

Netzwerk OECD Watch dokumentierte 96 von
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NGOs initiierte Beschwerdeverfah-

ren, die zwischen 2000 und 2010

verhandelt wurden, wobei hier je-

doch nur solche Fälle gezählt wur-

den, die von den Beschwerdefüh-

rern selbst dem Netzwerk

gemeldet wurden. Weitere 117 Fäl-

le sollen im selben Zeitraum von Gewerkschaften

vorgetragen worden sein (OECD Watch 2010).

Die Erfahrungen auf Seiten der Nichtregierungsor-

ganisationen, der Gewerkschaften und der Nationa-

len Kontaktstellen führten dazu, dass sich die OECD

im Mai 2010 dazu entschloss, die Leitsätze nochmals

zu überarbeiten (OECD 2010). Inhaltlich sollen hier-

bei neue Erkenntnisse und Regelung zu den Themen

Zuliefererketten, Menschenrechte, Sorgfalts- und Aus-

kunftspflicht, Arbeitnehmer-Arbeitgeber-Beziehun-

gen, Korruptionsbekämpfung, Umwelt- und Klima-

schutz, Konsumenten und Besteuerung in die neue

Fassung der Leitsätze eingebracht werden. Auch das

Beschwerdeverfahren soll genauer beschrieben und

die Rolle der Nationalen Kontaktstellen weiter ge-

stärkt werden (OECD 2010). Da die Revision der

OECD-Leitsätze noch nicht abgeschlossen ist, wird

im Folgenden die Fassung von 2000 für den Abgleich

mit dem ISO 26000-Leitfaden verwendet.

Ausnahmeregelungen und Subventionen

Unter dem Stichwort allgemeine Grundsätze ver-

langt die OECD, dass Unternehmen einen Beitrag

zum wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen

Fortschritt leisten. Insbesondere sollen sie die Men-

schenrechte respektieren, den lokalen Kapazitätsauf-

bau fördern, sich in verschiedener Hinsicht um guteFo
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Managementpraktiken bemühen und davon abse-

hen, Ausnahmeregelungen zu verhandeln, beispiels-

weise in Sachen Besteuerung und Umweltschutz. Im

Vergleich hierzu beschäftigt sich die ISO ausführ-

licher mit den Menschenrechten und gibt mehr Bei-

spiele zu guten Managementpraktiken. Die Forde-

rung zur gesellschaftlichen Entwicklung beizutra-

gen, wird nicht ganz so offensiv vertreten, aber die

Erläuterungen im Kapitel 6.8.7 zum Thema gesell-

schaftliches Engagement und Entwicklung beant-

worten die Frage, was konkret zu tun ist, um einen

positiven Beitrag zu leisten. Die Themen Ausnahme-

regelungen und Subventionen werden hingegen im

ISO 26000-Leitfaden komplett ignoriert und offen-

sichtlich nicht als konsensfähiges Thema sozialer 

Verantwortung begriffen.

Die in den OECD-Leitsätzen anschließend behan-

delten Themen Beschäftigung und Beziehungen zwi-

schen Sozialpartnern, Umwelt, Bekämpfung der Kor-

ruption, Verbraucherinteressen sowie Wissenschaft

und Technologie decken sich weitgehend mit den

von der GRI aufgegriffenen Inhalten. Unter dem

Stichwort Wissenschaft und Technologie findet sich

der Schutz geistigen Eigentums wieder, ein Thema

welches die ISO als Schwerpunkt im Kapitel 6.6 zu

fairen Geschäftspraktiken aufgreift. Der letzte Ab-

schnitt der OECD-Leitsätze ist dem Thema Besteue-

rung gewidmet, welches von der GRI nur am Rande

erörtert wird. Auch im ISO 26000-Leitfaden wird das

Thema aufgegriffen: Steuerzahlungen sind zu leisten

und relevante Informationen sind offenzulegen. Die-

se Informationen sind allerdings nicht in einem Ab-

schnitt gebündelt, sondern finden sich als Rand-

bemerkungen unter den Themen Konsumenteninter-

essen und gesellschaftliches Engagement wieder.

Zusammenfassend können unterschiedliche

Schwerpunktsetzungen zwischen den Empfehlun-

gen der ISO und der OECD beobachtet werden. Die

Vertreter der OECD-Staaten legen weitaus mehr

Wert auf ein korrektes Verhalten der Unternehmen

gegenüber den Nationalstaaten und verlangen kon-

sequenterweise die Anerkennung bestehender Ge-



setze und Regelung und erwarten Enthaltsamkeit

auf Seiten der Unternehmen, wenn es darum geht,

Ausnahmen und finanzielle Vergünstigungen im Vor-

feld von Investitionen zu verhandeln. Diese spezifi-

sche Auslegung von gesellschaftlicher Unterneh-

mensverantwortung sollte insbesondere im Rahmen

der Diskussion um das Konzept Corporate Citizen-

ship, wie sie von Crane, Matten und Moon (2008)

angestoßen wurde, mehr Aufmerksamkeit erhalten.

Mechanismen der 
Qualitätskontrolle

Unternehmen wenden Normen gesellschaftlicher

Verantwortung in der Regel an, um Stakeholderer-

wartungen gerecht zu werden. Daher sind sie daran

interessiert, Dritten gegenüber zu dokumentieren,

dass sie ihren Selbstverpflichtungen gewissenhaft

nachkommen. Sowohl Manager als auch Stakeholder

haben ein Interesse daran, dass die Qualität der

Normerfüllung kontrolliert wird, damit so einerseits

bei Bedarf nachgebessert werden kann und anderer-

seits herausragende Leistungen auch als solche aner-

kannt werden. Aus diesem Grund wurden für eine

Vielzahl von CSR-Normen Mechanismen der Quali-

tätskontrolle entwickelt. Die Global Reporting Initia-

tive empfiehlt beispielsweise ihren Anwendern, die

inhaltliche Richtigkeit und den Umfang des Reports

durch Dritte bestätigen zulassen. Um die Qualität des

Inhalts festzustellen, können unabhängige Gutachter

um eine Prüfung gebeten werden. Hierbei handelt es

sich um einen Abgleich der Daten, die die Prüfer im

Unternehmen vorfinden, mit den Angaben im Re-

port. Zudem kann der Umfang des Reports als Beur-

teilungskriterium für seine Güte herangezogen wer-

den, wobei die jeweilige Einstufung sowohl extern

als auch durch die Organisation selbst erfolgen kann.

Die GRI unterscheidet hier sechs Stufen von C bis

A+, wobei C-Reporte weniger Indikatoren abdecken

als B-Reporte und die vollständigen A-Reporte. Das

Plus hinter dem Buchstaben erhalten Reporte, deren

inhaltliche Richtigkeit extern überprüft wurde.

Wie bereits erläutert wurde, gibt es für die OECD-

Leitsätze eine indirekte Qualitätskontrolle durch die

Existenz des Beschwerdeverfahrens. In der Praxis ist

dieser Ansatz nicht ausgereift. Laut Angaben von

OECD Watch (2010: 11) wurden von 96 dokumen-

tierten Beschwerden lediglich 27 Prozent verhandelt

und formell abgeschlossen, 17 Prozent befinden sich

in Verhandlungen und 32 Prozent wurden aus for-

mellen Gründen abgelehnt. Die Übrigen wurden ent-

weder durch die Antragsteller zurückgezogen (8 Pro-

zent), blockiert (6 Prozent), ohne Ergebnis abge-

schlossen (6 Prozent) oder erst kürzlich eingereicht

(4 Prozent). Ein formell abgeschlossenes Verfahren

garantiert allerdings nicht, dass ähnliche Verstöße im

jeweiligen Unternehmen nicht wieder vorkommen

können. OECD Watch (2010) weist in ihrem Report

darauf hin, dass im Nachgang eines Verfahrens häufig

keine weiteren Kontrollen erfolgen, die eine nachhal-

tige Umsetzung von vereinbarten Maßnahmen und

Korrekturen überwachen. Da die Vereinheitlichung

und Verbesserung des Beschwerdeverfahrens zu den

Zielen gehören, die mit einer Überarbeitung der

OECD-Leitsätze erreichet werden sollen, ist hier mit

Veränderungen zu rechnen.
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Im Gegensatz zur GRI und zur OECD hat sich die

ISO gegen die Einführung eines Qualitätsmechanis-

mus entschieden. Da sich die ISO durch die Zertifi-

zierung von Managementsystemen einen Namen ge-

macht hatte, haben viele Beobachter zunächst auf 

einen ähnlichen Ansatz gehofft. Zuletzt wurde jedoch

entschieden, dass weder eine Zertifizierung noch

eine Nutzung der Richtlinien im Rahmen von Verträ-

gen oder gar als Bestandteil von Gesetzen erlaubt sein

soll (Bundesverband der Deutschen Arbeitgeber

2010). Hiermit sollte vermieden werden, dass sich der

ISO 26000- ähnlich wie der GRI 3.0-Leitfaden zu ei-

nem de facto Standards entwickelt, der von potentiel-

len Geschäftspartnern und Investoren als Mindestvor-

aussetzung für eine Geschäftsanbahnung vorgeschrie-

ben wird, was den Druck auf Unternehmen, umfang-

reich in die Umsetzung von gesellschaftlicher Verant-

wortung zu investieren, weltweit erhöhen würde.

Neben diesen politischen und wirtschaftlichen

Überlegungen stellt sich allerdings auch die Frage,

was technisch umsetzbar ist: Wie kann man gesell-

schaftliche Organisationsverantwortung messen?

Theoretisch hätte die ISO zwei unterschiedliche An-

sätze verfolgen können. Erstens hätte sie ähnlich wie

verschiedene Multistakeholderinitiativen die Einhal-

tung bestimmter Mindeststandards kontrollieren und

hierfür ein Zertifikat vergeben können. Eine zweite

Lösung hätte darin bestanden, analog zum ISO 14001

zu verfahren und das Funktionieren eines Manage-

mentsystems zu überprüfen und zu zertifizieren, wo-

durch kontinuierliche Verbesserungen in Bezug auf

die Wahrnehmung gesellschaftlicher Verantwortung

sichergestellt würden. Beide Ansätze sind in der Um-

setzung anspruchsvoll, da ähnlich wie bei anderen

Standards stets die latente Gefahr besteht, dass Unter-

nehmen Wege finden, Auditoren über die Einhaltung

von Mindeststandards und die Funktionsweise von

Managementsystemen zu täuschen (Egels-Zandén

2007; Harney 2008). Trotzdem ist es vorstellbar, dass

die ISO, als größte Standardisierungsorganisation

weltweit, eine Lösung finden könnte. Der Ansatz ein

Managementsystem zu überprüfen ist bei den eben-

falls sehr breit aufgestellten Themen Qualität und Um-

welt sehr erfolgreich. Insofern stellt sich heute eher

die Frage, ob die Entscheidung, keine Zertifizierung

anzustreben, in Zukunft durch die Entscheidungsträ-

ger anders bewertet werden wird. Eine technische

Lösung ist vorstellbar, auch wenn diese möglicher-

weise nicht alle Erwartungen erfüllen würde.

Schlussfolgerungen

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass

der ISO 26000-Leitfaden inhaltlich ähnlich breit auf-

gestellt ist wie die von GRI und OECD entwickelten

Dokumente. Dabei erhält man im ISO 26000-Leit-

faden zu manchen Themen mehr und detailliertere

Informationen. Manche Themen werden hingegen

nur am Rande behandelt. Hierzu gehören insbeson-

dere das Verhandeln von Ausnahmen und Vorteilen

im Vorfeld von Investitionen sowie das bereitwillige

Zahlen von Steuern. Bezüglich der Mechanismen,

welche die Qualität der Umsetzung überprüfen und

Transparenz Dritten gegenüber sicherstellen sollen,

haben die GRI und die OECD mehr geleistet als die

ISO. Diese verweist beispielsweise auf die GRI, wenn

sie erläutert, wie Transparenz hergestellt werden

kann, und auf den ISO 14001 und den SA 8000,

wenn es um Fragen der Zertifizierung geht. Damit

übernimmt der ISO 26000-Leitfaden die wichtige

Funktion eines Wegweisers im Normenwald. Dies ist

eine von zwei wichtigen Errungenschaften, die mit

der ISO 26000 verbunden sind.

Die zweite Errungenschaft ist die Definition von

gesellschaftlicher Verantwortung, welche im Gegen-

satz zur Definition im Grünbuch der Europäischen

Union nicht behauptet (Kommission der Europäi-

schen Gemeinschaften 2001), dass gesellschaftliche

Verantwortung freiwillig sei. Die ISO begründet ge-

sellschaftliche Verantwortung mit der Tatsache, dass

Organisationen durch ihre Tätigkeiten und Entschei-

dungen auf die Gesellschaft wirken und sie verän-

dern. Gesellschaftliche Verantwortung bedeutet da-

her, dass Organisationen dafür Sorge zu tragen
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haben, dass ihr Einfluss überwiegend positiv ist. Zu

diesem Zweck müssen sie zur nachhaltigen gesell-

schaftlichen Entwicklung beitragen, Stakeholderer-

wartungen bei Entscheidungen in Erwägung ziehen,

Gesetzte und internationale Normen wie die Men-

schenrechtserklärung einhalten und transparentes

und ethisches Verhalten in allen Bereichen der Orga-

nisationen und in ihren Beziehungen praktizieren.

Abschließend kann die Frage, ob die ISO 26000

eine Lücke schließt, eindeutig mit Ja beantwortet

werden, auch wenn es weiterhin Lücken zu schlie-

ßen gibt. Der ISO 26000-Leitfaden ist gleichzeitig

ein nützliches Handbuch und eine gute Übersicht

über bestehende CSR-Aktivitäten. Was ISO 26000

nicht leistet, ist ein alleinstehendes Instrument zur

gesellschaftlichen Verantwortung zu sein. Viele Un-

ternehmen werden den Standard mit anderen Leit-

fäden und Standards ergänzen, nicht zuletzt um eine

Qualitätskontrolle sicherzustellen. Somit ist er nur

ein Meilenstein unter vielen auf dem Weg zur gesell-

schaftlichen Verantwortungsübernahme von Unter-

nehmen und weitere Meilensteine, insbesondere in

Bezug auf verlässliche Kontrollen, sind in Zukunft

zu setzen. In Anbetracht der Qualität seines Inhalts,

der Legitimität seines Entstehungsprozesses und

der Autorität der International Organization for

Standardization kann mit einer weiten Verbreitung

des ISO 26000 Standards gerechnet werden, wo-

durch ihm mehr als eine Fußnote in der CSR-Ge-

schichtsschreibung gebührt.
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Michael Aßländer/Albert Löhr (Hrsg.): 
Corporate Social Responsibility 
in der Wirtschaftskrise –  
Reichweiten der Verantwortung 
Rainer-Hampp-Verlag, München, Mering 2010.

R E Z E N S I O N  Z U :

Der vorliegende Sammelband ver-
steht sich gleichermaßen als Do-
kumentation und als Weiterfüh-

rung der Jahrestagungen 2008 und 2009
des Deutschen Netzwerks Wirtschafts-
ethik (DNWE). Ausgehend von dem
noch immer gültigen Befund der begriff-
lichen Unschärfe von Corporate Social
Responsibility (CSR) und den diversen
unterschiedlichen, expliziten wie auch
impliziten Erwartungen von und inner-
halb unterschiedlicher Stakeholder-
gruppen, sollen hier (1) das herrschen-
de Verständnis von CSR in Theorie und 
Praxis analysiert und (2) unter Beach-
tung unterschiedlicher Blickwinkel die
Reichweite unternehmerischer Verant-
wortung konkreter bestimmt werden.

Bereits die Herausgebereinleitung
von Michael Aßländer und Albert Löhr

Text: Michael Walther

löst diesen Anspruch ein und liefert eine
knappe Begriffsgeschichte und -klärung
sowie – über die Sammlung gängiger
„Missverständnisse“ zum Thema unter-
nehmerische Verantwortung – eine sehr
präzise Einordnung von CSR. Unterneh-
merische Verantwortung wird jenseits
von Philanthropie, Mitarbeiterfürsorge
und lokalem Engagement einerseits und
der Verkürzung auf den Business-Case
andererseits im Kerngeschäft verortet.
Zudem geht es um Verantwortung, die
Unternehmen (wahrzunehmen) haben
und die in Reichweiten (und nicht in ih-
ren Grenzen) offen über die Triple-Bot-
tom-Line des Nachhaltigkeitsdiskurses
hinaus geführt werden müsse. Allerdings
ließe sich an dieser Stelle auch fragen,
inwieweit die CSR-Diskussion zu einer
inhaltlichen Präzisierung und Erweite-Fo
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rung der Nachhaltigkeitsdimensionen
beitragen kann.

Im ersten Abschnitt des Bandes finden
sich drei theoretische Beiträge zu unter-
nehmerischer Verantwortung. Die Bei-
träge bearbeiten präzise zentrale Punkte
der CSR-Diskussion und weisen zahlrei-
che Bezüge zueinander auf. Als Hinter-
grundfolie zur Einordnung der Beiträge
lassen sich Carrolls vier Dimensionen
unternehmerischer Verantwortung (öko-
nomische, rechtliche, ethische und phil-
anthropische) heranziehen.

Otfried Höffe unterscheidet im Kern
seines Beitrags zwischen geschuldeter
und verdienstlicher Verantwortung. Ge-
schuldete Verantwortung ist dabei un-
strittig sowohl der ökonomischen Di-
mension (und zwar deutlich über
Profitmaximierung hinaus) als auch der
rechtlichen Dimension zuzuordnen. Da-
bei stellt Höffe den Vorrang des Rechts
heraus. Die darüber hinaus gehende
„soziale Verantwortung“ wird ebenfalls
als Teil geschuldeter – wenn auch „sanf-
ter“ – Verantwortung definiert. Unter-
nehmen sind in die Gesellschaft einge-
bettet, profitieren von einer funktio-
nierenden Gesellschaft und schulden
entsprechend eine Gegenleistung. Sozia-
le Verantwortung geht dabei über phil-
anthropisches bürgerschaftliches Enga-
gement hinaus. Ob sich ein solches
Engagement dann wirklich verallgemei-
nerbar auf den Unternehmenserfolg aus-
wirkt, wird an anderer Stelle in diesem
Buch ausführlicher bearbeitet.

Als praktischen Ansatzpunkt disku-
tiert Höffe abschließend die Möglichkeit
eines „hippokratischen Eids“ für Unter-
nehmensführer und formuliert zehn 

Gebote verantwortlicher Unternehmens-
führung. Angesichts des Trends von im-
plizit empfundener gesellschaftlicher
Verantwortung zu expliziter strategischer
CSR, insbesondere in Großunternehmen,
sollten die Erwartungen hier jedoch
nicht zu hoch sein. Andererseits ergeben
sich hieraus zumindest keine negativen
Auswirkungen und möglicherweise lässt
sich auf diese Weise tatsächlich ein kul-
tureller Wandel anregen.

Annette Kleinfeld und Birthe Henze
thematisieren die „Pflicht“ und „Kür“
unternehmerischer Verantwortung. Sie
stellen die ethische Verantwortung für
die eigenen Unternehmensprozesse als
das gesellschaftlich erwartbare Soll, die
geschuldete Verantwortung, dar. Das
philanthropische Engagement dagegen
ist das freiwillige „Mehr“ die CSR-Kür.
Problematisch ist nun, dass Unterneh-
men häufig die werbewirksame Phil-
anthropie in den Mittelpunkt stellen.
Problematisch ist dies aus mehreren
Gründen: So werden zunächst einmal
aus dem Kerngeschäft resultierende so-
ziale und ökologische Probleme nicht
angegangen. Vor dem Hintergrund be-
grenzter Handlungsmöglichkeiten und -
kapazitäten kann Philanthropie auch das
ethisch Gebotene verdrängen. Und nicht
zuletzt begeben sich Unternehmen in
eine kritische Situation, lauert doch im
Nichterfüllen des Einforderbaren die Ge-
fahr ökonomischer Bestrafung durch
kritische Konsumenten. Was offen bleibt,
wohl auch offen bleiben muss, bzw. nur
im Einzelfall abhängig vom jeweils tat-
sächlichen Einflussbereich geklärt wer-
den kann, ist die Frage, was denn als
Kerngeschäft bezeichnet werden kann.

Wie weit reicht die ethische Verantwor-
tung z.B. in die Wertschöpfungskette?

Weitere Fragen sind an den Beitrag
anschlussfähig. So stellen Kleinfeld und
Henze empirische Befunde zur CSR-
Motivation von Unternehmen mit dem
Fokus auf KMU vor. Die hier referierten
Befunde werden auch durch weitere vor-
liegende Studien bestätigt und zeigen auf,
dass im Mittelstand im Gegensatz zu
Großunternehmen gesellschaftliche Ver-
antwortung noch häufig implizit ist,
wirklich empfunden wird und sich in der
Selbstwahrnehmung der Unternehmer
das Leitbild des ehrbaren Kaufmanns
noch weitgehend intakt findet. Der
Schluss von ethisch begründeter Motiva-
tion auf ethische Verantwortungsüber-
nahme im Kerngeschäft trägt jedoch nur
bedingt. So zeigen KMU-Studien mehr-
heitlich, dass gerade KMU einen ver-
gleichsweise hohen Anteil an philanthro-
pischen Maßnahmen aufweisen, und es
im Gegenteil gerade die Großunterneh-
men sind, die sich um eine Verankerung
von CSR im Kerngeschäft bemühen – al-
lerdings nicht aus ethischer Motivation
heraus, sondern vor allem deshalb, da
der Stakeholderdruck gegenüber Groß-
unternehmen häufig größer ist.

Als Möglichkeit, das hier vorgestellte
„rechte Maß“ an unternehmerischer
Verantwortung zu befördern, schlagen
Kleinfeld und Henze die Norm ISO
26.000 als regulatives und zielführendes
Ideal vor. Dabei wird es im „Praxistest“
besonders interessant sein, wie die
Norm in KMU aufgenommen wird und
welche Wirkungen sich zeigen.

Den Abschnitt zu theoretischen Per-
spektiven schließt Guido Palazzo ab.
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Ausgehend von wirtschaftlicher und po-
litischer Globalisierung werden die da-
mit verbundenen neuen Herausforde-
rungen abgeleitet. Diese bestehen in
„postnationalen Konstellationen“ vor al-
lem in der Fokussierung auf das Prinzip
primum non nocere, zuerst einmal
nicht schaden. Damit stellt Palazzo (im
Rückgriff auf Peter Drucker) ebenfalls
die ethische Verantwortung im Kernge-
schäft als zentral heraus. Zudem ver-
weist er auf die Ausweitung des Verant-
wortungsbereichs in beide Richtungen
der Wertkette. Ebenso scharf und richtig
sind die Hinweise zur Notwendigkeit der
strategischen Verankerung, die Kritik an
der Harmoniethese und der damit ver-
bundene Hinweis auf den Stakeholder-
druck als das letztlich entscheidende
Mittel, Unternehmen zu einer Verantwor-
tungsübernahme im erweiterten Kernge-
schäft zu bewegen. Jedoch sei hier ins-
besondere bezogen auf letzteren Punkt
auf die Unterschiede zwischen Großun-
ternehmen und KMU (s.o.) verwiesen,
da sich die Beispiele im Beitrag vor al-
lem auf Großunternehmen beziehen. 
Offen bleibt, ob und wie denn umfas-
send, ausreichend und rechtzeitig ge-
sellschaftlicher Druck erzeugt wird.

Im zweiten Abschnitt wird ebenfalls in
drei Beiträgen die gesellschaftliche Ein-
bettung der Unternehmen in den Mittel-
punkt gestellt. Holger Backhaus-Maul
und Martin Kunze stellen im ersten Bei-
trag die seit einigen Jahren stärkere Aus-
einandersetzung der Soziologie mit CSR
dar und zeigen wichtige Ansätze und 
Anknüpfungspunkte auf. So ist die Ana-

lyse der Wechselwirkungen zwischen
Gesellschaft und dem Subsystem Wirt-
schaft („Ökonomisierung der Gesell-
schaft“, „Moralisierung der Märkte“)
zentral für eine Vielzahl von Aspekten in
der CSR-Diskussion. Auch erfolgt hier
der Hinweis auf die je spezifischen natio-
nalen Zusammenhänge, wie sie späte-
stens seit Matten und Moons Unterschei-
dung zwischen expliziter und impliziter
CSR intensiver diskutiert werden. Das
betrifft auch die Arbeit an zentralen 
Begrifflichkeiten wie CSR oder Corpor-
ate Citizenship in der Übertragung auf
Deutschland. Hier ließe sich an die theo-
retischen Beiträge in diesem Band an-
schließen, insbesondere in der Betrach-
tung deutscher KMU. Zuletzt fehlen auch
nicht die Verweise auf die Potentiale
neoinstitutionalistischer Ansätze, die be-
reits seit einigen Jahren für die CSR-Dis-
kussion nutzbar gemacht werden.

Auf die spezifischen deutschen Ent-
wicklungspfade stellt auch Sebastian
Braun ab. Gesellschaftliche Verantwor-
tung von Unternehmen ist traditionell 
einerseits stark reguliert und institutio-
nalisiert (wie z.B. in der gesetzlichen
Mitbestimmung), darüber hinaus äußert
sie sich andererseits in hoch individuali-
siertem Mäzenatentum. Globalisierung
und der schwindende Einfluss nationa-
ler Politik haben hier Veränderungspro-
zesse in Gang gesetzt, in deren Folge nun
auch die gesellschaftliche Verantwor-
tung neu betrachtet werden muss.

Für CSR wird, über das ohnehin in
Deutschland recht umfassend rechtlich
Geregelte hinaus, vor allem eine thema-

tische Ausweitung konstatiert, die sich
für Unternehmen als Risikomanagement
darstellt bzw. so interpretiert wird. Stake-
holderanforderungen führen zur Aus-
einandersetzung mit CSR-Themen. Inter-
essant vor diesem Hintergrund sind
dann die freiwilligen Leistungen der Un-
ternehmen, und hier ist das klassische
Mäzenatentum eben nicht deckungs-
gleich mit Corporate Citizenship. In sei-
ner Analyse arbeitet Braun nun sehr
sauber und empirisch gestützt den Stand
und die möglichen Entwicklungen solch
freiwilligen Engagements in Deutsch-
land heraus. Dabei zeigt sich in den ab-
schließenden Thesen die Stabilität eta-
blierter Muster in deutschen Unter-
nehmen: Allzu strategisch und auf den 
Business-Case schauend ist das philan-
thropische Engagement deutscher Un-
ternehmen noch nicht.

Den Beitrag schließen Überlegun-
gen zu möglichen zukünftigen Entwick-
lungen ab. Hier zeigt sich die ganze
Komplexität einer Analyse hierarchi-
scher und überlappender Sozialsysteme
in ihren Wechselwirkungen: Folgt man
nämlich anders lautenden Befunden als
den hier präsentierten, die die verstärk-
te Debatte um CSR in den Zusammen-
hang abnehmender regulativer und 
institutioneller Verankerung stellen, er-
geben sich auch deutlich abweichende
Aussagen zu Politik und unternehmeri-
schem CSR-Management.

Die Analyse der gesellschaftlichen Zu-
sammenhänge schließen Peter Friedrich
und Heiko Hadasch ab. Sie zeichnen die
Themenwahrnehmung und Positionie-



FORUM Wirtschaftsethik 19. Jg., Nr. 1/201144

C O R P O R A T E  S O C I A L  R E S P O N S I B I L I T Y  I N  D E R  W I R T S C H A F T S K R I S E

unternehmerischer Nicht-Verantwortung
folgen so häufig eine grundsätzliche 
Diskussion der Rolle von Unternehmen
und die Forderung nach rechtlichen 
Regelungen.

Friedrich und Hadasch zeigen für alle
gesellschaftlichen Akteure Pfadabhän-
gigkeiten und insbesondere für KMU
und NPOs/Gewerkschaften die starke
Verankerung in etablierten Wahrneh-
mungs- und Handlungsmustern auf.
Gleichzeitig sind sie aber (vorsichtig)
optimistisch bezüglich der Anschluss-
fähigkeit der unterschiedlichen, noch
getrennten Diskurse.

Gesellschaftliche Akteure, mit dem
Fokus auf Nichtregierungsorganisa-
tionen, werden im nächsten Abschnitt
thematisiert. Janina Curbach befördert
hier in ihrem Beitrag die Analyse zu
Handlungsstrategien von NGOs. Über die
übliche Unterscheidung kooperativer
und konfrontativer NGOs bzw. NGO-Stra-
tegien hinaus betrachtet sie Motivation
und Effekte „kritischer“, „radikaler“
NGOs genauer. Ausgestattet mit hoher
gesellschaftlicher Legitimation (wie alle
NGOs) können diese gerade durch De-
Legitimierung von Unternehmen und
„Anspruchsinflation“ die gesellschaftli-
che Verantwortungswahrnehmung sub-
stanziell befördern. Dies geschieht dann,
wenn „positive radikale Flankeneffekte“
auftreten. Die radikalen Forderungen
bereitet den als moderat wahrgenom-
men NGOs den Boden zur Anspruchs-
durchsetzung. Dabei lauert immer auch
die Gefahr von „negativen radikalen
Flankeneffekten“, einer Diskreditierung
des gesamten NGO-Sektors. Curbach
sieht in der derzeitigen CSR-Debatte 

jedoch Hinweise auf vermehrte positive
Effekte solch radikaler Strategien.

Betrachtet man die Motivation der 
radikalen NGOs, so findet sich hier über
die Forderung nach mehr sozialem und
ökologischem Engagement hinaus auch
eine grundsätzlichere Kritik am gängi-
gen Konzept der CSR. Neben der Beob-
achtung von Bemühungen des Green-
oder Bluewashing und der reputations-
orientierten Selbstdarstellung von Unter-
nehmen bezieht sich diese Kritik auch
auf den politischen Prozess zu CSR. Vor
diesem Hintergrund wäre es sicherlich
auch interessant zu analysieren, wie
strategisch radikale NGOs auf die be-
schriebenen Flankeneffekte zielen bzw.
wie weit sie einfach ihren Überzeugun-
gen folgen.

Auch Veronika Kneip analysiert NGOs
genauer. Am konkreten Beispiel des Un-
ternehmens Puma und der Koopera-
tion/Konfrontation mit der Clean Clothes
Campaign (CCC) beschreibt die Autorin
die Argumentationen beider Seiten zu
sozialer Verantwortung, zur Reichweite
der Verantwortung in der Zuliefererkette
und zur Selbststeuerung über Sozialstan-
dards. Hier lassen sich Widersprüche in
der Position und Argumentation auf bei-
den Seiten ausmachen. Das Unterneh-
men betont das freiwillige Engagement,
beruft sich aber gleichzeitig auf die Er-
füllung gesetzlicher Standards. Seitens
der CCC wird dagegen ein rechtlicher
Rahmen gefordert, das Unternehmen
aber zur Verantwortungswahrnehmung
darüber hinaus aufgefordert. Die aufge-
zeigten Dialogschwierigkeiten werden
weiter verstärkt, da sich beide Seiten mit
ihrer Argumentation immer zugleich

rung verschiedener gesellschaftlicher
Gruppen nach und verdeutlichen die
daraus resultierende Begriffsbeliebigkeit
und die inhaltlichen Differenzen bei der
Begriffsbestimmung von CSR.

Über das präzise Nachzeichnen von
zwei Diskussionslinien arbeiten die Au-
toren drei wesentliche und nur begrenzt
vereinbare Themenbereiche heraus. So
ist erstens, wie bereits in den vorherge-
henden Beiträgen herausgearbeitet, das
traditionell deutsche Engagement-Ver-
ständnis weiterhin zu beobachten. Dies
gilt insbesondere für KMU. Unterneh-
men sind zunächst Steuerzahler und
können sich darüber hinaus freiwillig
sozial (was hier meint: philanthropisch)
engagieren, was sie auch selbstverständ-
lich tun. Dem Gegenüber steht aber nun
zweitens eine angloamerikanisch ge-
prägte Sichtweise, die von Beratungsor-
ganisationen, Arbeitgeberverbänden und
nicht zuletzt stärker durch die Großun-
ternehmen vorangetrieben wird. Hier
steht – immer auch mit dem Hinweis auf
die Freiwilligkeit des Engagements – der
Business Case im Fokus der Unterneh-
men. CSR wird explizit und strategisch.
Das ist solange unproblematisch, wie
die traditionellen Pflichten weiter selbst-
verständlich erfüllt werden. Genau dies
nehmen NPOs und Gewerkschaften aber
– drittens – nicht wahr. Ausgehend von
der Wahrnehmung eines schwächer
werdenden rechtlichen Rahmens und
abnehmender Selbstverständlichkeit der
Verantwortungsübernahme (angefangen
bei der Selbstverständlichkeit, Steuern
zu bezahlen – MW) sehen sie ihre Auf-
gabe in der kritischen Kontrolle der 
Unternehmen. Aus der Wahrnehmung 
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auch an weitere Akteure (Politik, Konsu-
menten etc.) wenden.

Im abschließenden Beitrag liefert
Martin Büscher einen Erfahrungsbe-
richt zu einem konkreten Stakeholder-
Dialog. Ausgehend von dem Befund,
dass Kommunikation häufig nur unter
Gleichgesinnten (bzw. in einem konflik-
tären Gegenüber) stattfindet, wurde im
hier beschriebenen Fall ein offener Dia-
log zwischen Akteuren unterschiedlicher
gesellschaftlicher Gruppen zu einer Viel-
zahl von CSR-Themen geführt. Aus den
Erfahrungen leitet Büscher Empfehlun-
gen sowohl für die Gestaltung des ord-
nungspolitischen Rahmens als auch für
die Prozessorganisation (von Dialogen)
ab. Wie weit Dialogprozesse, wie der Be-
schriebene, dann auch Ausstrahlungs-
wirkung zeigen – wird doch betont, die
Beteiligten hätten vor allem als Privat-
personen diskutiert –, muss sich noch
zeigen. Der starke, solch individuelle
Sichtweisen überlagernde Einfluss von
formalen, kulturellen und machtbasier-
ten Strukturen in den verschiedenen 
gesellschaftlichen Subsystemen ist je-
denfalls nicht zu unterschätzen.

Im letzten der vier Schwerpunkte zum
Business Case CSR, diskutiert Philipp
Schreck zunächst komprimiert, aber
nicht eindimensional den Zusammen-
hang von CSR und den ökonomischen
Wirkungen (Corporate Financial Per-
formance – CFP). Hier lässt sich auf
eine Vielzahl empirischer Studien eben-
so wie auf theoretische Ansätze zurück-
greifen. Dabei thematisiert Schreck
auch die beachtlichen empirischen Pro-

bleme (Messbarkeit, Zusammenhänge,
Verallgemeinerbarkeit). Empirisch ist 
sicherlich der negative Zusammenhang
des Risikomanagements (zu wenig CSR
führt zu ökonomischen Problemen) 
stärker belegt als der Positive (CSR 
als Grund für Unternehmenserfolg).
Schreck schlägt vor, sich auf einzelne
ökonomisch relevante „Mediatoren“ zu
konzentrieren, bei denen die positiven
Wirkungen von CSR (hier am Beispiel
Umweltmanagement) stärker nachge-
wiesen sind. Trotz der Betrachtung des
Business Case fällt der Autor nicht hinter
die Debatte in diesem Band zurück, the-
matisiert er doch auch die Begrenztheit
einer reinen Business Case-Orientierung.

Jan Dannenbring beschäftigt sich
dann mit dem gesellschaftlichen Engage-
ment im Handwerk, das exemplarisch
für die schon vielfach angesprochenen
KMU stehen kann. Hier werden die in
anderen Beiträgen gelieferten Befunde
zu KMU bestätigt. Das Handwerk ist 
weiterhin tief verankerter in impliziter 
Verantwortungsübernahme, die stark
mit dem traditionellen Unternehmens-
und Unternehmerbild verbunden ist.
Das freiwillige Engagement – auch dies
bestätigt vorliegende Studien – konzen-
triert sich stark auf die Mitarbeiter und
das lokale Umfeld. Chancen sieht Dan-
nenbring in der Möglichkeit das bisher
stillschweigende Engagement im Rah-
men der CSR-Diskussion nun auch 
stärker öffentlich zu machen. Sehr stark
findet sich dagegen die Ablehnung einer
Formalisierung und Reglementierung
von CSR, die vom Handwerk bzw. von

den KMU als wesensfremd wahrgenom-
men wird und unter anderem mit dem
Verweis auf die begrenzten Ressourcen
problematisiert wird. Hier zeigt sich al-
lerdings auch ein wohl wachsendes Pro-
blem. KMU fühlen sich, in weiten Teilen
zu Recht, als von der CSR-Diskussion in
ihren Eigenheiten nicht gewürdigt. Auf
der anderen Seite können auch sie sich
den hier im theoretischen Teil herausge-
arbeiteten Forderungen nach umfassen-
der Verantwortungswahrnehmung im
Kerngeschäft dauerhaft nicht verschlie-
ßen ohne negativ sanktioniert zu wer-
den. So kann die stärkere Formalisie-
rung und Zertifizierung von CSR schnell
vermittels der Anforderungen von Groß-
kunden für eine mögliche Auftragsverga-
be relevant werden, so wenig sie auch
Handwerksunternehmen passen mag.

Abschließend analysiert Robert Bopp
CSR in der Finanzwirtschaft. CSR dient
hier einerseits defensiv der Aufrechter-
haltung der License to operate. Die 
Finanzwirtschaft hat allerdings darüber
hinaus bedeutende Möglichkeiten, aktiv
auf die soziale und ökologische Leistung
der gesamten Wirtschaft Einfluss zu neh-
men. Der Finanzsektor wird nicht um-
sonst als aktueller, zumindest aber po-
tentieller Treiber für CSR herausgestellt.
Über diese Multiplikatorenfunktion
könnten Unternehmen der Finanzwirt-
schaft, die umfassend Verantwortung
übernehmen, eine Führungsposition für
CSR bzw. Nachhaltigkeit („Sustainable
Leadership“) einnehmen. Dies auch
durchaus mit positiven Effekten für die
eigene Wettbewerbssituation.



FORUM Wirtschaftsethik 19. Jg., Nr. 1/201146

C O R P O R A T E  S O C I A L  R E S P O N S I B I L I T Y  I N  D E R  W I R T S C H A F T S K R I S E

K O N TA K T

Michael Walther

Universität Kassel

walther@wirtschaft.uni-kassel.de

Den Band schließt ein Beitrag von
Kurt Imhof, der aus einer ganz anderen
Perspektive die Rolle der Medien bezüg-
lich der Erlangung und Sicherung der
gesellschaftlichen Handlungsressource
„Vertrauen“ betrachtet. Vertrauen ist
eng mit Reputation verbunden. Wer
(Person ebenso wie Organisation) über
Reputation verfügt, schafft Vertrauen in
erwartetes Handeln.

Soziale Systeme funktionieren über
Handlungserwartungen. Enttäuschun-
gen solcher Erwartungen haben einen 
stärkeren Effekt als die (erwartete) Be-
stätigung. Vertrauen ist entsprechend
schneller verloren als (wieder)aufge-
baut. Es lässt sich zeigen, dass ökonomi-
schen Krisen ein Vertrauens- bzw. Re-
putationsverlust vorausgeht, und ein
ebensolcher Reputationsverlust sowohl
der Politik als auch in weit stärkerem
Ausmaß der Wirtschaft lässt sich aktuell
attestieren. Das Medium für Auf- oder
Abbau von Reputation ist die öffentliche
Kommunikation, die im Folgenden in
den Blick genommen wird. Skandale
und die auch hier beobachtbaren Zy-
klen („Moralisierungswellen“) sind In-
dikatoren für gesellschaftliche Konflikte.
Imhof zeigt hier sehr eindrucksvoll auf,
wie die gewandelte Rolle der Medien in
der öffentlichen Kommunikation Skan-
dalisierungen befördert, sich allerdings
auch in verstärktem Maß skandalisie-
rungsfähige Folgen der Deregulierung
und Globalisierung zeigen. Die Vertrau-
en sichernde Reaktion ist dann in der
hoch professionalisierten „moralischen
Korrektheit“ als zentraler Wettbewerbs-
faktor zu sehen.

Aßländer und Löhr haben einleitend
die entscheidenden Punkte aufgeführt,
die einer schärferen Definition harren
oder weiter als bisher gedacht werden
müssen. Den damit geschaffenen An-
spruch lösen nahezu alle Beiträge ein,
die zudem in ihren zumindest impliziten
Verbindungen über die jeweiligen Ein-
zelfragen hinaus weisen. Der Sammel-
band beendet nicht die Diskussion um
CSR, bringt sie aber deutlich voran. 
Lediglich der Titel des Bandes ist inso-
fern irreführend, als er enger gefasst ist
als die dann geführte Debatte. Es geht
viel grundsätzlicher um die im Untertitel
angesprochenen „Reichweiten der Ver-
antwortung“ und weniger nur um den
Bezug auf die Wirtschaftskrise (der sich
die wenigsten Beiträge widmen). Es
bleibt dem Buch zu wünschen, dass in
späteren Jahren der Verweis auf die
Wirtschaftskrise lediglich als Hinweis auf
den Erscheinungszeitpunkt wahrgenom-
men wird und die grundlegende Rele-
vanz vieler Beiträge dabei nicht aus dem
Blick gerät.
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Andreas Lienkamp: 
Klimawandel und Gerechtigkeit.  
Eine Ethik der Nachhaltigkeit in christlicher 
Perspektive 
Verlag Ferdinand Schöningh, Paderborn u.a. 2009.

R E Z E N S I O N  Z U :

Text: Ewald Stübinger

Die umfangreiche Monographie
des an der Katholischen Hoch-
schule für Sozialwesen Berlin

(als Professor) und gleichzeitig an der
Universität Bamberg (als Privatdozent)
lehrenden Andreas Lienkamp ist des-
sen Habilitationsschrift an der Fakultät 
Katholische Theologie der Universität
Bamberg. Da der Klimawandel nicht nur
eine ernsthafte Bedrohung für die
Menschheit darstellt, sondern auch im
Wesentlichen menschengemacht ist, ge-
hört er auch zum Themenbereich der
Ethik. Der Autor vertritt dabei die These,
dass der Klimawandel eine massive Un-
gerechtigkeit darstelle, „die bestehen-
des Unrecht noch verschärft und die –
um der Würde des Menschen und des
(abgestuften) Eigenwertes der außerhu-
manen Natur willen – in Solidarität mit
den (potenziellen) Opfern unverzügliche
und wirkungsvolle Maßnahmen des Kli-
maschutzes sowie der Anpassung an die

Folgen der globalen Erwärmung ver-
langt“ (47f.; vgl. 465). In methodischer
Hinsicht werden die normativen Krite-
rien vorrangig aus der christlichen Tra-
dition hergeleitet, diese sollen zugleich
aber interdisziplinär vermittelbar, da ra-
tional plaubilisierbar sein. Somit bean-
sprucht die christliche Perspektive kei-
nen exklusiven Begründungsprimat
(vgl. 24; 36). Der Autor geht in drei
Schritten vor. In einem ersten stellt er
die weithin konsensfähigen Ergebnisse
der Klimaforschung dar, indem er die
Symptome, Ursachen und Folgen des
Klimawandels beschreibt (49-155). Im
Anschluss daran – dem eigentlichen
Schwerpunkt der Arbeit – konzipiert er
Kriterien einer Ethik der Nachhaltigkeit
in christlicher Perspektive (157-359),
um sich schließlich mit Problemlö-
sungsmöglichkeiten bzw. praktikablen
und ethisch verantwortbaren Hand-
lungsoptionen in Bezug auf den Klima-

schutz auseinanderzusetzen (361-463).
Im ersten Hauptteil referiert Lien-

kamp den aktuellen Stand der Klimafor-
schung und -debatte. Dieser Abschnitt
fungiert als Problemexposition, aus der
sich die ethischen Fragen ergeben sol-
len. Sehr ausführlich legt der Autor Ent-
stehung, Symptome, Forschungsstand,
Ursachen und Folgen des Klimawandels
dar. Der Großteil der Zahlenangaben
stammt aus den Jahren zwischen 2005
und 2008, ist also höchst aktuell. Er
schließt sich der These des britischen
Ökonomen N. Stern an, der im Zusam-
menhang mit dem Klimawandel vom
größten Marktversagen, das die Welt je
gesehen hat, spricht (vgl. 57). Aufgrund
dessen ist politisches Handeln dringend
erforderlich. Obwohl auch die Position
der sog. Klimaskeptiker zu Wort kommt
(vgl. 92ff.), schließt sich der Autor den-
noch dem Mainstream der weltweiten
Klimaforschung an, die von einem im
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Wesentlichen anthropogen verursachten
Klimawandel ausgeht. Sehr ausführlich
werden insbesondere die zu erwarten-
den dramatischen Folgen des Klimawan-
dels dargelegt (vgl. 95-155). Für Lien-
kamp steht fest, dass diese Folgen eine
räumlich und zeitlich weit reichende Be-
drohung der Menschheit darstellen, die
weit über den ökologischen Bereich im
engeren Sinne hinausreichen. Sie betref-
fen letztlich alle Bereiche des menschli-
chen Lebens. Da die Generationen des
Industriezeitalters zum ersten Mal in der
Menschheitsgeschichte in der Lage sind,
das System Erde zu beeinflussen, er-
wächst hieraus eine enorme Verantwor-
tung. Damit wird die Notwendigkeit be-
gründet, die Klimaproblematik zum
Gegenstand der Ethik zu machen.

Das eigentliche Zentrum der Arbeit
bildet die Suche nach einer Konzeption
und nach Kriterien der Ethik, die an-
wendbar sind auf die Klimafrage. Auch
hier geht der Autor sehr detailliert vor.
Lienkamp vertritt dabei ein Ethikkon-
zept, das sowohl begründungstheore-
tisch als auch normativ-kriteriologisch
angelegt ist. Gemäß der christlichen
Perspektive setzt er bei der biblischen
Schöpfungstheologie ein (vgl. 157ff.).
Die Betonung der besonderen Würde
des Menschen (Gottebenbildlichkeit)
sowie des (abgestuften) Eigenwertes der
Natur aufgrund ihrer Erschaffung durch
Gott (Natur als „Spur Gottes“; vgl.
216ff.) enthält noch keine konkreten
Normen, sondern erschließt allererst ei-
nen allgemeinen Sinn- und Wahrneh-
mungshorizont. Über weitere Schritte –
die ursprüngliche Widmung der Erden-

güter an alle, die besondere mensch-
liche Verantwortung gegenüber den an-
deren Mitgeschöpfen, die Einheit von
Gottes- und ökologisch erweiteterter
Nächstenliebe sowie die Achtung und
Ehrfurcht vor dem Leben – gelangt der
Autor zur Gerechtigkeit als dem zentra-
len Urteilskriterium (vgl. 263ff.). Die
verschiedenen Dimensionen der Ge-
rechtigkeit (Verfahrens-, Tausch-, Um-
weltgerechtigkeit usw.) werden darge-
stellt und in insgesamt acht Prinzipien
und Grundsätzen operationalisiert
(Menschenrechte jetzt lebender und
künftiger Generationen, Verursacher-
und Vorsorgeprinzip usw.). Nach diesem
langen biblisch-theologischen und theo-
riegeschichtlichen Vorlauf sowie durch
Aufnahme des Leitbildes der nachhal-
tigen Entwicklung und deren Prinzipien
und Kriterien (Retinität als Schlüssel-
prinzip, Nutzungsregeln für den Ver-
brauch von erneuerbaren und nicht-er-
neuerbaren Ressourcen usw.) gelangt
Lienkamp schließlich zu einer beachtli-
chen Ansammlung von ethischen Maß-
stäben (vgl. 355ff.). Auch dieser zweite
Hauptteil bietet breit angelegte Ausfüh-
rungen und viele Details. Dabei kommt
die systematische Stringenz zum Teil lei-
der an manchen Stellen etwas zu kurz.
Die Fülle an ethischen Kriterien, Grund-
sätzen, Regeln, Prinzipien und Normen
erweckt manchmal eher den Eindruck,
dass sie gesammelt und grob geordnet
als dass sie systematisch-logisch her-
geleitet und aufeinander bezogen wer-
den. So werden eher begründende (z.B.
christliches Bild von Mensch, Gesell-
schaft und Natur) neben normativ-ethi-

schen Kategorien (z.B. Option für die 
Armen und Nichtbeteiligten) aufgelistet;
andererseits tauchen Prinzipien wie Feh-
lerfreundlichkeit, Reversibilität u.ä., die
in der ökologischen Ethik ebenfalls dis-
kutiert werden, nicht auf. Es ist nicht 
immer leicht, dabei den Überblick zu
behalten. Lienkamp zieht aus dem ethi-
schen Teil das Fazit, dass der Klimawan-
del und seine Folgen nicht als schicksal-
haftes Unglück, sondern als Ausdruck
struktureller Ungerechtigkeit anzusehen
ist, die auf menschliches Handeln zu-
rückgeht und gerade deshalb ethisch 
relevant ist (vgl. 358f.). Nach Lienkamp
besteht eine ethische Verpflichtung zum
Handeln vor allem aus Solidarität mit
den (potentiellen) Opfern – den gegen-
wärtigen, die insbesondere bei den 
Ärmeren der Welt auftreten, und den zu-
künftigen, die als noch nicht lebende 
Generationen die negativen Folgen am
meisten zu spüren bekommen werden
(vgl. 364ff.). Die ethische Verpflichtung
zum Handeln ergibt sich aus dem ethi-
schen Grundprinzip der Gerechtigkeit
und wird von Lienkamp kritisch gegen
Klimaskeptiker gewendet, die auf eine
Strategie der Anpassung (an den Klima-
wandel, z.B. durch Erhöhung der Was-
serdämme) statt der Vermeidung (v. a.
durch Prävention) setzen.

Der letzte Hauptteil befasst sich mit
konkreten Maßnahmen zum Klima-
schutz, die in ethischer Perspektive vor
allem aus Solidarität mit den (potentiel-
len) Opfern des Klimawandels reflektiert
werden. Auch hier dominiert die Liebe
des Autors zur detaillierten Darstellung
von technischen, politischen, unterneh-
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merischen und individuellen Instrumen-
ten zur Minderung der Ursachen des 
Klimawandels einerseits (Vermeidungs-
bzw. Mitigations-Strategie) sowie von
Maßnahmen zur Anpassung an die Fol-
gen des Klimawandels andererseits (An-
passungs- bzw. Adaptionsstrategie). Da-
mit soll deutlich gemacht werden, dass
nach Ansicht des Autors beide Strategien
zugleich verfolgt werden sollten und
nicht gegeneinander ausgespielt werden
dürfen. Allerdings räumt Lienkamp der
Vermeidungs- bzw. Minderungsstrategie
den Vorrang gegenüber den Adaptions-
maßnahmen ein (vgl. 456f.), da nur die
ersteren an den eigentlichen Ursachen
der Probleme ansetzen. Angesichts der
(Über-)Fülle an Informationen müssen
hier einige wenige Hinweise genügen.
Lienkamp spricht sich bei den techni-
schen Instrumenten zur Minderung der
Ursachen des Klimawandels unter ande-
rem für den Vorrang von Energiesparen
und -effizienzsteigerung, für den Ausbau
erneuerbarer Energien und kohlenstoff-
armer Techniken sowie gegen die Atom-
energie als kohlendioxidvermeidender
Technik aus (vgl. 383ff.). Bei den politi-
schen Instrumenten votiert er unter an-
derem für die Erhebung von Energie-
und Klimasteuern, für den Handel mit
Emissionszertifikaten sowie die Einrich-
tung von Zukunftsräten als dritter Kam-
mer zwischen Bundestag und -rat, die
demokratisch legitimiert sein müssten
und in Entsprechung zum 2007 ins 
Leben gerufenen „Weltzukunftsrat“ ei-
nen ersten Schritt darstellen sollen zur

Inklusion der Nichtbeteiligten (vgl.
401ff.). Bezüglich der unternehmeri-
schen und individuellen Instrumente
setzt Lienkamp unter anderem auf
Selbstverpflichtungen der Unternehmen
(im Sinn der Corporate Social Respon-
sibility), die Änderung des Lebensstils 
in Richtung auf „Klimaneutralität“ so-
wie eine Ethik der freiwilligen Selbstbe-
grenzung („Suffizienzrevolution“) (vgl.
438ff.). An Maßnahmen zur Anpassung
an die Folgen des Klimawandels, die, wie
bereits erwähnt, lediglich als sekundäre
Ergänzung der Minderungsstrategie ver-
standen werden, werden unter anderem
Risiko-Assessment, Senkung der Vulne-
rabilität bzw. Stärkung der Resilienz, Im-
plementierung von Frühwarnsystemen,
Schutz vor Überschwemmungen, land-
wirtschaftliche Anpassung, verstärkte
Entwicklungszusammenarbeit, Mikro-
kredite für die Armen sowie ein beson-
derer Schutzstatus und Hilfe für Klima-
flüchtlinge behandelt (vgl. 455ff.). Das
Buch endet mit dem vorsichtig optimisti-
schen Fazit: „Die Klimakrise ist eine gro-
ße Gefahr, birgt jedoch auch unerwarte-
te Chancen...“ (466)

Wer sich die Mühe macht, sich durch
das über 500 Seiten starke Werk zu ar-
beiten, erhält nicht nur reichliche Infor-
mationen und einen umfassenden Ein-
blick in das Klimaproblem und den
momentanen Forschungsstand sowie die
darin enthaltenen ethischen, politischen,
technischen, wirtschaftlichen und kul-
turellen Herausforderungen, sondern
auch ein gut begründetes Votum für

möglichst rasches Handeln, das funda-
mentale Einstellungen und Strukturen
unserer Lebensweise vor allem in den
reichen Staaten der Erde tangiert. Das
sehr ausführliche Literaturverzeichnis
(467-503) verweist zudem auf weiter-
führende Lektüre in weiteren speziellen
Fragen zum Thema. Das Stichwort- und
Personenregister bietet schnelle Orien-
tierung innerhalb des Buches. Lediglich
manche der Abbildungen im Text sind,
da sehr klein und in der Qualität nicht
optimal, verbesserungsbedürftig. Zum
Schluss bleibt einem nur der Wunsch,
dass es von dem anregenden Werk ir-
gendwann eine komprimierte Fassung
geben würde, die manche Details auf
wesentliche Punkte beschränkt, da-
mit man nicht in Gefahr ist, den „roten 
Faden“ zu verlieren.

K O N TA K T

Ewald Stübinger

Helmut-Schmidt-Universität

Hamburg

stue@hsu-hh.de
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Bericht zur 16ten 
Herbstakademie des DNWE

A uch anno 2010 luden das Deut-
sche Netzwerk Wirtschaftsethik so-
wie die Akademie der Diözese Rot-

tenburg-Stuttgart zur „Herbstakademie
Wirtschafts- und Unternehmensethik“ –
nunmehr zum 16ten Mal. Anliegen die-
ser Veranstaltung war bzw. ist es, Nach-
wuchswissenschaftler sowie zukünftige
Entscheidungsträger zu fördern und her-
auszufordern. Der Einladung folgten ca.
30 Neugierige mit unterschiedlichsten
Professionen, so fanden sich Ökonomen,
Soziologen, Philosophen, Psychologen
und Theologen zusammen, um über Fra-
gen und Perspektiven der Wirtschafts-
und Unternehmensethik zu diskutieren.
Als wissenschaftliche Referenten konn-

ten Prof. Dr. Dr. Alexander Brink (Uni-
versität Bayreuth) und Prof. Dr. Josef
Wieland (Hochschule Konstanz) gewon-
nen werden. Komplettiert wurde das
Programm durch den „Direktor Corpor-
ate Sustainability“ der LBBW Dr. Gerhard
Fischer, der mit seinem Vortrag über
„Nachhaltigkeit im Banken- und Finanz-
wesen“ den Teilnehmern Einblicke in die
Praxis der Unternehmensethik ermög-
lichte sowie Werner Schiewek (Deutsche
Hochschule der Polizei Münster-Hil-
trup), der mit den Teilnehmern ein Un-
ternehmensplanspiel realisierte.

Im Folgenden werden die wesent-
lichen „theoretischen Inputs“ kurso-
risch referiert. Daran wird eine Kritik

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Herbstakademie 2010

Text: Benjamin Zips
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sowie eine Würdigung der Gedanken an-
geschlossen, die in den mannigfaltigen
formellen und informellen Diskussionen
seitens der Teilnehmer geäußert wurde.

Prof. Dr. Wieland eröffnete die theore-
tische Auseinandersetzung mit dem Refe-
rat „Wirtschafts- und Unternehmens-
ethik für die Praxis“. Dabei unterschied
er zunächst drei generelle Ethikansätze
voneinander – Tugendethiken, Institu-
tionsethiken sowie Organisationsethiken
und hob dabei die besondere Bedeutung
von Organisationsethiken hervor. Tu-
gendethiken greifen nach Prof. Dr. Wie-
land zu kurz, da das einzelne Individuum
gerade in der wirtschaftlichen Praxis mit
verschiedenen Imperativen – etwa öko-
nomischen sowie ethischen – konfron-
tiert wird und in Handlungssituationen
geraten kann, die es systematisch über-
fordern. Institutionsethiken, die infor-
mell auf eine bestehende Kultur zurück-
greifen bzw. formal auf Gesetze und Ver-
fahren rekurrieren, können nur einen
begrenzten Beitrag in einer globalisier-
ten Welt leisten, da schlechterdings kei-
ne einheitliche „Weltkultur“ sowie eine
globale Gesetzgebung existieren. In einer
globalisierten Welt setzt Prof. Dr. Wie-
land in erster Linie auf die Organisations-
ethik („Governanceethik“) – die, um
Verkürzungen zu vermeiden, natürlich
einer Komplettierung durch moralische
Akteure („Tugendethik“) und „entge-
genkommende Institutionen“ („Institu-
tionsethik“) bedarf.

Im Kern beschreibt die Governance-
ethik nach Prof. Dr. Wieland ein ge-
schicktes Management von Werten.
Dieses „Wertemanagement“ beinhaltet
das Identifizieren und anschließende
Kodifizieren der Unternehmenswerte.

Dabei werden nicht nur „schöne Worte“
produziert, die in der täglichen Unter-
nehmensführung „ad acta“ gelegt und
lediglich für das „window dressing“ her-
angezogen werden (können), sondern
richtig verstandenes Wertemanagement
zeitigt umfangreiche Konsequenzen
für die gesamte Organisation, durch
Erarbeitung und Umsetzung von Imple-
mentierungsmaßnahmen, die für das
Alltagsgeschäft zu systematisieren und
organisieren sind. Diese Anforderung
zeigt, dass das Wertemanagement nicht
einfach von der PR-Abteilung mit be-
sorgt werden kann, sondern letztendlich
Angelegenheit des Topmanagements ist.

Nach diesen theoretischen Ausfüh-
rungen kam unter den Teilnehmern die
Frage nach der praktischen Umsetzung
im Managementprozess auf. Diese wur-
de tentativ über eine von den Teilneh-
mern zu bearbeitende Fallstudie geklärt,
in der verschiedene Werte (kulturelle
Wertsysteme) aufeinanderprallten und
das Topmanagement zu einer Entschei-
dung zwangen (konkret: Soll der Mitar-
beiter X entlassen werden? Ja? Nein?
Warum?). Zunächst wurden die Teil-
nehmer in Kleingruppen aufgeteilt und
diese sollten mögliche Lösungswege
selbstständig erarbeiten. Anschließend
demonstrierte Prof. Dr. Wieland einen
vier Schritte umfassenden Lösungsan-
satz. Zunächst identifizierte er die rele-
vanten „Stakeholder“, die von dieser
Entscheidung beeinflusst werden
(Schritt 1), trug deren Ziele Interessen
und Argumente zusammen (Schritt 2)
und diskutierte zukünftige Konsequen-
zen von möglichen Entscheidungen
(Schritt 3). Abschließend wurden die
Schritte 1 bis 3 bewertet und auf dieser

Grundlage eine (begründete) Entschei-
dung getroffen (Schritt 4).

Natürlich wurden die Ausführungen
von Prof. Dr. Wieland „auf den Gängen“
und während der Mahlzeiten durch die
Teilnehmer kontrovers diskutiert. Dabei
war ein wesentlicher Kritikpunkt, dass
Prof. Dr. Wieland bei seinem Ansatz auf
eine explizit philosophische Begründung
der „ethischen Werte“ und eine daraus
folgende Priorisierung verzichtet. Doch
gerade wenn bei konkreten Entschei-
dungen – wie im angeführten Fallbei-
spiel – verschiedene Werte und Interes-
sen aufeinanderprallen, ist eine Be-
gründung und Priorisierung von Werten
notwendig, damit die konkrete Entschei-
dung in letzter Instanz nicht willkürlich
durch das Management gefällt wird. Ge-
gen diese Kritik wurde eingewendet,
dass das Begründen und Priorisieren
von Werten eine genuin philosophische
Aufgabe darstellt und die Praxis „über-
fordern“ könne. So wurde gerade ge-
genteilig argumentiert, dass die Entla-
stung der Praxis von derartigen Be-
gründungsfragen eine wesentliche Stär-
ke des Ansatzes sei, weil das Wertemana-
gement sensu Prof. Dr. Wieland Mana-
gern ein handhabbares „Manage-
menttool“ anbietet, mit dessen Hilfe zu-
nächst erst einmal die ethisch relevanten
Fragen in der Praxis identifiziert und
Manager für ethische Fragen sensibili-
siert werden können.

Während in den Ausführungen von
Prof. Dr. Wieland die Implementierung
von ethischen Ansprüchen in Organi-
sationen im Vordergrund stand, führte
Prof. Dr. Dr. Brink eine theoretische
Grundlagendiskussion. Das Forschungs-
interesse von Prof. Dr. Dr. Brink ist es,
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„innerhalb“ bzw. „unterhalb“ der öko-
nomischen Theorie ein ethisches Mo-
ment zu identifizieren, welches in letzter
Konsequenz Ökonomen dazu zwingen
kann, neben monetären Imperativen
auch ethische Imperative anzuer-
kennen. Dabei greift Prof. Dr. Dr. Brink
die ökonomische Vertragstheorie auf
(„from choice to contract“) und argu-
mentiert, dass jeder Vertrag auf Ver-
sprechen aufbaut. Gleichwohl wird nicht
jedes Versprechen als Vertragsbestand-
teil kodifiziert, so dass man zwischen ex-
pliziten Versprechen, die den justizia-
blen Bestandteil des Vertrages ausma-
chen, und impliziten Versprechen, die
nicht justiziabel sind, unterscheiden
muss. Prof. Dr. Dr. Brink wies in diesem
Zusammenhang auf die steigende Be-
deutung von impliziten Versprechen in
Verträgen hin. Gerade die Aufgaben 
von hochspezialisierten Fachkräften sind
kaum mehr explizit vertraglich zu regeln,
so dass Verträge im wechselseitigen Ver-
trauen abgeschlossen werden müssen.
Dadurch wird besonders für „spezifisch
investierte Arbeitnehmer“ (also hoch-
qualifizierte Fachkräfte) die Einhaltung
von impliziten Versprechen seitens der
Unternehmer zu einer existenziellen
Frage und führt dazu, dass derartige Ar-
beitnehmer vertrauenswürdige Unter-
nehmen präferieren, die daraus wieder-
um einen Wettbewerbsvorteil generieren
können.

Neben diesen theoretischen Überle-
gungen präsentierte Prof. Dr. Dr. Brink
eine bis dato unveröffentlichte empiri-
sche Studie zum Thema „CSR“. Die Stu-
die zeigte, dass es in der Praxis eine er-
hebliche Begriffsvielfalt und Verwen-
dung in Bezug auf ethische Anstrengun-

gen gibt. So werden unterschiedliche
Anstrengungen mit verschiedenen Be-
griffen bezeichnet bzw. ähnliche An-
strengungen anders „gelabelt“. Begriffe
wie Nachhaltigkeit, Corporate Citizen-
ship, CSR, CR etc. sind in der Praxis (wie
zu Weilen auch in der Wissenschaft)
kaum genormt und fest definiert. Gleich-
zeitig offenbarte die Studie, dass Unter-
nehmen immer stärker die Bedeutung
von Wirtschafts- und Unternehmensethik
(an)erkennen. 

Auch die Ausführungen von Prof. Dr.
Dr. Brink provozierten Diskussionen 
unter den Teilnehmern. So wurden
Zweifel daran geäußert, ob Ökonomen
den theoretischen Argumentationsschritt
vom expliziten Vertragsinhalt zum impli-
ziten Versprechen mitgehen oder sich
auf diesem „Auge blind stellen“ würden.
Gleichzeitig wurde genau dieser Argu-
mentationsschritt als ein mögliches
„Einfallstor“ der Ethik in die ökonomi-
sche Theorie gewürdigt.

Die bisher beschriebenen theoretisch-
wissenschaftlichen Ausführungen wur-
den – wie bereits angedeutet – durch
zwei „Praxisteile“ der Veranstaltung flan-
kiert in Form eines Praxisvortrags von
Dr. Gerhard Fischer (Direktor Corporate
Sustainability der LBBW) sowie einem
Unternehmensplanspiel mit Werner
Schiewek. Der Vortrag von Dr. Gerhard
Fischer beschäftigte sich mit dem Nach-
haltigkeitskonzept der LBBW. Nachhal-
tigkeit basiert im Sinne der LBBW auf
drei Säulen (einer ökonomischen, öko-
logischen und sozialen/gesellschaft-
lichen Säule). Zu jeder dieser Säulen
wurden Beispiele zur konkreten Reali-
sierung bzw. Förderung von Nachhal-
tigkeit demonstriert. Die Beispiele sind

das Resultat einer durch die LBBW be-
triebenen Nachhaltigkeitspolitik. Diese
formuliert einerseits „Leitsätze“, also die
explizite ethische Selbstverpflichtung der
Landesbank, sowie Leitplanken, die den
Mitarbeitern ein mögliches Handlungs-
feld bei der alltäglichen Arbeit absteckt,
aber keine konkreten Anforderungen
auferlegt – im Sinne eines Orientierungs-
rahmens. In der sich anschließenden
Diskussion wurden seitens der Teilneh-
mer zwei Kritikpunkte besonders hervor-
gehoben. Einerseits, dass die Nachhaltig-
keitsbemühungen im Kerngeschäft der
Bank marginal seien – lediglich zwei
Prozent der Investmentangebote sind als
„nachhaltig“ zu bewerten. Andererseits
wurde bemängelt, dass das Nachhaltig-
keitsmanagement eben nicht im Topma-
nagement verankert ist, sondern quasi
nur beratend an das Topmanagement
herangetragen wird. Den ersten Kritik-
punkt konterte Herr Dr. Fischer mit dem
Argument, dass sich das Investmentange-
bot der Bank eben nach der Nachfrage
richte. Derzeit gebe es schlicht sehr we-
nige (Groß-)Investoren, die darauf ach-
teten, dass das Geld ethisch investiert
wird. Die Landesbank bemüht sich, ihr
ethisches Portfolio zu erweitern, kann je-
doch nicht massiv über Marktgegeben-
heiten hinweggehen. Der zweite Kritik-
punkt wurde mit Hinweis auf die eigene
Branche pariert. Herr Dr. Fischer hob
hervor, dass es nicht üblich sei, dass
Banken überhaupt ein Nachhaltigkeits-
management betreiben. Letztendlich ist
auf diesem Gebiet die LBBW ein Vorrei-
ter, selbst wenn das Nachhaltigkeitsma-
nagement nicht direkt im Topmanage-
ment angesiedelt ist. Diese Vorreiter-
stellung wird der LBBW auch durch 
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diverse Nachhaltigkeitsratingagenturen
bescheinigt, die das Nachhaltigkeits-
management mit den Prädikaten „gut“
bis „sehr gut“ bewerten. 

Schlussendlich gab das Unterneh-
mensplanspiel den Teilnehmern die
Chance, die Seite zu wechseln und selbst-
ständig ein virtuelles Unternehmen zu
managen. Dafür wurden die Teilnehmer
in Kleingruppen geteilt, die jeweils kon-
kurrierende Unternehmen leiteten. Das
Unternehmensplanspiel demonstrierte,
wie schnell das „Management“ (die
Kleingruppe) – auch in einer virtuellen
Situation – durch Zeitdruck und einem
enormen Informationsüberfluss in Stress
gerät und dadurch in der Folge subopti-
male Entscheidungen trifft. Dies äußerte
sich am prominentesten darin, dass im
dritten „Firmenjahr“ annähernd alle
Kleingruppen ein vom Preis her fast
schon unmoralisch hohes Angebot einer
dem dschihadistischen Terror nahe ste-
henden Firma annahm. Fünf von sechs
Kleingruppen folgen ausschließlich der
horrenden Gewinnaussicht und prüften
noch nicht einmal den vermeintlichen
Topgeschäftspartner. Die Erfahrung, wie
schnell man blindlings – selbst als Teil-
nehmer einer wirtschafts- und unterneh-
mensethischen Akademie (!) – in derar-
tige moralische bzw. ethische Fallen der
Praxis läuft, läuterte ein wenig den ethi-
schen Rigorismus, den man gelegentlich
als Außenstehender bei der Bewertung
von „real cases“ bzw. (Groß-)Unterneh-
men an den Tag zu legen pflegte. Die po-
sitive Kehrseite dieser Negativerfahrung
ist die praktische Erkenntnis, dass Unter-
nehmensethik primär auf das Kernge-
schäft einer Unternehmung abzielen
muss – etwa die Wahl von integeren Ge-

schäftspartnern – und eben nicht als
„Beiwerk“ funktionieren kann.

Resümierend bot die Akademie den
Teilnehmern einen umfangreichen Ein-
blick in aktuelle Diskussionen der Wirt-
schafts- und Unternehmensethik sowie
in deren Praxis. Besonderen Dank gilt
der Akademie der Diözese Rottenburg-
Stuttgart, die uns Teilnehmern einen
idealen Rahmen für den gedanklichen
Austausch bot, sowie den Sponsoren,
die dieses stipendienfinanzierte Angebot
ermöglichten. Es bleibt zu hoffen und zu
wünschen, dass im Jahre 2011 die
Herbstakademie für andere Nachwuchs-
wissenschaftler ihre Tore zum 17ten
Mal öffnet.

K O N TA K T

Benjamin Zips

Internationales Hochschul-

institut Zittau
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Fallbeispieldiskussion mit Prof. Wieland

Energische Diskussion ums „richtige“ Management beim 

Unternehmensplanspiel
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Chancengleichheit – Eine 
Investition in die Zukunft

In Politik und Wirtschaft, im Alltag
und Beruf ist Chancengleichheit ein
häufig verwendeter Begriff: als

Rechtfertigung, Forderung oder Voraus-
setzung, als Argument für Klimaschutz,
Bildung oder Diversität auf dem Arbeits-
markt. Chancengleichheit ist dabei auf
der einen Seite ein moralischer An-
spruch, der in Wirtschaft und Gesell-
schaft verwirklicht werden soll. Auf der
anderen Seite jedoch exisitieren persön-
liche, wirtschaftliche und strukturelle
Ungleichheiten, welche die Gewährlei-
stung gleicher Chancen zu erschweren
scheinen. Vor diesem Hintergrund stellt
sich die Frage, ob eine Gesellschaft mo-
ralisch dazu verpflichtet sein kann,
Chancengleichheit zu gewährleisten und
Ungleichheit zu überwinden? Welche
Rolle kann individuelle Chancengleich-
heit in einem wettbewerbsorientierten
System überhaupt spielen? Stehen Chan-
cengleichheit und Wirtschaftlichkeit
zwangsläufig im Gegensatz zueinander,
oder können Wirtschaft und Gesellschaft
sogar einen Nutzen generieren, wenn sie
in Chancengleichheit investieren?

Diese grundsätzlichen Fragen standen
im Zentrum der Vorbereitung der Bay-
reuther Dialoge 2010 zum Thema
„Chancengleichheit – Eine Investition in
die Zukunft“. Dabei zeigte sich schnell,
dass eine Diskussion zum Thema Chan-
cengleichheit mit dem Begriff selbst be-
ginnen müsse. Gerade hier bieten Un-

klarheiten oft Anlass zur Kritik, zumal
die Definitionen dessen, was unter Chan-
cengleichheit zu verstehen ist, kontext-
abhängig voneinander abweichen kön-
nen. Welche Chancen sollen also gleich
sein? Startchancen? Entwicklungschan-
cen? Erfolgschancen? Eine mögliche De-
finition zur Klärung dieser Frage liefert
der Philosoph John P. Plamenatz in
„Equality of Opportunity“:

„Man as a worker has equality of op-
portunity with other men when he is
free to choose any occupation he is fit
for and when his chance of acquiring
that fitness is limited only by defects of
nature and morals and not by lack of
education or wealth or social prestige.“

Für den Einzelnen stehen die eigenen
Chancen im Privaten und im Beruf somit
zunächst im Vordergrund. Die Vorberei-
tungen der diesjährigen Bayreuther Dia-
loge machten jedoch auch deutlich, dass
Chancengleichheit ein wesentlich vielfäl-
tigerer Begriff ist, als gemeinhin ange-
nommen. Ebenso wie der Mitarbeiter im
Unternehmen, hofft auch das Unterneh-
men, seine Chancen im nationalen und
internationalen Markt zu wahren. Dar-
über hinaus weisen uns aktuelle Debat-
ten auch immer wieder auf die langfristi-
gen Perspektiven des gesellschaftlichen
und wirtschaftlichen Handelns hin. Bei
Klimaschutz, Staatsverschuldung und
nachhaltiger Ressourcennutzung stellt
sich somit die grundsätzliche Frage, wel-

che Verantwortung wir für die Wahrung
der Chancengleichheit zukünftiger Gene-
rationen haben.

Das Ziel der Veranstaltung war es da-
her angesichts dieser drei Ebenen, den
moralischen Anspruch und wirtschaftli-
chen Nutzen im interdisziplinären Zu-
sammenhang zu betrachten.

Neue Perspektiven: Zwischen
Philosophie und Ökonomie

Die Bayreuther Dialoge, gegründet
und organisiert von Studierenden des
Studiengangs „Philosophy & Economics“
an der Universität Bayreuth, boten bereits
zum siebten Mal die passende Plattform
für die Diskussion eines solch umfassen-
den und gesellschaftsrelevanten Themas.
Im Zentrum des Symposiums steht dabei
die Idee, die jeweiligen Fragestellungen
aus unterschiedlichsten Blickwinkeln mit
philosophischer Grundsätzlichkeit und
ökonomischem Sachverstand zu erörtern
sowie nachhaltige und zukunftsweisende
Lösungsansätze zu finden. Dabei soll die
Verbindung von Philosophie und Ökono-
mie ihre Anwendung auch in der Praxis
finden und nicht in der Theorie verhaftet
bleiben. Zu diesem Zweck führt das in
Deutschland einzigartige Symposium
jährlich Theoretiker und Praktiker aus
Wirtschaft und Gesellschaft auf dem Cam-
pus der Universität Bayreuth zusammen.
Das besondere Potential der Veranstal-
tung liegt zum einen in der Kombination

Text: Alexander Hudea 

Bayreuther Dialoge 2010
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aus Vorträgen, Workshops, World Café
und Podiumsdiskussion, zum anderen in
dem vielfältigen Teilnehmerkreis, der
sich aus Studenten und interessierten
Persönlichkeiten aus Wirtschaft und Wis-
senschaft zusammensetzt. Dieses Format
erlaubt einerseits die notwendige inhaltli-
che Vertiefung des Themas, doch lässt es
gleichzeitig genügend Raum für interakti-
ves, kreatives Arbeiten und den Dialog
zwischen Teilnehmern und Referenten.

Der Rückblick zeigt, dass die Bay-
reuther Dialoge dabei stets hochaktuelle
Themen ansprechen: So beschäftigte
man sich bereits im Jahr 2007 mit dem
Thema „Risiko – HinterFragen und Ver-
Antworten“ aus Sicht der Finanz- und
Versicherungsbranche. Referenten zum
Thema waren u.a. der damalige Vor-
standschef der Deutschen Bahn AG, Hart-
mut Mehdorn, und der Chefvolkswirt der
Deutschen Bank, Norbert Walter. Im
Rahmen der Wirtschaftskrise folgten die
Themen „Moralisierung der Märkte –
neue OhnMacht des Konsumenten“ so-
wie „Agenda Humanitas – Wirtschaft
(ver)sucht Menschlichkeit“. Als Referen-
ten begrüßten die Organisatoren dabei
u.a. den heutigen Bundeswirtschaftsmi-
nister Rainer Brüderle, Dm-Gründer
Götz Werner und den Lufthansa-Auf-
sichtsratsvorsitzenden Jürgen Weber.

Eine Investition in die Zukunft
Auch 2010 konnten wieder zahlreiche

Experten gewonnen werden, die die
Chancengleichheit zukünftiger Genera-
tionen, deutscher Unternehmen am Welt-
markt sowie die Chancengleichheit des
Einzelnen aus unterschiedlichen Per-
spektiven beleuchteten. Die Chancen-
gleichheit zukünftiger Generationen wur-
de im ersten Vortrag von Prof. Dr.
Wolfgang Seiler thematisiert, der als 
Direktor i.R. des Instituts für Meteorolo-
gie und Klimaforschung (IMK-IFU) die
Folgen des Klimawandels und die da-
durch weltweit veränderten Lebensbe-
dingungen skizzierte. Prof. Seiler erläu-
terte dabei soziale und wirtschaftliche
Herausforderungen und forderte verant-
wortungsvolles Handeln im Hinblick auf
zukünftige Entwicklungen. Gleichzeitig
rief er jedoch auch dazu auf, die Chan-
cen zu nutzen, die diese Veränderungen
mit sich brächten. Gegebene Chancen zu
ergreifen forderte im darauf folgenden
Vortrag auch Dr. Boris Maurer, Berater,
Angel-Investor und langjähriger Partner
bei McKinsey & Company. Um Deutsch-
lands Chancen auf dem Weltmarkt zu
wahren, brauche es einerseits gezielte
Investitionen in Bildung und Innovation,
aber auch Mut zum Risiko. Die Aus-
gangssituation des Landes sei dabei im

Grunde sehr gut. Doch müsse man es an-
gesichts des Fachkräftemangels vermei-
den, weiter Schulabbrecher zu produzie-
ren und zudem die technologische und
wirtschaftliche Spitzenposition Deutsch-
lands in Telekommunikation, Verkehr
und Energie sichern. Nur so sei langfris-
tiger Erfolg möglich. Die Diskussion 
wurde anschließend in zwei Workshop-
runden fortgesetzt, und einzelne Frage-
stellungen wurden vertieft. So beschäftig-
te sich der Workshop von Prof. Dr.
Gerhard Kruip, Professor für Christliche
Anthropologie und Sozialethik an der 
Johannes Gutenberg-Universität Mainz,
mit den fatalen Auswirkungen der gegen-
wärtigen Staatsverschuldung auf die
Chancen der nachfolgenden Generation.
Prof. Kruip verdeutlichte den Teufels-
kreis der Neuverschuldung, bei dem auf-
grund immer größerer Zinslast immer
weniger finanzielle Mittel für rentable In-
vestitionen verblieben. Entsprechende
Maßnahmen zum Schuldenabbau seien
daher umgehend notwendig, was jedoch
u. a. durch die parteipolitische Fixierung
auf Wiederwahlen erschwert werde. In
weiteren Workshops wurde vor allem die
Verbindung von Innovation und Chan-
cengleichheit betont. Dr. Roland Werner,
Executive bei IBM, verdeutlichte dazu die
Rolle von IT-Innovationen für die Chan-

Angeregte 

Diskussion im

„World Café“ 
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cen von Menschen in Entwicklungslän-
dern. So trage beispielsweise die Tele-
Medizin oder der digitale Zugang zu Wis-
sen zur signifikanten Verbesserung des
Lebensstandards und der Entwicklungs-
chancen bei. In ihrem Workshop plä-
dierte das Team der Design-Thinking
Agentur Dark-Horse-Innovation zudem
auf spielerische Weise für die gleichbe-
rechtigte Teilnahme aller Mitarbeiter am
Innovationsprozess, dessen Erfolg ent-
scheidend für die Chancen jedes Unter-
nehmens im Markt sei.

Am Sonntagmorgen gab das World
Café allen Teilnehmern und Referenten
dann die Möglichkeit, den bisherigen In-
put aus Vorträgen und Workshops in
kleiner Runde auszutauschen. Begleitet
wurde der rundenbasierte Ablauf durch
kontroverse Thesen, die von den Gewin-
nern des jährlichen Essaywettbewerbs
vorgestellt wurden und als Grundlage für
die Gruppendiskussionen dienten. Die
Ergebnisse jeder Gruppe wurden an-
schließend zu einem Puzzle zusammen-
gefügt. Im abschließenden Vortrag bestä-

tigte Dr. Matthias Wehling, Mitglied der
Geschäftsführung der Ernst & Young
GmbH, den Nutzen von Diversität, Inte-
gration und Bildungsförderung für Wirt-
schaft und Gesellschaft. Angesichts glo-
baler wirtschaftlicher und sozialer Her-
ausforderungen sei Chancengleichheit
deshalb keine Illusion für Träumer, son-
dern eine Notwendigkeit für Realisten.

Chancen schaffen, 
Chancen ergreifen

Chancengleichheit betrifft jeden von
uns. Deshalb war es das Ziel der Organi-
satoren, das Thema auch über das Ver-
anstaltungswochenende hinaus zu tra-
gen, um auch Außenstehende über die
besprochenen Inhalte zu informieren
und sie an der Diskussion zu beteiligen.
Aus diesem Grund wurde zum wieder-
holten Mal der Unternehmerdialog, eine
Interviewreihe in Zusammenarbeit mit
dem Nordbayrischen Kurier, veranstaltet.
Die befragten Unternehmer äußerten
sich hierbei zum ökonomischen Nutzen
der Chancengleichheit, Einstellungskri-
terien bei Bewerbern sowie zur grund-
sätzlichen sozialen Verantwortung von
Unternehmen. Einig war man sich dar-
über, dass ein Unternehmen nur soziale
Aufgaben übernehmen könne, solange
es profitabel sei. Gewinn sei also not-
wendig, Gewinnmaximierung müsse da-
gegen nicht zwangsweise an erster Stelle
stehen. Werte wie Chancengleichheit
schaffen laut Aussage der Interviewpart-
ner sowohl Herausforderungen als auch
wirtschaftlichen Nutzen. Auf der einen
Seite müsse jeder Bewerber gewisse
Grundvoraussetzungen mitbringen, um
ausbildungsfähig zu sein. Entscheidend
für die Berufschancen des Einzelnen sei-

en deshalb schulische Bildung, aber
auch die Entwicklung sozialer Kompe-
tenzen. Auf der anderen Seite müsse man
aber auch als Unternehmen frühzeitig an
der Förderung des potentiellen Nach-
wuchses z.B. durch Schulkooperationen
mitwirkenden und zudem bestehende
Einstellungsverfahren verbessern, um
die Talente der Bewerber erfolgreich zu
ermitteln. Einige Unternehmen setzen
dabei gezielt darauf, Menschen mit un-
terschiedlichstem persönlichem und
fachlichem Profil gleiche Chancen zur
Mitarbeit zu geben. Die hierdurch im
Unternehmen entstehende Vielfalt an
Ideen und Kompetenzen helfe, der Kom-
plexität der Arbeitswelt zu begegnen und
Flexibilität und Innovation zu fördern.

Ein weiterer Programmhöhepunkt
war die öffentliche, von Studenten mode-
rierte Podiumsdiskussion zum Thema
„Mensch nach Maß – Chancengleichheit
im Zeitalter der Gentechnologie“. An der
Diskussion, ob Gentechnik eine Chance
oder ethisch nicht vertretbar sei, betei-
ligten sich Prof. Dr. Dr. Matthias Beck,
Außerordentlicher Universitäts-Profes-
sor für Moraltheologie an der Universität
Wien, Prof. Dr. Jochen Taupitz, Ordina-
rius an der rechtswissenschaftlichen Fa-
kultät der Universität Mannheim und
Mitglied im Deutschen Ethikrat, sowie
Dr. Stefan Lorenz Sorgner, Lehrbeauf-
tragter für Philosophie an der Universität
Erfurt, und Christine Primbs, Vorsitzende
der Landesarbeitsgemeinschaft „Ge-
meinsam leben – gemeinsam lernen“,
die sich für die Integration behinderter
Kinder in das gesellschaftliche Leben
einsetzt. Prof. Beck kritisierte die Vor-
stellung einer genetischen Auswahl, da
es sich auch im Frühstadium bereits um

Verleihung des Bayreuther Vorbildpreises 

an Julia von Dohnanyi
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menschliches Leben handele. Die Frage,
ob ein Leben lebenswert sei, beurteilte
auch Frau Primbs schon als grundsätz-
lich falsch. Vielmehr müsse man z.B. die
Ängste der Gesellschaft vor behinderten
Menschen abbauen und mehr Geld statt
in „die ganze Testerei und Diagnostik“ in
die Integration behinderter Menschen
fließen lassen. Prof. Taupitz verwies all-
gemein auf die z. T. widersprüchliche
Rechtslage in dieser Sache und forderte,
das betreffende Recht an die jeweilige
gesellschaftliche Werteentwicklung an-
zupassen. Moralvorstellungen seien kei-
ne Monolithen. 

Den Abschluss des Wochenendes bil-
dete die Verleihung des Bayreuther Vor-
bildpreises. In diesem Jahr ging der
Preis an Julia von Dohnanyi und den
Crossover e.V. aus Hamburg. Zusammen
mit dem bekannten deutschen Rapper
Samy Deluxe und dem ehemaligen 
Basketballnationalspieler Marvin Wil-
loughby gründete sie im Herbst 2007 das
Projekt „Crossover“ mit dem Ziel, etwas
gegen die wachsenden Grenzen zwi-
schen Kindern unterschiedlicher Stadt-
teile und Schulformen zu unternehmen.
Seitdem verbessert der Verein mithilfe
von Musik und Sport erfolgreich das Für-
und Miteinander von Jugendlichen und
fördert Eigeninitiative, Persönlichkeits-
entwicklung und Selbstvertrauen. Frau
von Dohnanyi, Tochter eines weltweit be-
kannten Dirigenten und einer berühm-

ten Opernsängerin, will mit ihrer Arbeit
dazu beitragen, Vorurteile zu überwin-
den und Brücken der Verständigung zu
bauen. Der Erfolg der Arbeit beruht da-
bei auf erlebnisorientiertem Lernen und
der persönlichen Auseinandersetzung
mit den jungen Menschen. Erst dadurch
würden diese zum Mitmachen motiviert
und ihre Kreativität sowie Eigeninitiative
gefördert. Die Arbeit des Vereins verdeut-
licht damit einen zentralen Aspekt der
Chancengleichheit: Die institutionellen
Rahmenbedingungen zu schaffen ist not-
wendig, doch keineswegs hinreichend.
Vielmehr wird Chancengleichheit oft erst
im kleinen Rahmen, in der direkten Aus-
einandersetzung mit den Menschen rea-
lisiert. Und so muss auch die Förderung
von Chancengleichheit im persönlichen
Austausch mit den Beteiligten stattfinden.
Im Falle des Crossover e.V. bedeutet dies,
Kompetenzen und Grundwerte wie Kom-
munikations- und Teamfähigkeit, Tole-
ranz, Respekt und Kritikfähigkeit zu 
vermitteln und die Jugendlichen so zu
befähigen, ihre Chancen zu ergreifen.

Bewährte Konzepte 
und neue Ideen

Die persönliche Auseinandersetzung
und der Dialog zwischen Referenten und
Teilnehmern haben auch 2010 die Ver-
anstalter in ihrem Grundkonzept bestä-
tigt. Statt das Programm auf Vorträge zu
beschränken, soll deshalb auch im Fol-

K O N TA K T
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gejahr wieder auf überschaubare Dis-
kussionsrunden und interaktive Elemen-
te gesetzt werden. Die vergangene Veran-
staltung setzte zudem auf eine verstärkte
Anzahl von Workshops im Vergleich zum
Vorjahr, da auf diese Weise der Vielfalt
des Themas Rechnung getragen werden
konnte. Darüber hinaus profitieren die
Bayreuther Dialoge von einer bewusst
begrenzten Teilnehmerzahl. Die ca. 150
Teilnehmer ermöglichen ein familiäres
Ambiente und einen regen Gedanken-
austausch aller Beteiligten, sei es im
Workshop, in den Pausen oder beim ge-
meinsamen Abendessen. Für die folgen-
den Jahre gilt es daher, bewährte Kon-
zepte weiter zu verfolgen und die Veran-
staltung durch neue Ideen zu berei-
chern. In Verbindung mit stets aktuellen
Themen bieten die Bayreuther Dialoge
damit ein einzigartiges und dynamisches
Veranstaltungsprofil. In diesem Sinne
freuen sich die Organisatoren auf span-
nende, informative und erkenntnisreiche
Dialoge 2011.

Abschlusspodium der Bayreuther Dialoge 2010
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» «
Korruption messbar 

machen – der

Corruption 
Perception 
Index (CPI)

F ür die Medien galt Korruption
noch vor wenigen Jahren als sper-
riges und daher unattraktives

Thema. Seit Mitte der 1990er Jahre hat
sich dies jedoch grundlegend geändert:
Weltweit kommt es seitdem genau ein-
mal im Jahr zu einer regelrechten Welle
an Berichterstattung zu Korruption. 
Diese Entwicklung ist dem „Corruption
Perception Index“ (CPI) zu verdanken.
Durch die Zuspitzung von Korruption
auf ein jährlich veröffentlichtes Länder-
ranking wurde das vorher schwammige
Thema greifbar und Entwicklungen be-
schreibbar. Der Index stieß jedoch
nicht nur in den Medien auf breite Re-
sonanz. Keine wissenschaftliche Studie
über Korruption im Ländervergleich
kommt heute mehr ohne Rückgriff auf
den CPI aus. Es konnten so Zusammen-
hänge zwischen dem CPI-Ergebnis und

der natürlichen Ressourcenausstattung,
vorherrschenden Industriestrukturen
oder auch dem Wirtschaftswachstum
der Länder gefunden werden. 

Der CPI selbst ist dabei ein Meta-In-
dex, in dem Ergebnisse aus 13 verschie-
denen Befragungen von Länderexperten
aggregiert werden. Diese Umfragen er-
heben mit unterschiedlichen Fragestel-
lungen und Methoden eine subjektive
Einschätzung der wahrgenommenen
Korruption im öffentlichen Sektor. Um in
den CPI aufgenommen zu werden, müs-
sen aus mindestens drei verlässlichen
Quellen Daten zu dem entsprechenden
Land vorliegen. Dies ist mittlerweile für
178 Länder der Fall; weiße Flecken auf-
grund fehlender Daten sind Länder wie
Nordkorea und mehrere Kleinststaaten.
Aus den verschiedenen Ausgangsdaten
wird dann für jedes Land ein Wert zwi-

Text: Jens Claussen

schen 1 und 10 errechnet. Je niedriger
der Ergebniswert, desto größer ist die
Korruptionswahrnehmung. 70% der
Länder und 90% der Entwicklungslän-
der erreichen dabei einen Wert von un-
ter 5. Deutschland kam im Jahr 2010 ge-
meinsam mit Österreich auf einen Wert
von 7,9 und damit auf Platz 15. Mit der
Punktzahl 9,3 auf Platz 1 standen Däne-
mark, Neuseeland und Singapur. Mit
dem Wert 1,1 nahm Somalia den letzten
Platz ein (alle Daten Stand 2010; Trans-
parency International 2010).

Neben der Erfolgsgeschichte des In-
dex ist auch dessen Entstehungsge-
schichte interessant. Entwickelt wurde
der CPI in den Anfangstagen von Trans-
parency International (TI) im Jahr 1995
von einem Praktikanten bei der damals
noch weitgehend unbekannten Organi-
sation. TI ist heute eine der einfluss-
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reichsten NGOs, der ehemalige Prakti-
kant, Prof. Dr. Johann Graf Lambsdorff,
einer der renommiertesten Korruptions-
forscher. Bis letztes Jahr erstellte er im
Auftrag von TI auch weiterhin den In-
dex, mittlerweile wird dies von der Or-
ganisation selbst übernommen.

Oftmals wird der CPI allerdings unre-
flektiert verwendet. Wenn Deutschland
von Platz 14 auf 15 abrutscht, gilt dies
als schlecht. Wenn Singapur besser plat-
ziert ist, gibt es dort angeblich weniger
Korruption. Tatsächlich können derart
einfache Schlüsse aus dem CPI aller-
dings nicht gezogen werden. Die Zu-
sammensetzung des Ergebnisses aus
wechselnden Studien mit völlig unter-
schiedlichen Herangehensweisen macht
eine Trendaussage nur bei erheblichen
Veränderungen möglich. Was als Kor-
ruption verstanden wird, ist kulturell

und im Zeitablauf zudem unterschied-
lich. Weiter ist die ausschließlich im 
öffentlichen Sektor betrachtete Korrup-
tion nur ein Ausschnitt der gesamten
Korruption.

Das größte Problem des CPI ist je-
doch ein allzu naheliegender Fehl-
schluss: Zu einfach wird von dem er-
reichten Punktwert auf die tatsächliche
Korruption in dem Land geschlossen.
Tatsächlich misst der Index jedoch nur
die perzipierte Korruption. Dass dies
deutlich auseinanderfallen kann, zeigt
ein einfaches Beispiel: Eine typische
Maßnahme zur Korruptionsbekämpfung
ist eine besser ausgestattete Ermittlungs-
behörde. Diese führt zu mehr aufge-
deckten Korruptionsfällen und damit zu
einer Verringerung der Korruption.
Wenn diese Fälle nun vermehrt öffent-
lich werden, steigt gleichzeitig die Kor-

K O N TA K T
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ruptionswahrnehmung. Weniger Kor-
ruption geht hier also mit einer höheren
Korruptionswahrnehmung einher. Wäh-
rend dieser Fehlschluss der Gleichset-
zung von Perzeption und Realität bei der
Interpretation der Ergebnisse durch
Wissenschaft und Medien erfolgt, wird
ein derartiger Zusammenhang aller-
dings von den Autoren des CPI selbst
nicht behauptet. Auch hier entspricht
also die Perzeption (der Aussagekraft
des CPI) nicht der Realität.

Der CPI zeigt, wie durch ein entspre-
chendes Werkzeug ein vorher schwer
greifbares Thema so verpackt werden
kann, dass es regelmäßig eine hohe 
Medienresonanz erfährt und auch in
der quantitativen wissenschaftlichen
Diskussion Anklang findet. Dies alleine
führt zu einer höheren Beschäftigung
mit dem Thema, woraus sich Lösungs-
ansätze für den wichtigen Kampf gegen
Korruption ergeben können. Bei der
Verwendung der Daten sollte jedoch
künftig eine stärkere Achtsamkeit hin-
sichtlich der Grenzen der Aussagekraft
des CPI Einzug halten.

Weitere Informationen zum Index
zum CPI finden sich im Internet unter
www.transparency.org.



FORUM Wirtschaftsethik 19. Jg., Nr. 1/201160

Für die Philosophie ist die Wirt-
schaft kein gänzlich unbekannter
Gegenstandsbereich. Bei einge-

hender Lektüre zeigt sich, dass philoso-
phische Denker auch über die Wirt-
schaft nachgedacht oder wenigstens
diese in ihre Überlegungen mit einbe-
zogen haben. Dass sie dennoch nicht in
jener Komplexität die ökonomischen
Sachfragen und Probleme behandeln,
wie es sich die Moderne vielleicht wün-
schen würde, darf aber nicht enttäu-
schen. Eine Wirtschaftsethik, die sich
aktuellen wirtschaftlichen Fragestellun-
gen vor dem Hintergrund des normativ-
ethischen Sollens der Moralphilosophie
widmet, ist als eigene Disziplin noch
jung. Als Nachteil kann ihr das jedoch
nur angelastet werden, wenn dogmati-
sche Lösungsansätze für die in der
Wirtschaft vielfältig anfallenden Proble-
me erwartet werden. Die Wirtschafts-
ethik sollte deshalb von vornherein als
ein ständiger Begleitprozess, als Refle-
xion philosophischer Wertebegründung
zu aktuellen wirtschaftlichen Entwick-
lungen und einzelnen Wirtschaftspro-
zessen verstanden werden.

Eine erste explizite Beurteilung öko-
nomischen Handelns findet sich bekann-

termaßen bereits in der Aristotelischen
Tugendethik. Das Gute bemisst sich dort
nach dem Leitprinzip Glück, an welchem
sich alternative, für gut gehaltene Le-
bensformen messen lassen müssen. So
gilt für Aristoteles aus ethischer Perspek-
tive das chrematistes bios, eine Lebens-
führung, die allein der Vermehrung des
Reichtums dient, als dem Leitprinzip
Glück unangemessen und taugt damit
nicht zum Ziel menschlicher Lebensfüh-
rung. Schon hier zeigt sich: Die Beurtei-
lung ökonomischer Entwicklungen und
Einzelhandlungen in Bezug auf deren
moralischen Gehalt muss sich auch ein
vermeintlich moralfreier, da effizienter
Wirtschaftraum gefallen lassen.

Im Versuch eine moralphilosophi-
sche Reflexion auf den Lebensbereich
wirtschaftlicher Handlungen vorzuneh-
men, widmet sich das Dissertationspro-
jekt einem zwar einflussreichen, für
Wirtschaftsfragen aber zunächst nicht
einschlägigen Philosophen. Immanuel
Kants Philosophie ist für eine ausge-
prägte theoretische Philosophie und für
den kategorischen Imperativ bekannt.
Neben der Frage nach der personalen
Moral, dem Sollen individuellen Han-
delns behandelt Kant aber mindestens

Ökonomie nach Maßgabe 
des Vernunftrechts

Text: Martin Schröter
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Martin Schröter studierte Philosophie, Volkswirt-

schaftslehre und Öffentliches Recht an der Eberhard-

Karls-Universität Tübingen und an der Université

Jean Moulin, Lyon (France). Seit 2009 ist Martin

Schröter wissenschaftlicher Mitarbeiter an der

Arbeitsstelle Wirtschaftsethik des Fachbereichs Wirt-

schaftswissenschaften der Goethe-Universität Frankfurt am Main.

Aufgabe der Arbeitsstelle ist die Organisation und Durchführung 

des Basispflichtmoduls „Ethik in den Wirtschaftswissenschaften“ im

Bachelorstudiengang. Die Arbeitsstelle versteht sich auch als inter-

disziplinäre Einrichtung, die den Austausch zwischen den Disziplinen

im Themenfeld der Wirtschaftsethik fördert und durch Vortragsreihen

auf wirtschaftsethische Fragestellungen bei Studierenden aber auch

bei Professoren an der Goethe-Universität Frankfurt aufmerksam

machen will. Seit September 2010 hat er die Leitung der Arbeitsstelle

Wirtschaftsethik übernommen. Mit seinem Promotionsprojekt, das 

von Professor Höffe (Tübingen) betreut wird, nähert sich Martin

Schröter den wirtschaftsethischen Fragestellungen von philosophischer

Seite, genauer, aus einer philosophisch-anthropologischen Perspektive

des moralischen Rechts.

ebenso präzise die institutionelle Per-
spektive. Kants Begriff des schlechthin
Guten hat also zwei Gesichtspunkte: Ne-
ben der personalen Seite menschlicher
Praxis eine institutionelle Seite, welche
für die normative Ordnung von Recht
und Staat Gültigkeit besitzt. Welche Be-
deutung diese zweistufige Moral für die
Wirtschaft besitzt ist dabei noch unge-
klärt. Ist für die Wirtschaft ein eigener,
ein dritter Bereich der Moral nötig, oder
kann sie unter einen der beiden, even-
tuell auch unter beide Gesichtspunkte
subsumiert werden? Es ist also genauer
zu fragen, in welchem Bereich Kant den
Geltungsbereich wirtschaftlichen Han-
delns in seiner Philosophie verortet. 

Die Arbeit untersucht dabei zunächst
um welchen Gegenstandsbereich es sich
im Falle der Wirtschaft aus Perspektive
der Kantischen Philosophie handelt und
erkennt in ihm eine anthropologisch
begründete Tauschgesellschaft freier,
sich wechselseitig beeinflussender We-
sen. Weil sich die Wirtschaft aus einer
philosophisch-anthropozentristischen
Perspektive als Besitznahme knapper
Ressourcen betrachten lässt, treten die
wirtschaftenden Individuen unweiger-
lich in einen ökonomisch begründeten
Konflikt wechselseitiger Beeinflussung.
Nach Maßgabe der Gerechtigkeit ist die
wechselseitige Beeinflussung wirtschaft-
licher Handlungen entsprechend des
Vernunftrechts auszugestalten. Versteht
man, wie Kant, die Gerechtigkeit als
Durchsetzung eines nach äußeren Ge-
setzen moralischen Rechts, so unterliegt
freilich auch der ökonomische Tausch
wirtschaftender Subjekte dem Prinzip

der Gerechtigkeit. Denn gerade im wirt-
schaftlichen Handeln, verstanden als
Umgang mit knappen Ressourcen, wird
das wesentliche Merkmal, zurechen-
bare Handlungen, sich wechselseitig 
beeinflussender Individuen, ersichtlich.
Mit Hilfe der sozialen Moral, der ge-
schuldeten pflichtmäßigen Tat (morali-
sches Recht), ist letztlich eine Begrün-
dung für die Notwendigkeit einer
gerechten Ausgestaltung wirtschaft-
licher Handlungen und Prozesse, also
eine Ökonomie nach Maßgabe des Ver-
nunftrechts zu erwarten.
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Machen statt meckern

DRegionalforen des DNWE mehr
miteinander zu vernetzen, ist 
keine neue Idee. Anläufe dazu

gab es in der bald 20jähigen Geschichte
des DNWE immer wieder. Der jüngste
Schritt hierzu war das Treffen der Leite-
rinnen und Leiter der Regionalforen 
sowie der Vertretung unserer sneep-Or-
ganisation in Hofheim im Taunus. Und
was der knapp 24stündige Austausch
der neun Teilnehmenden an Erfahrun-
gen, Erkenntnissen und Ergebnissen
gebracht hat, war weit mehr als alle Be-
teiligten sich erwartet hatten: Eine ver-

trauensvolle, inhaltlich kompetente und
methodisch abwechslungsreiche Zu-
sammenarbeit, an deren Ende wichtige
Beschlüsse für das weitere Vorgehen
gefasst werden konnten.

Der Erfahrungsaustausch offenbarte
eine reichhaltige Palette von Veranstal-
tungen und Projekten, mit denen die 
Regionalforen vor Ort Wirtschaftsethik-
Angebote für DNWE-Mitglieder und In-
teressenten bereits durchgeführt haben
oder planen: Stakeholderdialoge, Veran-
staltungsreihen, Stammtische mit eher
informellem oder formellem Charakter

(also gemütliche und „ungemütliche“
Treffen), Firmenbesuche – ja sogar die
Organisation von EBEN-Veranstaltungen
2005 in Bonn oder der DNWE-Jahres-
tagung 2011 in Elmshorn gehören zum
Repertoire der Regionalforen. Dass die-
ses Engagement auf Dauer nicht von 
Einzelpersonen geleistet werden kann,
versteht sich von selbst. Für die „Organi-
sationsform Regionalforum“ haben sich
daher insbesondere Tandem-Leitungen
oder kleine Leitungsteams bewährt.
Trotzdem müssen längjährige Forenlei-
ter damit leben, dass es nach Phasen der
erfolgreichen Projekte auch Zeiten des
Stillstands gibt, die eine „Wiederbele-
bung“ erforderlich machen. Das von er-
fahrenen „Aktivisten“ zu hören, war für
alle spannend und entlastend, was die ei-
genen – oft hohen – Ansprüche betrifft.

Eine der wichtigsten Erkenntnisse des
Treffens ist der Bedarf nach mehr Kom-
munikation zwischen den Regionalforen
und dem Vorstand, und zwar in beide
Richtungen. Als jemand, der seit 2003 in

Klausurtagung der Regionalforenleitungen 22./23. Januar 2011

„Familien-Bild“ beim Treffen der

Leitungen der Regionalforen 

(RF, von links nach rechts): 

Carina Vollmer (RF Nord), Martin

Priebe (RF Baden-Württemberg),

Jochen Weimer (RF Rhein-Main),

Svenja Haverkamp (sneep), Holger

Rohde (RF Berlin-Brandenburg),

Jonas Gebauer (RF Bayern),

Johanna Schnurr (RF Nord), 

Frank Simon (RF NRW) und 

Silvia Schröter (RF Sachsen).

Text: Martin Priebe
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Baden-Württemberg selbst die Erfah-
rung des Neu-Aufbaus eines Regional-
forums gemacht hat, habe ich mich in
meiner Vorstandstätigkeit seit 2008 be-
wusst als Ansprechpartner der Regional-
foren positioniert. Das aktuelle Treffen
betrachte ich als ersten Meilenstein die-
ses Arbeitsschwerpunktes. Als Vertreter
des DNWE-Vorstands wurde mir wäh-
rend des Treffens immer deutlicher be-
wusst, dass die Arbeit sowohl des Vor-
stands als auch der Regionalforen von
einer stärkeren Vernetzung beider Be-
reiche erheblich profitieren kann: Die
Regionalforen zum Beispiel frühzeitig in
strategische Entwicklungen einzubezie-
hen, hilft dem Vorstand seine Entschei-
dungen auf eine verlässliche und breite
Basis zu stellen. Andererseits können die
Foren ihre aktuellen Planungen dann
viel klarer in den Kontext einer allgemei-
nen DNWE-Strategie stellen. Erste Ideen,
wie dieser Informationsfluss verbessert
werden kann, wurden in Hofheim be-
reits entwickelt. Künftig werde ich nach
den Vorstandssitzungen eine Telefon-
konferenz mit den Leitungen der Regio-
nalforen durchführen, um diese über
aktuelle Entwicklungen zeitnah zu infor-
mieren und Nachfragen zu ermöglichen.

Ein Highlight des Treffens war die 
Reflexionsrunde am Abend: Welche 
Motivation, welche Ziele und welches
Selbstverständnis haben die derzeitigen
Leiterinnen und Leiter der DNWE-Regio-
nalforen? „Engagieren statt meckern“,
„sinnstiftende Arbeit“, „Wissenstransfer
und Sensibilisierung“ oder „Spaß an der
Herausforderung“ lauteten zum Beispiel

einige Antworten auf die Frage nach der
Motivation. Dabei verstehen sich die
„Aktivposten vor Ort“ als „Experten“
(wenngleich mit unterschiedlicher Aus-
bildung und beruflicher Erfahrung), als
„Netzwerker“, „dienender Moderator
und Impulsgeber“, „Sparringspartner“
– aber natürlich auch als „Akquisiteur“.
Ziele der Regionalforenleiter sind insbe-
sondere, der Wirtschaftsethik und dem
DNWE eine Öffentlichkeit zu verschaffen,
die Thematik praxisnah und praxisrele-
vant an Entscheidungsträger heranzu-
tragen, Gleichgesinnte zusammenzu-
bringen, neue Mitglieder zu gewinnen
oder auch „Zündfunken und Leuchtfeu-
er in der Region“ zu sein.

Dass hierzu viel (ehrenamtliches!)
Engagement erforderlich ist und man
manchmal „nur kleine Brötchen ba-
cken“ kann, ist allen bewusst. Gerade
deshalb standen in der letzten Phase des
Treffens Fragen im Raum, wie die Arbeit
insgesamt effizienter gestaltet werden
kann? Der Ausbau des Informations-
flusses zwischen Foren und Vorstand ist
dazu ein wichtiger erster Schritt. Der
weitere und möglichst kontinuierliche
Austausch zwischen den Regionalforen
ist jedoch genauso wichtig. Daher wol-
len sich die Regionalforenleitungen
künftig regelmäßig persönlich begeg-
nen, einmal jährlich bei einem eigenen
Klausurtreffen. Dazwischen soll durch
die Einrichtung eines Arbeitsbereiches
für die Regionalforen im Intra-Net des
DNWE der Austausch von Ideen, Veran-
staltungsformaten und Projekten er-
leichtert werden. Vor Ort haben sich 

die Forenleitungen vorgenommen, sich
noch stärker mit vorhandenen sneep-
Lokalgruppen zu vernetzen; aus diesem
Grunde war auch das Koordinations-
Team von sneep beim Hofheimer Tref-
fen mit vertreten. Erste konkrete Schrit-
te wurden bereits beschlossen.

Ein nicht unbeachtliches Neben-Er-
gebnis des Treffens war die Erkenntnis,
dass beim DNWE oft ein hochkarätiger
Mix von wirtschaftsethischem Sachver-
stand mit guter Methodenkompetenz
anzutreffen ist. Dies ist nicht nur für das
DNWE und seine eigene Arbeit wertvoll.
Wir haben damit eine Art „Alleinstel-
lungsmerkmal“, das für interessierte
Unternehmen und Organisationen im
wahrsten Sinne des Wortes wert-voll ist.
Wie diese Kompetenz im DNWE ausge-
baut werden kann und ob und wie sie
für Mitglieder und interessierte Firmen
angeboten werden kann, wird eine klei-
ne Arbeitsgruppe bis zum Frühjahr klä-
ren. Ein erster Schritt in diese Richtung
wird die Ausarbeitung eines Methoden-
Workshops sein, der schon im Herbst
als Pilotprojekt angewendet werden soll
– beim nächsten Treffen der Regional-
forenleitungen.

K O N TA K T

Martin Priebe

Martin Priebe - Beratung &

Training

martin@priebe-beratung.de






